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EDITORIAL/111: Über den Weg der Mitte ... (SB)
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Über den Weg der Mitte ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Der mittlere Weg führt deshalb, ihr Mönche, zur Erleuchtung und zum
Nirvana, weil ihn der Vollendete, wenn er ihn erkannt, durchdrungen
und verstanden hat, gar nicht erst beschreitet. Ebenso wie er die
beiden anderen, Askese und Prasserei, vermieden hat, wird er so auch
dem Extrem des mittleren Pfades entgegentreten.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) Helmut Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ...,
MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 83


9. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
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ANTI-SCHLACHTHOF-WIETZE-AKTION/029: Fronten und Ereignisse - Lebensnachhalt Wald ... (Robin Wood)


Pressemitteilung von ROBIN WOOD und Mighty Earth vom 12.11.2018

Kein Geflügelfleisch aus Raubbau-Soja!

Kletterprotest am Futtermittel-Silo des Fleisch-Konzerns Rothkötter im
Emsland



"Tropenwald nicht verfüttern" - ein Banner mit dieser Aufschrift haben
Aktive der Umweltorganisationen ROBIN WOOD und Mighty Earth gestern
Vormittag am Futtermittel-Silo der Firma Rothkötter im Eurohafen Haren
im Emsland entrollt. Sie fordern von Rothkötter, die Verwendung von Soja
aus Entwaldung sicher und nachvollziehbar auszuschließen. Das
Unternehmen ist einer der größten Geflügelfleischproduzenten in
Deutschland und ein Hauptlieferant der Discounter Lidl, Aldi Süd und
Netto Marken-Discount. Im Eurohafen befindet sich Rothkötters größte
Futtermittelanlage.

ROBIN WOOD und Mighty Earth haben recherchiert. Anhand von
Satellitenbildern, Schiffs- und Navigationsdaten sowie
Undercover-Interviews mit Hafenmitarbeiter*innen können die
Umweltschützer*innen Schiffsbewegungen zwischen den Futtermittel-Silos
der Agrarfirmen Bunge und Cargill in Amsterdam und dem Silo von
Rothkötter in Haren nachweisen. Das Brisante: Bunge und Cargill wurden
im Mai 2018 von der brasilianischen Umweltbehörde im Zusammenhang mit
illegalen Entwaldungen für den Sojaanbau mit hohen Strafzahlungen
belegt. Beide Firmen haben unter den bekannten Agrarhändlern zudem das
höchste Entwaldungsrisiko für Soja in Südamerika: In Regionen, in denen
entweder nur Cargill oder nur Bunge Silos besitzen, wird besonders viel
und oft gerodet.

"Rothkötter muss die Verwendung von Soja aus Tropenwaldraubbau sicher
und nachvollziehbar ausschließen. Der Schutz muss sich dabei auf alle
tropischen Wälder erstrecken, nicht allein auf den brasilianischen
Amazonas-Regenwald", fordert Tina Lutz, Tropenwaldreferentin bei ROBIN
WOOD. "Ansonsten macht sich das Unternehmen mitschuldig an
Waldzerstörung und Menschenrechtsverletzungen in den Herkunftsländern
des Soja."

Allein für die hiesige Tierproduktion wird in Südamerika auf einer
Fläche von 2,5 Millionen Hektar Soja in Monokultur angebaut - wofür
Wälder zerstört und Menschen von ihrem Land vertrieben werden. Um den
Druck von den tropischen Wäldern zu nehmen, drängt ROBIN WOOD daher auf
einen Ausstieg aus dem Eiweißfutter-Import aus Übersee und auf eine
drastische Reduktion der Tierproduktion.

Der "Deutsche Verband Tiernahrung", der auch Rothkötter vertritt, tut
viel zu wenig, um die Lieferketten seiner Mitglieder frei von Ressourcen
aus Abholzung zu halten. Die von der Branche erarbeiteten europäischen
Leitlinien für nachhaltige Sojabeschaffung sind nicht mehr als eine
unverbindliche Empfehlung.

Im Januar 2018 hatten Mighty Earth und ROBIN WOOD die wichtigsten
deutschen Futtermittel- und Fleischproduzenten, darunter Rothkötter, um
Auskunft gebeten, ob sie Soja von Bunge oder Cargill beziehen und die
Offenlegung von Systemen zur Rückverfolgbarkeit verlangt. Rothkötter
verweigerte die Auskunft.

ROBIN WOOD und Mighty Earth starteten daraufhin ihre investigative
Recherche und untersuchten die Verbindung von Rothkötter mit Bunge und
Cargill. Die Ergebnisse fassten sie im Bericht "Raubbau für
Geflügelfleisch" zusammen, den sie heute veröffentlichen. Zuvor gaben
sie Rothkötter erneut Gelegenheit, zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen,
erhielten aber wiederum keine Antwort.

ROBIN WOOD hat zudem heute die Abnehmer von Rothkötters Geflügelfleisch
schriftlich aufgefordert, die Geschäftsbeziehungen mit Rothkötter nur
weiterzuführen, wenn das Unternehmen Soja aus Entwaldung sicher und
nachvollziehbar ausschließt.

"Aldi Süd und Lidl sowie der Mutterkonzern von Netto Marken-Discount,
Edeka, haben sich dem 100 Prozent-Ziel für nachhaltiges Futter-Soja
verpflichtet. Auch ihre Glaubwürdigkeit steht auf dem Spiel. Sie dürfen
sich nicht länger hinter ihren Hausmarken verstecken, unter denen sie
das Rothkötter-Fleisch vermarkten", sagt Anahita Yousefi, Campaignerin
bei Mighty Earth.

Die gestrige Protestaktion bei Rothkötter fand einen Tag vor der
Eröffnung der weltweit größten Messe für Tierproduktion "EuroTier" in
Hannover statt. Dagegen haben mehrere Gruppen, darunter Animal Climate
Action und die Bürgerinitiative Wietze, in dieser Woche Proteste und
eine Demonstration angekündigt. Aktive von ROBIN WOOD, Mighty Earth und
anderen werden am 13. November ab 10:00 Uhr vor dem Messeeingang Nord in
Hannover mit einem Infostand vertreten sein.


Recherche-Bericht von ROBIN WOOD und Mighty Earth: "Raubbau für
Geflügelfleisch", November 2018:

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Rothko%CC%88tter_Report-Digital.pdf

ROBIN WOOD-Kampagne "Kein Tropenwald im Futtertrog":

https://www.robinwood.de/kampagnen/kein-tropenwald-im-futtertrog

Brief an Rothkötter vom 12.11.2018:

https://www.robinwood.de/sites/default/files/18-11-12%20Rothko%CC%88tter-Brief.pdf

Aufruf von Climate&Justice Games zur Demo gegen die EuroTier am
17.11.18

https://climate-and-justice.games/demo-schluss-mit-der-eurotier-gerechtigkeit-jetzt-und-hier/

 * 

Quelle:

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. November 2018 
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WALD/375: Hambacher Forst - alte demokratische Instanzen ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 11. November 2018

Offener Brief "Entwicklung Bürgerordnung zum Schutz des Hambacher
Waldes" an Ministerpräsident Laschet und Innenminister Reul 

von der zivilgesellschaftliche Arbeitsgruppe "Bürgerordnung zum Schutz des
Hambacher Waldes"



Initiative "Buirer für Buir"

11. November 2018

Ministerpräsident Armin Laschet

Inneminister Herbert Reul

- Versand per Mail / nachfolgend Information Presse -

Offener Brief "Entwicklung Bürgerordnung zum Schutz des Hambacher
Waldes"

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

sehr geehrter Herr Innenminister,

das Oberverwaltungsgericht Münster hat mit seinem Rechtsspruch "vorläufiger
Rodungsstopp" für einen vorläufigen Erhalt des Hambacher Waldes entschieden
und den besonderen Schutzbedarf dargestellt.

Heute sind Menschen aus unterschiedlichen Gruppierungen, die sich für den
Schutz des Waldes engagieren, zu dem Ergebnis gekommen, dass der Wald
während der noch ausstehendenden (letztinstanzlichen) Gerichtsentscheidung
durch eine "Bürgerordnung" vor weiteren Eingriffen geschützt werden soll -
analog der Bürgerordnung aus dem frühen 18. Jahrhundert.

Abzustimmen ist diese "Bürgerordnung" mit dem BUND vor dem Hintergrund der
arten- und naturschutzrechtlichen Belange. Dabei sollen auch Aspekte, wie
Sicherheit und offener Zugang für alle Menschen berücksichtigt werden.

Eine Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus VertreterInnen der
unterschiedlichen Gruppierungen, wird diese "Bürgerordnung" sehr zeitnah
konkretisieren.

Wir bitten die Landesregierung, dieses Vorhaben ausdrücklich zu
unterstützen, um dem Auftrag des OVG Münster zum Schutz des Waldes
nachzukommen.

Bis zur Vorlage der "Bürgerordnung" erwarten wir, dass keine den Wald
gefährdenden Maßnahmen seitens der Landesregierung, der Kommunen sowie RWE
vorgenommen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag der zivilgesellschaftlichen Arbeitsgruppe "Bürgerordnung zum
Schutz des Hambacher Waldes"

Andreas Büttgen

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/518: Klimakampf und Kohlefront - Antikohledemo im Dezember ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - 11. November 2018

"Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!?

Breites Bündnis ruft zu Doppel-Demonstration in Köln und Berlin am 1.
Dezember auf



Berlin/Köln, 11. November 2018 | Unter dem Motto "Kohle stoppen -
Klimaschutz jetzt!" werden am Samstag, 1. Dezember 2018, zeitgleich in Köln
und in Berlin viele Tausend Menschen demonstrieren. Ein breites Bündnis aus
zivilgesellschaftlichen Organisationen ruft drei Wochen vor der
Weltklimakonferenz in Polen (COP24) und kurz vor dem Abschlussbericht der
Kohle-Kommission zum Protest auf. "Wir müssen die Erderhitzung stoppen und
den sozialverträglichen Kohleausstieg schnell und kraftvoll beginnen",
heißt es im Aufruf. "Die Bundesregierung, die in der internationalen
Klimapolitik einmal Antreiberin war, droht endgültig zur Bremserin zu
werden."

In Berlin versammeln sich Demonstrantinnen und Demonstranten um 12 Uhr vor
dem Kanzleramt, um gegen das Versagen der Bundesregierung im Klimaschutz zu
protestieren. In Köln, vor den Toren des größten Braunkohlereviers Europas,
startet die Demonstration an der Deutzer Werft und führt von dort zum Dom
und zurück.

Nach dem Hitzesommer und "Hambi bleibt" geht es um den Wendepunkt im
Klimaschutz. Zu den zentralen Forderungen der Demonstration gehören daher
die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, eine faire Unterstützung für die
am stärksten von der Klimakrise betroffenen Länder und ein gesetzlicher
Fahrplan für einen schnellen Kohleausstieg, mit dem das Abkommen und die
nationalen Klimaziele eingehalten werden. Dazu verlangen die Organisatoren
die schnelle Abschaltung der Hälfte der Kohlekraftwerks-Kapazitäten in
Deutschland, den sofortigen Stopp aller Pläne für neue Kohlekraftwerke und
Tagebaue sowie die zielgerichtete Unterstützung der Beschäftigten in den
betroffenen Kohle-Regionen.

Zum Trägerkreis gehören neben den größten Umweltorganisationen BUND, WWF,
NABU, NaturFreunde Deutschlands mit ihren Jugendorganisationen, die
Klima-Allianz Deutschland, Greenpeace, Germanwatch, Brot für die Welt,
Misereor und Campact.

Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!":

1.12. 12 Uhr Köln, Deutzer Werft (Route zum Dom u.z.)

1.12. 12 Uhr Berlin, Kanzleramt

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseerklärung vom 11. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/517: Klimakampf und Kohlefront - legitime Forderungen ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Gespräch von Ministerpräsident Armin
Laschet mit von Umsiedlung betroffenen Anwohner*innen am 10.11.2018 im
"Ziegenstall" in Kuckum

Koalition der Tagebaubetroffenen am Tagebau Garzweiler



Buir, 11.11.2018. Am Samstag, den 10.11.2018 besuchte der Ministerpräsident
des Landes NRW Armin Laschet das erste Mal von Umsiedlung betroffene
Anwohner*innen und potentielle Grubenrandanrainer*innen.

"Es ist zu begrüßen, dass Ministerpräsident Armin Laschet endlich und
erstmals der Einladung von Betroffenen gefolgt ist. Das verdanken wir
sicherlich auch der neuen Gesamtsituation: der Präsenz der Themen
Klimawandel und dem notwendigen früheren Kohleausstieg, ebenso wie dem
öffentlichen Druck der Zivilgesellschaft. In diesem Zusammenhang sprach der
Einladende Hans-Josef Dederichs auch von einem Paradigmenwechsel:
"Allgemeinwohl ist der Klimaschutz und nicht mehr die Kohle." Wichtig ist
jetzt, dass die Landesregierung dem ersten Gespräch weitere folgen lässt
und dem im Koalitionsvertrag angekündigten Versprechen, die Rechte der
Bergbaubetroffenen zu stärken, auch Taten folgen lässt.

Mich hat die Entschlossenheit, mit der die Anwohner*innen sich für den
Erhalt ihrer Heimat einsetzen, sehr berührt und beeindruckt. Es war
deutlich spürbar, dass sich am Tagebau Garzweiler eine Koalition der
Betroffenen zusammengefunden hat. Die vorgetragenen exemplarischen
Schicksale lassen nur vermuten, wie groß das stille Leiden der über 40.000
Menschen, die in den vergangenen Jahrzehnten allein im Rheinischen Revier
umgesiedelt wurden, gewesen sein muss. Die mangelnde Bürgerbeteiligung und
Transparenz in den Verfahren, das Ausgeliefertsein gegenüber dem
bergbautreibenden Unternehmen RWE , die fehlende Unterstützung der
Umsiedler*innen durch die Landesregierung, ungerechte
Entschädigungsregelungen, der Mangel an adäquater Umsiedlung in Form von
vergleichbaren Grundstücken mit Möglichkeiten des Weiterbetriebes von
Gewerbe, Pferdehaltung und Landwirtschaft, die unwiederbringliche
Zerstörung hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen und unzureichende
Abstände von Siedlungen und Höfen zu Tagebauen waren nur einige der
angesprochenen Themen. Die Anwohner*innen machten mit jedem Redebeitrag
deutlich, dass Umsiedlungen nicht sozialverträglich sind.

Selbstverständlich unterstütze ich die dem Ministerpräsidenten
vorgetragenen Forderungen. Insbesondere der Druck von RWE auf die Umsiedler
muss aufhören und die Beteiligten müssen in der aktuellen Situation auf
Wunsch, und ohne später zu erwartende Nachteile, die
Umsiedlungsverhandlungen so lange aussetzen dürfen, bis die Bundesregierung
die Rahmenbedingungen für den Kohleausstieg beschlossen hat. Vorher dürfen
in den Revieren keine irreversiblen Fakten geschaffen werden."

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/516: Klimakampf und Kohlefront - die Fragen der Enkel ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 9. November 2018

Klimagerechtigkeit heißt Kohleausstieg: 

Christliche Klimapilger feiern Andacht am Kraftwerk Jänschwalde

Gemeinsame Prozession & Demonstration mit Umweltgruppe Cottbus



Sie fordern Klimagerechtigkeit und pilgern seit Anfang September von Bonn
quer durch Deutschland bis Katowice zur nächsten Weltklimakonferenz. Heute
kamen die Teilnehmer/innen des 3. Ökumenischen Klimapilgerwegs auf ihrem
Weg von Cottbus bis zum Kraftwerk Jänschwalde. Begleitet wurden sie von
zahlreichen Lausitzer/innen, die ihre Forderungen unterstützen und sich
insbesondere für den Erhalt des Dorfes Proschim aussprachen. Dazu sei die
baldige Abschaltung der "ältesten, ineffizientesten und klimaschädlichsten
Kohleblöcke der Lausitz" notwendig, so René Schuster von der Cottbuser
GRÜNE LIGA-Gruppe.

Die Pilger/innen, die nun durch alle drei großen deutschen
Braunkohlegebiete gelaufen sind, erklärten ihre Forderungen nach
Klimagerechtigkeit: "Bereits heute ist deutlich, dass wir im globalen
Norden am stärksten zum Klimawandel beigetragen haben - aber bei weitem
nicht die Hauptlast seiner Folgen tragen müssen", so Dr. Christian Seidel,
Langzeitpilger. "Überschwemmungen, Stürme, Starkregen, Hitze und Dürren
vernichten Ernten und verändern Lebensräume für Menschen, Tiere und
Pflanzen. Wasser wird knapp, Hunger breitet sich aus, Menschen müssen ihre
Heimat verlassen. Hier stehen wir in der Schuld und Verantwortung, diesen
Menschen gegenüber aber auch unseren Enkeln gegenüber. Was sollen wir ihnen
antworten, wenn sie uns fragen: Ihr habt doch alles gewusst, warum habt ihr
nichts getan?" Dabei ginge es nicht um einseitige Lösungen, die auf Kosten
einzelner Regionen oder Bevölkerungsgruppen gingen: "Auch beim
Kohleausstieg fordern wir Gerechtigkeit, es kann doch nicht sein, dass
Politik und Energiewirtschaft seit Jahren mit der
 Zukunft der Menschen "pokern", statt Ihnen eine Zukunft zu bauen, die
nicht auf der Vernichtung, sondern auf der Bewahrung der Schöpfung beruht."

"Wir machen uns große Sorgen", bekräftigte auch René Schuster, "dass
Brandenburger Politiker das baldige Ende des Kraftwerks erst nach den
Landtagswahlen im September 2019 zugeben wollen.. Um den Wandel noch
gestalten zu können, ist jeder Monat Planungssicherheit wichtig. Wir müssen
endlich die Zukunft nach dem Kraftwerk vorbereiten!"

Wie klimaschädlich der Betrieb des Braunkohlekraftwerks Jänschwalde ist,
verdeutlichte die Umweltgruppe Cottbus mit einer Theater-Aktion, in der sie
das Kraftwerk als "Tatort" markierten und bildlich mit einer
Tatortabsperrung versahen.


Hintergrund



Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Der Pilgerweg wird unterstützt von einem breiten ökumenischen
Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot
für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks. 

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

Das Kraftwerk Jänschwalde gehört zu den klimaschädlichsten Kraftwerken
Europas. Sein von der LEAG geplanter Weiterbetrieb bis Anfang der 2030er
Jahre ist mit dem Pariser Klimaschutzabkommen unvereinbar. Die LEAG plant
dazu umfangreiche Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd, die das Dorf
Proschim mit Zwangsumsiedlung bedrohen.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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MELDUNG/102: Poetische Sprachmelodie - Ein entscheidendes Bindeglied zwischen Musik und Sprache (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 12.11.2018

Poetische Sprachmelodie: Ein entscheidendes Bindeglied zwischen Musik
und Sprache

Empirische Studie vergleicht vertonte und unvertonte Gedichte mit
überraschendem Ergebnis



Forschungen zu Ähnlichkeiten von Musik und Sprache haben vielfach
musikalische Metren mit dem Rhythmus natürlicher und poetisch metrisierter
Sprache verglichen, nicht aber nach einem genuinen Gegenstück zu
musikalischer Melodie in der Sprache von Gedichten gesucht. Linguistische
Forschung zu melodischen Konturen in natürlicher Sprache ist außerdem sehr
auf einzelne syntaktische Phrasen und Sprechakte beschränkt (z.B. die am
Schluss ansteigende Intonation einer Frage). Unsere Studie zu poetischer
Sprachmelodie geht als erste über diese Beschränkungen hinaus. Wir
analysierten Rezitationen ganzer Gedichte durch mehrere Sprecher/innen auf
potentiell konvergente Konturen von Tonhöhe- und Tondauer-Verläufen, die
inhärente Eigenschaften der Texte selbst sein könnten.




[image: Bild: © F. Bernoully]

Poetische Sprachmelodie: Ein entscheidendes Bindeglied zwischen Musik
und Sprache

Bild: © F. Bernoully



Die Resultate zeigen, dass die Strophen einzelner Gedichte über viele
Einsprechungen hinweg in der Tat distinkte sich wiederholende Konturen von
Tonhöhe- und Tondauerwerten zeigen, ganz ähnlich wie gesungene Lieder und
andere musikalische Stücke. Mehr noch: Je höher der Gedicht-spezifische
Autokorrelationswert für die melodische Ähnlichkeit der Tonhöhe- und
Tondauerwerte über die einzelnen Strophen hinweg ist, desto höher waren
auch die Bewertungen für subjektiv wahrgenommene Melodizität, die
Studienteilnehmer spontan abgaben. Ein Vergleich von Gedichten, die
vertont worden, mit solchen, die unvertont geblieben sind, ergab
zusätzliche unabhängige Evidenz für unser Konstrukt einer genuinen
poetischen Sprachmelodie: Komponisten haben vorzugsweise Gedichte vertont,
die auf unserem statischen Melodiemaß hohe Werte erzielen.

Die sich wiederholenden Tonhöhe- und Tondauerkonturen poetischer
Sprachmelodien sind weder an Wiederholungen bestimmter Muster
syntaktischer Prosodie gebunden noch auf einzelne Sprecher beschränkt. Sie
haben vielmehr eine inhärente musikalische Gestaltqualität, die sich aus
der kunstvollen Selektion und Kombination von Worten in Form poetischer
Strophen ergibt. Diese Entdeckung hat großes Potential für ein vertieftes
Verständnis der Ähnlichkeiten von Musik und Sprache.


Originalpublikation:

Menninghaus, W., Wagner, V., Knoop, C. A., & Scharinger, M. (2018).

Poetic Speech Melody: A Crucial Link Between Music and Language.

PLoS ONE 13(11): e0205980.

doi: 10.1371/journal.pone.0205980

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2013

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EVENT/256: Köln - Erster Science Slam World Cup vom 19. bis 24. November 2018


idw - Pressemitteilung: Deutsche Sporthochschule Köln

Science on Stage

Erster Science Slam World Cup vom 19. bis 24. November 2018



22 WissenschaftlerInnen, vier Locations, eine Leidenschaft: Vom 19.
bis 24. November 2018 treten Forscherinnen und Forscher aus der ganzen
Welt im Rahmen des Science Slam World Cups in Köln gegen-einander an.
Im Scheinwerferlicht und auf der großen Bühne nehmen sie die
Herausforderung an, ihre Forschung möglichst unterhaltsam, originell
und verständlich zu vermitteln.

Dabei gilt es, das Publikum zu begeistern, denn die ZuschauerInnen
entscheiden, wer sich für das Finale am 24. November 2018
qualifiziert. Ob PowerPointPräsentation, Live-Experiment oder
außergewöhnliche Requi-siten - der Kreativität sind keine Grenzen
gesetzt.

Von Australien über Brasilien, Costa Rica bis nach Kanada und Indien:
Forscherinnen und Forscher aus 14 Ländern hat die Jury der Deutschen
Sporthochschule Köln für die Teilnahme am Science Slam World Cup
ausgewählt. Angelehnt an einen echten World Cup ist das Programm des
Science Slam World Cups wie ein Turnier aufgebaut: An drei Abenden
(20., 21. und 22.11.) treten die Science Slammer in den Vorrunden an
unterschiedlichen Spielorten auf. Die Besten qualifizieren sich für
das Finale, das am Samstag, den 24. November 2018 im Kölner Kino
Cinenova stattfindet. Es winken Preisgelder in Höhe von 2.500 Euro,
1.500 Euro und 1.000 Euro. Der gesamte Science Slam World Cup findet
in englischer Sprache statt.

Eingebunden sind die abendliche Auftritte (jeweils um 19:30 Uhr) in
ein Rahmenprogramm mit wissenschaftlichen Symposien und
Laborbesichtigungen sowie sportlichen und kulturellen Aktivitäten.
Somit bietet das einmalige Format des Science Slam World Cups die
Möglichkeit, nationale und internationale WissenschaftlerInnen zu
vernetzen und gemeinsam neue Forschungsideen für die
Sportwissenschaften zu entwickeln.

"Turnierplan":

Vorrunde I: 20.11.2018,Club Bahnhof Ehrenfeld

Vorrunde II: 21.11.2018, Deutsches Sport & Olympia Museum

Vorrunde III: 22.11.2018, Deutsche Sporthochschule Köln, Hörsaal 1

Finale: 24.11.2018, Cinenova

jeweils um 19:30 Uhr

Tickets:

Studierende: 3 Euro pro Event / 10 Euro alle Events

Gäste: 5 Euro pro Events / 15 Euro alle Events

Die Tickets können online bestellt und ausgedruckt werden:

www.dshs-koeln.de/scienceslam

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dshs-koeln.de/scienceslam

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4188: Hanau - "Wenn die Gondeln Trauer tragen" am 29. November 2018


Wenn die Gondeln Trauer tragen

Petra Mathein setzt "Wort & Klang" am 29. November fort



"Wort & Klang" ist die geschätzte Veranstaltungsreihe im Kulturforum
Hanau, die außergewöhnliche Literaturerlebnisse bietet. Einmal im
Monat, jeweils donnerstags, präsentieren bekannte Schauspielerinnen
und Schauspieler, aber auch neue Gesichter, unter der künstlerischen
Leitung von Benjamin Baumann ausgewählte Texte auf besonders
anschauliche Weise.

Am Donnerstag, 29. November, lädt Petra Mathein zu ihrer Lesung von
"Wenn die Gondeln Trauer tragen" ein. Die Erzählung der britischen
Autorin Daphne du Maurier erlangte durch eine atmosphärische
Verfilmung von 1973 zusätzliche Bekanntheit. Mathein lässt mit ihrem
schauspielerischen Talent die Geschichte für das Publikum lebendig
werden. Beginn der Veranstaltung ist um 19:30 Uhr. Eingelassen werden
die Besucher ab 19 Uhr. Karten gibt es im Vorverkauf in der
Stadtbibliothek Hanau oder im Buchladen am Freiheitsplatz (zzgl.
Vorverkaufsgebühr). Der Eintritt kostet 10 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG/4187: Essen - Transatlantikduett - Joshua Cohen trifft Sinclair Lewis, 21.11.2018


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Transatlantikduett - Joshua Cohen trifft Sinclair Lewis

Lesung und Diskussion

Mittwoch, 21. November 2018, 20.00 Uhr

Gartensaal, Kulturwissenschaftliches Instituts Essen

Goethestraße 31, 45128 Essen



Manche Bestseller haben einen Zeitzünder: Vor über 80 Jahren erschien
Sinclair Lewis' Politsatire So etwas ist bei uns nicht möglich. Lewis
beschreibt die Bedingungen und Umstände, die einen Protofaschisten zum
Präsidenten der USA machen. Nach dem Wahlsieg von Donald Trump im Jahr
2016 bekam der 1935 veröffentlichte Roman über Nacht etwas
Prophetisches und wurde erneut zum Bestseller.

Auch im deutschsprachigen Raum ist der erste Literaturnobelpreisträger
der USA dieser Tage wieder in aller Munde. Denn die
Gesellschaftsschichten, denen Trump seinen Wahlerfolg verdankte, sind
erkennbar im Personal von Lewis' Babbitt und Main Street, den beiden
großen Romanen des Autors, die jüngst in Neuübersetzungen in der
Bibliothek Manesse erschienen. Wie weit führen solche
Parallelisierungen und Analogien? Inwieweit tragen sie zum Verständnis
der aktuellen politischen Lage bei? Nicht nur über solche Fragen,
sondern auch über die Poetik und Ästhetik von Lewis' Werk und über
Sinclair Lewis als Einfluss einer jüngeren Generation von Schreibenden
wird der Schriftsteller Joshua Cohen, einer der profiliertesten
Kommentatoren der amerikanischen Gegenwartskultur, mit Jan Wilm
sprechen.

Mit dem 1980 in New Jersey geborenen Autor Joshua Cohen (Buch der
Zahlen, Vier neue Nachrichten) beginnt im Wintersemester 2018/19 die
neue KWI-Reihe Transatlantikduett. Sie bringt deutschsprachige und
US-amerikanische Schriftstellerinnen und Schriftsteller ins Gespräch
über literarische Einflüsse, richtungsweisende oder kontroverse
Kulturschaffende und bietet Raum für Diskussionen zum
transatlantischen Diskurs in populistischen Zeiten.

MODERATION

Jan Wilm, wissenschaftlicher Mitarbeiter am KWI

ANMELDUNG

Um Anmeldung unter maria.klauwer@kwi-nrw.de wird gebeten

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftliches Instituts Essen (KWI)
in Kooperation mit der Literarischen Gesellschaft Ruhr e.V.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kulturwissenschaften.de - Homepage des KWI

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/304: Geänderter Entwurf für NRW-Polizeigesetz weist weiterhin menschenrechtliche Mängel auf


Amnesty International - Pressemitteilung vom 13. November 2018

Geänderter Entwurf für NRW-Polizeigesetz weist weiterhin
menschenrechtliche Mängel auf

Amnesty International kritisiert fehlende Rechtssicherheit und Verstoß
gegen die Unschuldsvermutung



BERLIN, 13.11.2018 - Das NRW-Innenministerium hat nach Kritik unter anderem
aus der Zivilgesellschaft Änderungen am Entwurf des neuen
NRW-Polizeigesetzes vorgenommen. Am heutigen Dienstag findet im
Düsseldorfer Landtag eine Anhörung zum überarbeiteten Gesetzentwurf statt.
Dazu äußert sich Maria Scharlau, Expertin für Polizei und Menschenrechte
bei Amnesty International in Deutschland:

"Der neue Entwurf zum Polizeigesetz verstößt - trotz aller Änderungen - an
mehreren Stellen gegen Menschenrechte und Rechtsstaatsprinzipien. Nach wie
vor ermöglicht das Gesetz einschneidende Maßnahmen wie zum Beispiel
Fußfesseln oder Telefonüberwachung auf der Grundlage nur vager
Anhaltspunkte für eine allein mögliche, zukünftige Gefahr. Das verstößt
gegen die Unschuldsvermutung, weil Menschen de facto bestraft werden, ohne
dass sie sich strafbar verhalten haben."

"Darin liegt aber auch ein Verstoß gegen die Rechtssicherheit: Alle
Menschen müssen wissen, durch welches Verhalten sie ins Visier der Polizei
geraten können - das ist auch durch den neuen Gesetzentwurf nicht
gewährleistet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. November 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/303: Aung San Suu Kyi wird höchste Amnesty-Auszeichnung entzogen


Amnesty International - 12. November 2018

Aung San Suu Kyi wird höchste Amnesty-Auszeichnung entzogen



Amnesty International hat heute [12.11.2018] bekannt gegeben, dass sie
Aung San Suu Kyi die höchste Auszeichnung der Menschenrechtsorganisation,
den Ambassador of Conscience Award, entzogen hat. Amnesty kritisiert, dass
die De-facto-Regierungschefin Myanmars die Werte, für die sie einst stand,
in beschämender Weise verraten hat.

Der internationale Generalsekretär von Amnesty International, Kumi Naidoo,
hat Aung San Suu Kyi am 11. November mitgeteilt, dass die Organisation ihr
die Auszeichnung Ambassador of Conscience Award (Botschafterin des
Gewissens) aus dem Jahr 2009 entzieht. Nach der Hälfte ihrer Amtszeit und
acht Jahre nach ihrer Entlassung aus dem Hausarrest habe Aung San Suu Kyi
ihre politische und moralische Autorität nicht genutzt, um Menschenrechte,
Gerechtigkeit oder Gleichberechtigung in Myanmar zu schützen, so Naidoo.
Der Amnesty-Generalsekretär verwies auf die augenscheinliche
Gleichgültigkeit Aung San Suu Kyis gegenüber den Gräueltaten des
myanmarischen Militärs und der zunehmenden Unterdrückung der
Meinungsfreiheit.

"Als Botschafterin des Gewissens von Amnesty International hatten wir
erwartet, dass Sie weiterhin Ihre moralische Autorität nutzen würden, um
sich gegen Ungerechtigkeit auszusprechen, wo immer Sie sie sehen, nicht
zuletzt in Myanmar selbst", schreibt Kumi Naidoo in einem Brief an Aung San
Suu Kyi.

"Heute sind wir zutiefst bestürzt, dass Sie nicht länger ein Symbol der
Hoffnung, des Mutes und der unermüdlichen Verteidigung der Menschenrechte
sind. Amnesty International kann Ihren weiteren Status als Botschafterin
des Gewissens nicht rechtfertigen, und deshalb entziehen wir Ihnen hiermit
mit großem Bedauern diesen Titel."

Fortdauernde Menschenrechtsverletzungen

Seit Aung San Suu Kyi im April 2016 de facto zur Vorsitzenden der zivil
geführten Regierung Myanmars wurde, ist ihre Regierung direkt oder indirekt
an einer Vielzahl von Menschenrechtsverletzungen beteiligt. Amnesty
International hat wiederholt kritisiert, dass Aung San Suu Kyi und ihre
Regierung sich nicht zu militärischen Gräueltaten gegen die
Rohingya-Bevölkerung im Rakhine-Staat geäußert haben.

Die Rohingya leben seit Jahren unter einem System der Segregation und
Diskriminierung, das der Apartheid gleichkommt. Während der Gewaltkampagne,
die im vergangenen Jahr gegen die Rohingya entfesselt wurde, töteten die
Sicherheitskräfte Myanmars Tausende von Menschen, vergewaltigten Frauen und
Mädchen, inhaftierten und folterten Männer und Jungen und brannten Hunderte
von Häusern und Dörfern nieder. Mehr als 720.000 Rohingya flohen nach
Bangladesch. Die Vereinten Nationen fordern in einem Bericht, dass hohe
Militärangehörige wegen Völkermords strafrechtlich verfolgt werden sollen.

Obwohl die zivile Regierung nicht die Kontrolle über das Militär hat, haben
sich Aung San Suu Kyi und ihr Büro schützend vor die Sicherheitskräfte
gestellt, indem sie Berichte über Menschenrechtsverletzungen
zurückgewiesen, heruntergespielt oder geleugnet sowie internationale
Ermittlungen über Menschenrechtsverletzungen behindert haben. Ihre
Regierung hat aktiv Feindseligkeiten gegen die Rohingya geschürt, sie als
"Terroristen" bezeichnet, sie beschuldigt, ihre eigenen Häuser
niedergebrannt zu haben und sie bezichtigt, "Vergewaltigungen vorgetäuscht"
zu haben. Zudem haben staatliche Medien Artikel veröffentlicht, in denen
die Rohingya als "abscheuliche Menschenflöhe" und "Dornen" bezeichnet
werden, die herausgezogen werden müssen.

"Dass sich Aung San Suu Kyi nicht für die Rohingya eingesetzt hat, ist ein
Grund, warum wir ihren Status als Botschafterin des Gewissens nicht mehr
rechtfertigen können", sagt Amnesty-Generalsekretär Kumi Naidoo. "Ihre
Leugnung der Schwere und des Ausmaßes der Gräueltaten bedeutet, dass es
wenig Aussicht auf eine Verbesserung der Situation gibt, weder für die
Hunderttausenden von geflüchteten Rohingya in Bangladesch, noch für die
Hunderttausenden von Rohingya, die noch im Staat Rakhine leben. Ohne
Anerkennung der schrecklichen Verbrechen gegen die Gemeinschaft ist es
schwer zu erkennen, wie die Regierung Maßnahmen ergreifen kann, um sie vor
zukünftigen Gräueln zu schützen."

Amnesty International verwies auch auf die Situation in Kachin und dem
nördlichen Shan-Staat, wo Aung San Suu Kyi ihren Einfluss und ihre
moralische Autorität nicht genutzt hat, um Verstöße des Militärs zu
verurteilen, auf eine Rechenschaftspflicht für Kriegsverbrechen zu drängen
oder sich für Angehörige ethnischer Minderheiten einzusetzen, die die
Hauptleidtragenden der Konflikte sind. Hinzu kommt, dass ihre
Zivilregierung den Zugang für humanitäre Hilfe stark eingeschränkt hat, was
das Leid von mehr als 100.000 Menschen, die durch die Kämpfe vertrieben
wurden, noch verschlimmert hat.

Angriffe auf die Meinungsfreiheit

Trotz der Macht des Militärs gibt es Bereiche, in denen die zivil geführte
Regierung über beträchtliche Befugnisse verfügt, um zum Beispiel Reformen
zum besseren Schutz der Menschenrechte einzuleiten, insbesondere in Bezug
auf die Meinungs-, Vereinigungs-, und Versammlungsfreiheit. Aber in den
zwei Jahren, seit die Regierung von Aung San Suu Kyi die Macht übernommen
hat, wurden Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechtsverteidiger,
friedliche Aktivistinnen und Aktivisten sowie Journalistinnen und
Journalisten festgenommen und inhaftiert, während andere wegen ihrer Arbeit
bedroht, schikaniert und eingeschüchtert wurden.

Die Regierung von Aung San Suu Kyi hat es versäumt, repressive Gesetze
aufzuheben - auch solche, die einst dazu dienten, sie selbst und andere,
die sich für Demokratie und Menschenrechte einsetzten, in Haft zu nehmen.
Stattdessen hat sie die Anwendung solcher Gesetze befürwortet, insbesondere
die Entscheidung, zwei Journalisten der internationalen Nachrichtenagentur
Reuters wegen ihrer Recherchen eines militärischen Massakers in Myanmar
strafrechtlich zu verfolgen und zu inhaftieren.

Aung San Suu Kyi wurde 2009 zur Botschafterin des Gewissens von Amnesty
International ernannt, als Anerkennung für ihren friedlichen und
gewaltfreien Kampf für Demokratie und Menschenrechte. Damals befand sie
sich unter Hausarrest, aus dem sie heute vor genau acht Jahren entlassen
wurde. Als sie die Auszeichnung 2012 endlich entgegennehmen konnte, bat
Aung San Suu Kyi Amnesty International, "weder die Augen noch die Gedanken
von uns abzuwenden und uns zu helfen, das Land zu sein, in dem Hoffnung und
Geschichte verschmelzen".

"Amnesty International hat die Bitte von Aung San Suu Kyi an diesem Tag
sehr ernst genommen, weshalb wir vor den Menschenrechtsverletzungen in
Myanmar nie die Augen verschließen werden", sagte Kumi Naidoo. "Wir werden
weiterhin für Gerechtigkeit und Menschenrechte in Myanmar kämpfen - mit
oder ohne ihre Unterstützung."


Downloads

Offener Brief des internationalen Amnesty-Generalsekretärs Kumi Naidoo an
Aung San Suu Kyi (auf Englisch)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-11/Offener-Brief-des-Internationalen-Amnesty-Generalsekretaers-Kumi-Naidoo-an-Aung-San-Suu-Kyi-November-2018-auf-Englisch.pdf

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 12. November 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/myanmar-aung-san-suu-kyi-wird-hoechste-amnesty-auszeichnung-entzogen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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STANDPUNKT/287: Die Drohnenpolitik der Verteidigungsministerin - tricksen und täuschen (Kampagne Stopp Air Base Ramstein)


Kampagne Stopp Air Base Ramstein - 10. November 2018

Die Drohnenpolitik der Verteidigungsministerin Frau von der Leyen:
tricksen und täuschen

von Reiner Braun und Pascal Luig, Koordinierungskreis der Kampagne Stopp
Air Base Ramstein



Die Ministerin Ursula von der Leyen täuscht die Öffentlichkeit und das
Parlament. Oder deutlicher: Sie sagt die Unwahrheit und handelt gegen ihre
eigenen Zusagen. Worte sind für die Ministerin scheinbar nur taktische
Manöver zur Beruhigung der Öffentlichkeit und ihres erneut düpierten
Koalitionspartners SPD.

Erinnern wir uns: Der Bundestag beschloss das Leasen von 5
bewaffnungsfähigen Heron TP Drohnen aus Israel für 900 Millionen Euro als
Überbrückungslösung bis zur Entwicklung einer europäischen Kampfdrohne. Die
bewaffnungsfähige Drohne wurde vom Verteidigungs- und Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages am 13.06.2018 bewilligt und ohne Waffen bestellt.
Im Juni versicherte die Verteidigungsministerin von der Leyen noch, die
Bewaffnung der Drohnen stünde derzeit nicht zur Debatte. Ohne breite
gesellschaftliche Debatte, ohne ausführliche völkerrechtliche,
verfassungsrechtliche und ethische Würdigung, keine Bewaffnung der
Bundeswehr-Drohnen, dies alles versprach die Ministerin einer kritischen
Öffentlichkeit und den besorgten ParlamentarierInnen. So steht es auch im
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD.

Die Realität ihres Handelns steht aber in klarer Opposition zu ihren
Worten: Eine öffentliche Debatte hat es bisher nicht gegeben, aber heimlich
wird die Bewaffnung vorbereitet und sogar schon vertraglich vereinbart. In
Absprache mit dem Hersteller Israel Aerospace Industries (IAI) und Airbus
wurden konkrete Vereinbarungen getroffen:

1. über die Bewaffnung der unbemannten Drohnen - die Art und Anschaffung
der Munition

2. über die taktische Ausbildung der Soldaten an den bewaffneten Systemen

3. über Anforderungen an konkrete bewaffnete Einsätze und mögliche Ziele
der Drohnen

4. über Übungseinsätze der "Drohnen Mannschaften" für bewaffnete
Einsätze.

Dies ergaben Recherchen des ARD-Politikmagazin Report Mainz [1] am
6.11.2018. In dem Anforderungsprofil zwischen dem Vereidigungsministerium
und Airbus heißt es konkret, "die identifizierten Bodenziele mit dem vom
RPA mitgeführten SP zu bekämpfen". SP ist die im Vertrag verwendete
Abkürzung für Munition. Die Munition soll eingesetzt werden können, zur
Bekämpfung von Fahrzeugen und weichen Zielen, das heißt Menschen. Zu den
Vereinbarungen gehört auch die Lieferung von 17 Präzisionsraketen. Für die
Herstellung dieser sog. "technischen Bewaffnungsfähigkeit" sind vertraglich
rund 51 Millionen Dollar angesetzt. Das Geld ist bisher nirgends bewilligt
worden.

Eine Stationierung dieser Drohnen in Deutschland ist nicht vorgesehen, wird
doch erst gar keine Flug- und Stationierungserlaubnis für Deutschland
angestrebt. Die dafür notwendigen technischen Voraussetzungen, wie z.B. ein
Blitzschutz, werden aus angeblichen Kostengründen nicht angeschafft.
Möglicher Stationierungsort könnte daher Israel sein. Mögliche Einsatzziele
wären Afghanistan und Mali.

Drohnen sind im Wesentlichen Krieg gegen Zivilisten, sie sind Teil einer
völkerrechtswidrigen Interventionspolitik und sie sind teuer. Alle unsere
Vorwürfe gegen diese Militärpolitik werden durch die Enthüllung von Report
Mainz bestätigt und untermauert. Die Bewaffnung der Bundeswehr-Drohne ist
bereits hinter verschlossenen Türen beschlossen worden und vorgesehen ist
sie für Auslandseinsätze. Selbst das Parlament wird getäuscht, die
Öffentlichkeit für dumm verkauft und belogen. Ob der Finanzminister Olaf
Scholz davon gewusst hat oder ob Ursula von der Leyen auch an ihm
vorbeiregiert hat, muss im Zuge weiterer Untersuchungen geklärt werden.

Was bleibt ist der Protest. Drohnen sind ein Verstoß gegen das Völkerrecht,
sie töten überwiegend Zivilisten.

Ein Höhepunkt der Proteste gegen Kampfdrohnen wird sicher wieder die
Aktionen der Kampagne Stopp Air Base Ramstein vom 23. bis 30.06.2019 sein.


Anmerkung:

[1] https://www.swr.de/report/drohnen-fuer-die-bundeswehr-taeuscht-ursula-von-der-leyen-die-oeffentlichkeit/text-des-beitrags-drohnen-fuer-die-bundeswehr/-/id=233454/did=22515512/mpdid=22797736/nid=233454/77ppyz/index.html

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu
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AKTION/813: Lippstadt - Poetry Slam No. 5 am 20. November 2018


Poetry Slam No. 5 in Lippstadt

Poetischer Kampf um den "Goldenen Bernhard"



Lippstadt. Zum mittlerweile 5. Mal besucht die Slam-Szene am
Donnerstag, 22. November 2018 um 20 Uhr unter der Moderation von
Marian Heuser Lippstadt. Um den "Goldenen Bernhard" kämpfen: Rita
Apel, Jule Weber, Björn Rosenbaum, Rainer Holl, Jonas Scheiner und
Florian Stein.

Ein Poetry Slam stellt die Welt der Sprache auf den Kopf und punktet
mit unterhaltsamer Performance, denn nicht nur aufs Geschriebene kommt
es an, hier erwachen Worte wortwörtlich zum Leben. Das Repertoire ist
eine bunte Mixtur aus Dichtkunst, Storytelling, Comedy, Kabarett und
Rap.
Am Ende jedes Vortrags entscheidet das Publikum mit Punktetafeln und
Applaus, wer eine Runde weiterkommt und schließlich gewinnt. Die
Regeln sind denkbar simpel: Ein Zeitlimit von 6 Minuten und keine
Requisiten oder Verkleidungen, abgesehen davon ist aber alles erlaubt
was Stift und Gedankengut hergeben.

Die Slammer sind:

Rita Apel tritt seit 2003 bei Poetry Slams auf und gewann die
Meisterschaft Bremen/Niedersachsen 2014 in Göttingen.

Jule Weber, die zu den aktivsten und erfolgreichsten Poetinnen im
deutschsprachigen Raum gehört, ist die Gewinnerin der
rheinland-pfälzischen Landesmeisterschaft 2017 im Poetry Slam in
Mainz.

Der Dortmunder Björn Rosenbaum ist Gelsenkircheners Stadtmeister 2016.
Außerdem hat er dieses Jahr die "Goldene Feder" des World of Wordcraft
No. 30 gewonnen.

Rainer Holl steht seit 2009 auf der Bühne. Er ist 

Berlin/Brandenburg-Meister im Poetry Slam 2017.

Der aus Wien stammende Jonas Scheiner ist österreichischer Poetry Slam
Meister im Team 2018.

Florian Stein slammt seit 2015 und ist NRW-Meisterschaftsfinalist
2017.

Termin: Donnerstag, 22. November 2018, 20 Uhr

Preis: 14,- Euro / ermäßigt (Schüler / Studenten): 7,- Euro

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. November 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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LESUNG/6249: Kassel - Michael Kaiser liest aus Robert Seethalers "Der Trafikant" am 19.11.


Lesung "Der Trafikant" am 19. November



"Der Trafikant" - Michael Kaiser liest aus dem Roman von Robert
Seethaler am Montag, 19. November, 18.30 Uhr, in der Stadtbibliothek
im Victoriahaus, Obere Königsstraße 3.

Der 17-jährige Franz Huchel verlässt vor Beginn des Zweiten Weltkriegs
sein Heimatdorf, um in Wien bei dem Trafikanten Otto Trsnjek, einem
Kriegsinvaliden aus dem Ersten Weltkrieg, in die Lehre zu gehen. Zu
dessen Stammkunden zählt der Begründer der Psychoanalyse, Sigmund
Freud. Franz ist in die junge böhmische Varietétänzerin Anezka
verliebt und sucht Rat bei Freud. Dem ist das weibliche Geschlecht
allerdings ebenfalls ein Rätsel. Vor dem Hintergrund von Österreichs
Anschluss an Deutschland im Nationalsozialismus entwickelt sich eine
ungewöhnliche Freundschaft zwischen dem jungen Franz und dem
82-jährigen Freud, der Österreich am 4. Juni 1938 verlässt und nach
London emigriert. Franz wird Zeitzeuge des Hitler-Faschismus in Wien.

Das hervorragende Buch von Robert Seethaler läuft zurzeit in einer
kongenialen Verfilmung von Nikolaus Leytner in den deutschen Kinos.

Die Lesereihe wird unterstützt durch den Freundeskreis der
Stadtbibliothek Kassel e.V.

Der Eintritt beträgt vier Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSSICHTEN/8457: Und morgen, den 14. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.11.2018 bis zum 15.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8457 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolkenfelder dicht

und der Wind verhalten,

Frosch Jean-Luc braucht nicht

mehr das Licht ausschalten.
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GRENZEN/160: Die neue Balkanroute (medico international)


medico international - 7. November 2018

EU-Grenzpolitik

Die neue Balkanroute


Zwischen Polizeigewalt und drohendem Winter organisieren sich die
vergessenen Flüchtlinge.

Von Ramona Lenz und Lukas Schmidt



Nicht nur in Mexiko haben sich Migrantinnen und Migranten in den letzten
Tagen zusammengetan, um gemeinsam den beschwerlichen und gefährlichen Weg
Richtung Norden anzutreten. Auch an der Grenze zwischen Bosnien und
Herzegowina auf der einen und Kroatien auf der anderen Seite sammeln sich
seit Ende Oktober Flüchtlinge, um kollektiv auf Durchlass zu drängen.
Direkt vor dem Grenzübergang Maljevac im Nordwesten von Bosnien und
Herzegowina haben sie ein Protestcamp aufgebaut und fordern "Open the
Borders!" Mit diesem Camp, Protestmärschen, Sitzblockaden und Versuchen des
kollektiven Durchbruchs wollen die Frauen, Männer und Kinder auf sich
aufmerksam machen. Ihre Situation in Bosnien und Herzegowina ist desolat.
Sie wollen nach Kroatien und damit in die Europäische Union. In Europa wie
in Amerika ist die Antwort auf die Bewegung der Migration: massive Gewalt
durch die Polizei und Androhung von Militäreinsätzen.

Eine neue Balkanroute?

Bis Ende September 2018 wurden über 16.000 Ankünfte von Flüchtlingen
offiziell in Bosnien und Herzegowina registriert. Im Vorjahreszeitraum
waren es nicht einmal 400 gewesen. Die meisten kommen aus Pakistan, Iran,
Syrien und Irak. Viele sind schon seit mehreren Jahren auf der Flucht, es
sind jedoch auch einige Kurdinnen und Kurden aus Afrin dabei, die vor dem
militärischen Angriff der Türkei auf Nord-Syrien zu Beginn des Jahres
geflohen sind.

Nach der Schließung der so genannten "Balkanroute" 2016, die vor allem über
Serbien und Ungarn führte, und seitdem die türkisch-bulgarisch-griechische
Evrosregion wieder verstärkt als Fluchtroute genutzt wird, ist inzwischen
von einer "neuen Balkanroute" die Rede. Sie führt über Albanien und
Montenegro oder über Mazedonien und Serbien nach Bosnien und Herzegowina,
von wo aus die meisten weiter wollen: über Kroatien und Slowenien nach
Österreich und Deutschland. Doch immer mehr Flüchtlinge stranden in Bosnien
und Herzegowina, weil Kroatien ihnen Einreise und Asylantrag verweigert.
Viele haben bereits mehrere brutale Pushbacks durch die kroatische Polizei
hinter sich und hausen in improvisierten Lagern nahe der Grenze, von wo aus
sie immer wieder versuchen, nach Kroatien zu gelangen. "The Game" nennen
sie das, was alles andere als ein Spiel ist, wie die vielen teils schweren
Verletzungen zeigen, die den Menschen durch Polizeigewalt zugefügt wurden.
Nun naht der Winter und damit eine noch größere humanitäre Katastrophe, da
die Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge in Bosnien und Herzegowina
desaströs ist.

Winter in improvisierten Lagern

In Bosnien und Herzegowina konzentrieren sich die Geflüchteten vor allem in
den Orten Velika Kladusa und Bihać, die im Nord-Westen Bosniens gelegen
sind und von denen aus sie immer wieder versuchen, über die Grenze nach
Kroatien zu gelangen. In diesen und anderen grenznahen Orten leben derzeit
mehrere tausend Flüchtlinge. Sie erhalten kaum Unterstützung und sind
größtenteils auf sich selbst gestellt.

In Bihać leben beispielsweise hunderte Menschen in einem verfallenen
Betonbau, der früher als Student*innenwohnheim gedient hat. Da die Fenster
nicht mehr vorhanden sind, haben sich Schlamm- und Regenpfützen gebildet.
Sowohl im Gebäude als auch in den benachbarten Wiesen bauen die
Geflüchteten Zelte auf. Viele schlafen auf dem nassen Boden.

In Velika Kladusa ist auf einer bereitgestellten Wiese etwas außerhalb der
Stadt ein Lager aus improvisierten Hütten und Zelten entstanden, die
hauptsächlich aus gefundenen Planen und Ähnlichem bestehen. Es fehlt an
hinreichender Verpflegung, sanitären Anlagen und medizinischer Versorgung.
Von Privatsphäre und sicheren Rückzugsorten ganz zu schweigen. Krankheiten
verbreiten sich rasch; es gibt nicht genug zu essen, und es kommt auch
immer wieder zu Gewalt unter den Flüchtlingen. Und nun kommt auch noch der
Winter.

Mit Pushbacks die europäischen Grenzen sichern

Die Wintermonate sind in diesem Teil Südosteuropas sehr kalt. Die schon
jetzt miserablen Lebensbedingungen der Menschen werden sich durch
meterhohen Schnee und Minusgrade noch einmal deutlich verschlechtern. Aus
dieser misslichen Lage versuchen Geflüchtete täglich zu entkommen, indem
sie sich auf den gefährlichen Weg über die kroatische Grenze machen. Viele
von ihnen wurden schon etliche Male von der kroatischen Polizei mit teils
massiver Gewalt zur bosnischen Grenze zurückgeschafft. Über 2.500 dieser
brutalen Zurückweisungen von Schutzsuchenden hat der UNHCR allein in diesem
Jahr an der bosnisch-kroatischen Grenze dokumentiert. Die Pushbacks halten
die Menschen jedoch nicht davon ab, es immer wieder zu versuchen.

Bosnien/Herzegowina wird nicht als sicheres Land eingestuft und hat kein
funktionierendes Asylsystem. Kroatien hingegen ist Teil der EU und dazu
verpflichtet, geflüchteten Menschen die Chance auf ein Asylverfahren zu
geben. Trotzdem bleibt die Zahl der Menschen, die in die Aufnahmezentren
gebracht werden, aufgrund der gewaltsamen Verhinderung von Asylanträgen
sehr gering. Kroatien ist zwar Mitglied der EU, jedoch nicht des Schengener
Abkommens, und will nun offenbar beweisen, dass es in der Lage ist, Europas
Außengrenzen gegen Flüchtlinge zu schließen. In Schengen-Europa ist es
offenbar leichter, mit der Abwehr verzweifelter Menschen zu punkten als mit
der Einhaltung von Menschenrechten.

Von der Polizei geschlagen und ausgeraubt: Die Gewalt dokumentieren
Das von medico geförderte Aktivist*innennetzwerk Moving Europe hat einige
Pushbacks dokumentiert: Gewalt durch Schlagstöcke, Einschüchterung durch
Drohungen, beißwütige Hunde und Schüsse, sexuelle Übergriffe, Diebstahl von
Handys und Bargeld, das Zerstören von Smartphones und Dokumenten sind an
der Tagesordnung. All diese Maßnahmen werden eingesetzt, um die Menschen
gewaltsam zurück an die bosnische Grenze zu bringen und sie vor einem
weiteren Versuch der Grenzüberschreitung zu hindern. In einigen Fällen
enden Pushbacks tödlich, wie beispielweise bei dem dokumentieren Versuch
einer Grenzüberschreitung von Kroatien nach Slowenien, in der Geflüchtete
aus Angst vor der Polizei in einen Fluss sprangen und ertranken, oder in
dem Ende 2017 bekannt gewordenen Fall der fünfjährigen Madina Husseini aus
Afghanistan, die von einem Zug nahe der serbisch-kroatischen Grenze erfasst
wurde. Ihre Mutter, die mit sechs Kindern unterwegs war und Asyl in
Kroatien beantragte, war von der kroatischen Polizei unter Gewaltanwendung
gezwungen worden, an den Gleisen zurück nach Serbien zu laufen. Der Fall
von Madina Husseini ist bis heute der einzige Fall eines Pushbacks, der vor
den europäischen Gerichtshof gekommen ist. Alle anderen Geschlagenen,
Gedemütigten und Bestohlenen müssen - zurück in den bosnischen Camps -
darauf hoffen, dass ihre nächste Grenzüberschreitung gelingt.

Gemeinsam gegen Grenzen?

Die Regierung Bosnien/Herzegowinas hat auf die Proteste an der Grenze zu
Kroatien reagiert, indem sie den Transport von Flüchtlingen in öffentlichen
Verkehrsmitteln Richtung Norden untersagte. So kann verhindert werden, dass
die Proteste anwachsen. Einige Flüchtlinge wurden in schleunigst eröffnete
winterfeste Übergangslager bei Bihać und Sarajewo gebracht, um die Lage zu
entspannen, doch die Kapazitäten waren schnell erschöpft. Die Aktivistinnen
und Aktivisten von "You can't evict Solidarity", die die Proteste vor Ort
beobachteten, schreiben: "Wenn Kroatien und Europa nicht dem Recht der
Protestierenden vor der Grenze, einen Asylantrag stellen zu dürfen,
entsprechen, dann werden hier im Winter Menschen erfrieren."


medico fördert seit 2015 ein transnationales Netzwerk von Aktivisten und
Aktivistinnen, die unter dem Namen "Moving Europe" zusammen getan haben und
Flüchtlinge entlang der sogenannten Balkanroute unterstützen. Noch immer
sind einige von ihnen entlang der Fluchtroute durch Südosteuropa
solidarisch aktiv. Derzeit arbeiten sie an der interaktiven Plattform
"Pushback-Mapping". die in Kürze online gehen wird. Darauf werden die
beschriebenen Rechtsbrüche und die systematische Gewalt an Europas Grenzen
visualisiert, einfach um das Unrecht öffentlich zu machen, aber auch um
mithilfe der Dokumentation eventuelle spätere Klagen und Asylverfahren zu
unterstützen.

 * 

Quelle:

medico international - 7. November 2018

EU-Grenzpolitik - Die neue Balkanroute

https://www.medico.de/blog/die-neue-balkanroute-17229/

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002
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AKTION/520: Braunschweig - Flohmarkt "Kinder machen Mäuse" am 18.11.2018


Stadt Braunschweig

Kinder machen Mäuse

Flohmarkt im Kinder- und Jugendzentrum Mühle



Braunschweig. Unter dem Motto "Kinder machen Mäuse" veranstaltet das
Kinder- und Jugendzentrum Mühle, An der Neustadtmühle 3, am Sonntag,
18. November, von 14 Uhr bis 16.30 Uhr einen Flohmarkt für junge
Menschen im Alter von sechs bis zwölf Jahren. Es wird eine
Deckengebühr von einem Euro erhoben. Eine eigene Decke müssen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitbringen. Anmeldungen unter
jzmuehle@hotmail.com. Ergänzt wird der Flohmarkt um ein Kaffee- und
Kuchenbuffet, für das Kuchenspenden gerne entgegengenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1382: Lippstadt - "Rotkäppchen" und "Die Bremer Stadtmusikanten" am 20.11.2018


Stadt Lippstadt

Rotkäppchen und Die Bremer Stadtmusikanten

Licht- und Schattenspiele mit beweglichen Scherenschnittfiguren für
Zuschauer ab 4 Jahren



Lippstadt. Viele Kinder kennen gar keine Scherenschnitte mehr. Dabei
basteln sie doch in Kindergärten und Grundschulen gerne
Weihnachtsdekoration oder Laternen.

Friedrich Raad vom "Theater der Dämmerung" erzählt mit seinen
liebevoll gestalteten Scherenschnitten und Figuren Märchen. Lässt die
Personen mit Bewegungen und auch seiner wandelbaren Stimme lebendig
werden.

Mit Liebe zum Detail sind die Kulissen gestaltet. Mit Musik, Licht und
Farben wird eine besondere Atmosphäre geschaffen.

Entschleunigtes Theater im Zeitalter von digitalen Medien.
Das ist nicht nur etwas für kleine Zuschauer!

Und am 20. November gibt es bei den Vorstellungen Märchen im
Doppelpack, denn es werden "Rotkäppchen" und "Die Bremer
Stadtmusikanten" zu sehen sein.

Sie werden im Original erzählt, aber nicht alles wird gezeigt, da die
Darstellung auch für kleinere Kinder gedacht ist. Es wird nicht
gezeigt, wie Rotkäppchen und die Großmutter vom Wolf gefressen werden;
an dieser Stelle wird das Licht einfach ausgeblendet. Ansonsten aber
hält sich das Ensemble an die berühmte Vorlage und erzählt, wie das
liebe Rotkäppchen auf Geheiß der Mutter die kranke Oma im Wald
besucht, wo der böse Wolf lauert. Als beide im Wolfsbauch
verschwinden, hört der Jäger das laute Schnarchen des Wolfes und
befreit die Großmutter und das Rotkäppchen.

Ebenso wird es bei den Bremer Stadtmusikanten sein. Die vier treuen
Haustiere - Esel, Hund, Katze und Hahn - sollen von ihren Besitzern
fortgejagt bzw. geschlachtet werden, weil sie im Alter keinen Nutzen
mehr bringen. Also entfliehen sie ihrem jeweiligen Zuhause, treffen
sich auf der Landstraße und ziehen fortan gemeinsam weiter. Mit List,
Witz und ihrer Musik vertreiben sie eine Räuberbande aus dem Häuschen
im Wald und nutzen dieses von da an als Altersruhesitz.

Für Zuschauer ab 4 Jahren

Dauer: ca. 50 Minuten, keine Pause

Theater der Dämmerung

Termin: Dienstag, 20. November 2018, 9.30 + 15 + 16.30 Uhr (Die
Vorstellung um 9.30 Uhr ist ausverkauft)

Ort: Schlossbühne Overhagen

Preis: Euro 7,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. November 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AUSSTELLUNG/9588: Augsburg - "Sein und Schein. Schmuck im römischen Augsburg", bis 24.02.2019


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Sein und Schein: Schmuck im römischen Augsburg

26. Oktober 2018 bis 24. Februar 2019

Masterstudentinnen der Kunst- und Kulturgeschichte präsentieren eine
Sonderausstellung im Römerlager im Zeughaus



Augsburg/KPP - Die Entwicklung des Schmuckhandels und der
Schmuckherstellung im römischen Augsburg zeichnet vom 26. Oktober 2018
bis zum 24. Februar 2019 eine Sonderausstellung im sogenannten
Römerlager des Zeughauses Augsburg nach. Konzipiert wurde diese
Ausstellung von einer Projektgruppe des Masterstudiengangs Kunst- und
Kulturgeschichte in Kooperation mit den Kunstsammlungen und Museen
Augsburg und mit Unterstützung durch Pro Augusta e. V.

Zu Beginn des 2. Jahrhunderts v. Chr. erlebte der römische
Schmuckhandel einen enormen Aufschwung: Die lex Oppia, die den Besitz
von Goldmengen stark reglementiert hatte, war aufgehoben worden, und
durch die Eroberung neuer Gebiete gewannen Luxusgüter und insbesondere
Schmuck allgemein an Beliebtheit. Der wirtschaftlichen Aufschwung Roms
im 1. Jahrhundert n. Chr. und die Möglichkeit des relativ leichten
Transports über Land führten dazu, dass römischer Schmuck schon bald
in die Provinzen nördlich der Alpen gelangte. Erfolgreicher Handel
führte mit der Zeit wohl auch zur Niederlassung spezialisierter
Handwerker - z. B. von Feinschmieden oder Gemmenschneidern - vor Ort.
Durch die lokale Produktion und die damit sinkenden Preise für
Schmuckstücke fanden diese nicht nur in den oberen sozialen Schichten
Abnehmer. Schmuckstücke waren im römischen Augsburg sowohl
ästhetische, glanzvolle Accessoires als auch symbolisch aufgeladenes
Beiwerk. Sie konnten zum einen aus edlen Metallen und Steinen und zum
anderen aus Buntmetallen und Glas gefertigt sein. Schmuck fungierte
als Glücksbringer, Schutz- oder Trauersymbol und nicht zuletzt als
finanzielle Absicherung, so zum Beispiel in Form einer Mitgift.

"Sein und Schein" ist bis zum 24. Februar 2019 täglich außer Montag
von 10.00 bis 17.00 Uhr im Römerlager im Zeughaus Augsburg (Zeugplatz
4, 86150 Augsburg) zu sehen. Es gelten die normalen Eintrittspreise
der Kunstsammlungen und Museen Augsburg für das Römerlager im
Zeughaus.

Führungen und Kinderaktionen

Turnusführungen werden ab dem 28. Oktober über die gesamte Laufzeit
hinweg jeweils sonntags um 13.00 Uhr angeboten, eine 45-minütige
Sonderführung gibt es darüber hinaus am 22. November.

Am 17. November und am 15. Dezember laden die Studentinnen der
Projektgruppe jeweils ab 11.00 Uhr Kinder im Alter von 7 bis 12 Jahren
zu einer zweistündigen Aktion "Die glänzende Welt des antiken
Schmuckes" in die Ausstellung ein. Zusätzlich zum Eintritt entstehen
pro Kind Kosten in Höhe von 5,-Euro. Anmeldung per Email an
besucherservice.kusa@augsburg.de bzw. telefonisch unter 0821/324-4112
ist erforderlich.

 * 

Quelle:

UPD 111/18 - Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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GLEICHHEIT/6762: Die grüne Staatspartei


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Die grüne Staatspartei

Von Ulrich Rippert

13. November 2018



Auf ihrem Europa-Parteitag vollzogen die Grünen am vergangenen Wochenende
einen deutlichen Rechtsruck.

Sie reagieren damit auf die wachsende politische Instabilität, die sich
nach den Stimmenverlusten von Union und SPD bei den jüngsten Landtagswahlen
und dem Verzicht von Angela Merkel auf den CDU-Vorsitz weiter verschärft
hat. Die Grünen bieten sich als Stabilitätsanker und Staatspartei an, die
bereit ist mit allen anderen Parteien zusammenzuarbeiten, um die innere und
äußere Aufrüstung durchzusetzen.

Gleich zu Beginn des Parteitages hielt Grünen-Chefin Annalena Baerbock vor
den 800 Delegierten in Leipzig eine Lobrede auf das Gewaltmonopol des
Staates und schwärmte von Polizeieinheiten in Kampfmontur. Sie habe an der
Demonstration gegen rechte Ausschreitungen in Chemnitz teilgenommen,
berichtete Baerbock und sagte dann: "Ich spürte plötzlich, wie dankbar ich
war, dass eine Hundertschaft der Polizei in Kampfmontur auf mich zukam, um
mich vor den Nazis zu schützen." Und weiter: "Dieses Gewaltmonopol des
Staates zu verteidigen, war den Grünen nicht in die Wiege gelegt. Aber:
Auch das ist jetzt unser Job."

Wie die Grünen diesen "Job" ausführen, ist im Europawahlprogramm
nachzulesen, das auf dem Parteitag diskutiert und beschlossen wurde. Die
"Verteidigung des staatlichen Gewaltmonopols" - besser gesagt: Der Aufbau
eines Polizeistaats - steht dort im Mittelpunkt. Der Kampf für Freiheit und
Sicherheit erfordere "eine stärkere europäische Kooperation der
Sicherheitsbehörden".

Straftaten wie "Wohnungseinbruchdiebstahl, Taschendiebstähle oder
Betrugsdelikte" würden grenzübergreifend durchgeführt. "Dementsprechend
muss die Polizei auch grenzübergreifend agieren." Das gelte "insbesondere
für den EU-weiten Datenaustausch". Es dürfe nicht länger hingenommen
werden, "dass veraltete Technik effektive Abgleiche" der gesammelten Daten
verhindere.

Unter der Überschrift "Europäisches Kriminalamt schaffen" fordern die
Grünen: "Unsere Sicherheit darf nicht dadurch beeinträchtigt werden, dass
die Polizeibehörden der Mitgliedstaaten bei der Zusammenarbeit versagen und
die Überwachung von Verdächtigen an den innereuropäischen Grenzen endet.
Deshalb fordern wir den Aufbau eines Europäischen Kriminalamts (EKA)."

Die "derzeit weitgehend befugnisfreie europäische Polizeibehörde Europol"
müsse zu einer "europäischen Polizei nach dem Vorbild des
Bundeskriminalamts mit eigenen Ermittlungsteams" ausgebaut werden. Sie
brauche "eigenständige Ermittlungsmöglichkeiten und -befugnisse". Dafür
müssten "ausreichend Ressourcen und Personal" bereitgestellt werden.

Die Grünen sind regelrecht besessen von der Forderung nach mehr Polizei. Im
Kapitel "Europaweite Vernetzung der Polizei" verlangen sie: "Wir wollen die
Zusammenarbeit der Polizeibehörden der EU-Staaten verbessern." Dazu soll
"ein europaweites Austauschprogramm für Polizist*innen ins Leben" gerufen
werden. "Die Zusammenarbeit von Polizist*innen in länderübergreifenden
Ermittlungsteams wollen wir mit zusätzlichen Mitteln aus dem EU-Haushalt
fördern."

Nach dem lapidaren Hinweis, dass "rechtsstaatliche Standards" eingehalten
werden müssten, fordern die Grünen, dass "das bestehende 
Europol-Informations-System (EIS) weiter ausgebaut" wird, so dass "ein Abgleich der
nationalen Polizeidatenbanken mit den Europol-Systemen" möglich wird. Nur
so könne das grenzüberschreitende Handeln der Polizei optimiert werden.

Dann folgt die Forderung: "Europäische Staatsanwaltschaft ausbauen." Bisher
sei diese Einrichtung nur für Betrugsfälle mit EU-Geldern zuständig. Das
reiche nicht. "Wir wollen, dass die Europäische Staatsanwaltschaft künftig
auch Ermittlungsverfahren gegen gewaltbereite Extremist*innen und
organisierte Kriminelle einleiten kann, auf deren Grundlage das Europäische
Kriminalamt dann ermittelt." Perspektivisch müsse die Europäischen
Staatsanwaltschaft als "zentrale Ermittlungs-und Anklagebehörde" eine
entscheidende Rolle spielen.

Auch die Internetzensur müsse verbessert werden. Dazu "braucht es mehr
Beamt*innen und spezialisierte Staatsanwält*innen und Richter*innen". Die
momentane Praxis von Europol, Digitalplattformen lediglich auf Basis ihrer
allgemeinen Geschäftsbedingungen zur Löschung solcher Inhalte aufzufordern,
sei "eine Verhöhnung des Rechtsstaats". Rechtswidrige,
gewaltverherrlichende Propaganda und terroristische Online-Inhalte müssen
"nicht nur nach transparenten rechtsstaatlichen Kriterien schnellstmöglich
gelöscht, sondern auch von den nationalen Strafverfolgungsbehörden
konsequent verfolgt werden". Hierfür sei eine "zuverlässige Kooperation der
Plattformen mit den Strafverfolgungsbehörden" zwingend erforderlich.

Diese Forderung nach einem europäischen Polizeistaat steht in direktem
Zusammenhang zur militärischen Aufrüstung und Aufbau einer europäischen
Armee, die von großen Teilen der Bevölkerung, vor allem der Arbeiterklasse
und der Jugend abgelehnt wird.

Am Vorabend des Parteitags erklärte Baerbock in einem
Spiegel-Interview, angesichts einer "dramatisch veränderten
Situation" müsse die EU bereit sein, Weltpolitik zu machen. Die US-Führung
"ziehe sich immer mehr aus der Rolle als Garant der europäischen Sicherheit
zurück". Innerhalb des Nato-Bündnisses wüchsen die Spannungen. Und die
Sorge der osteuropäischen Staaten, "was Russland anbetrifft", müssten ernst
genommen werden. "Also müssen die Europäer zunehmend selbst für ihre
Sicherheit sorgen."

Eine gemeinsame europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik sei daher
notwendig. "Es gibt in der EU 27 Vereidigungsarmeen und 180 verschiedene
Waffensysteme." Die gemeinsame Sicherheitspolitik bedeute vor allem,
"militärische Fähigkeiten europäisch zu bündeln und Doppelstrukturen
abzubauen". Dringend sei der Aufbau einer "europäischen Strategie zu
Cybersecurity". Das sei eine zentrale "Aufgabe der Sicherheitspolitik des
21. Jahrhunderts", auf die Europa bisher nicht vorbereitet sei, erklärte
Baerbock.

Angesicht dieses rechten Programms staatlicher und militärischer Aufrüstung
werden die Grünen gegenwärtig in den Medien als politischer Hoffnungsträger
hofiert und gefeiert. Sie sind in mehr als der Hälfte der Bundesländer in
allen denkbaren Koalitionen an Landesregierungen beteiligt und haben Anfang
des Jahres Koalitionsverhandlungen auf Bundesebene mit der CDU/CSU und FDP
geführt. Damals lobten sie die Gesprächsbereitschaft von Kanzlerin Merkel,
betonten ihre Bereitschaft eine Jamaika-Koalition mitzutragen und waren
empört, als FDP-Chef Lindner die Verhandlungen platzen ließ. Nun bereiten
sie sich auf eine Zusammenarbeit mit dem möglichen Merkel-Nachfolger
Friedrich Merz vor.

Der rechts-konservative Vertreter der Finanzaristrokratie lobte die Grünen
in der Bild am Sonntag und bezeichnete sie als "sehr bürgerlich,
sehr offen, sehr liberal und sicherlich auch partnerfähig". Demonstrativ
lud er Ex-Grünenchef Cem Özdemir zum Essen ein.

Auf dem Europa-Parteitag war die Entwicklung der Grünen in eine rechte
Staatspartei deutlich sichtbar.

Die neue Parteiführung unter Robert Habeck, der als
schleswig-holsteinischer Umweltminister bereits seit geraumer Zeit eng mit
CDU und FDP zusammengearbeitet hat, und der Potsdamer
Bundestagsabgeordneten Annalena Baerbock verkörpert in typischer Weise die
wohlhabende Mittelschicht, die vorwiegend in den "Speckgürteln" der
Großstädte lebt. Sie verbinden ihre Lifestyle- und Umweltpolitik mehr und
mehr mit dem Ruf nach Polizei- und Staatsaufrüstung, um ihre privilegierte
Stellung und ihr privates Idyll angesichts einer zunehmenden sozialen
Polarisierung zu verteidigen. Einer sozialen Mobilisierung der
Arbeiterklasse begegnen sie mit Abscheu und offener Feindschaft.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1805: Die wundersame Auferstehung von Bündnis 90/Die Grünen im Hambacher Forst


graswurzelrevolution Nr. 433, November 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Wendehälse an der Grube

Die wundersame Auferstehung von Bündnis 90/Die Grünen im Hambacher
Forst

von Margareta Muer



KOMMENTAR

So ein Wald ist wirklich geduldig. Er hält viel aus. Seine nahezu
stoische Ruhe kann man nur bewundern, denn jetzt musste der Hambacher
Wald sogar erdulden, dass anlässlich seiner drohenden Rodung durch RWE
die Partei der Grünen genau dort, in seinem Schatten, ihren "Kleinen
Parteitag" abhielt. In einem Zelt mit Blick auf seine prächtigen Bäume
und sein ihm drohendes Schicksal, die Tagebaugrube.

Angesichts der Verbundenheit der NRW-Grünen mit genau dieser drohenden
Rodung und der Braunkohleindustrie war dieser Parteitag ein wahrhaft
beschämendes und nur allzu durchsichtiges Theater! Von Selbstkritik
weit entfernt und große Sprüche klopfend, witterten die Grünen dort
exzellente Möglichkeiten, auf Stimmenfang zu gehen. Offensichtlich in
der Hoffnung, dass die meisten WählerInnen unter Amnesie leiden.


Zur Erinnerung:

1998 war es die grüne NRW-Umweltministerin Bärbel Höhn, die
RheinBraun/RWE für den Tagebau Garzweiler die sogenannte
Sümpfungslizenz erteilte. Das bedeutet, in den Tagebaugruben
Grundwasser abpumpen zu dürfen - mit allen negativen ökologischen
Konsequenzen für Menschen, Tiere und Pflanzen der Umgebung durch die
Senkung des Grundwasserspiegels. Ohne das Abpumpen des Grundwassers
würden die Tagebaugruben mit Grundwasser volllaufen, ein Abbau der
Braunkohle wäre nicht möglich.

2016 waren es die NRW-Grünen in Koalition mit der SPD, die die Rodung
des Hambacher Forsts beschlossen.

Dass sie sich jetzt geradezu erdreisteten, genau dort ihren "Kleinen
Parteitag" abzuhalten, macht mich persönlich fassungslos. Aber die
Hambach-Strategie der Grünen zeigt erste Erfolge. Sie befinden sich in
puncto Wählerstimmen in einem rasanten Aufstieg. Ihre Inszenierung als
Partei, die sich konsequent dem Umweltschutz, der - wenn überhaupt
noch möglichen - Verhinderung des Klimawandels verschrieben hat,
scheint zu funktionieren. Denn tatsächlich scheinen Teile der
Bevölkerung, und das nicht nur in NRW, unter Amnesie zu leiden. Man
denke nur an die Zustimmung der Grünen für die Bundeswehreinsätze in
der damaligen Bundesrepublik Jugoslawien 1999 und in Afghanistan Ende
2001 und für die Agenda 2010. Auch ein Mann wie Joschka Fischer,
seines Zeichens Berater/Lobbyist von Siemens, BMW und - man mag es
kaum glauben - RWE, ist nach wie vor ein hochangesehenes Mitglied
dieser Partei.

Aber ich will die Vergangenheit nicht länger bemühen, um die
Absurdität der Ziele, das Drama dieser Partei aufzuzeigen. Das, was
ich den Grünen vorwerfe, ist ganz schlicht und ergreifend die nicht
bzw. kaum vorhandene Systemkritik. Sie träumen weiter vom grünen
Kapitalismus. Der aber ist mit seiner Wachstums- und
Profitmaximierungslogik eine Quadratur des Kreises. Die Grünen sind
die Partei des Green-Washing.

Nicht ohne Grund ist die Hauptforderung der globalen Umweltschutz- und
Klimabewegungen "System change not climate change". Die Menschen, die
im globalen Süden leben, haben das schon lange erkannt, denn sie sind
den Brutalitäten des Kapitalismus, seiner Diktatur der
Profitmaximierung, viel stärker ausgesetzt als wir in den sogenannten
westlichen Industrienationen. Wir profitieren (noch) vom Kapitalismus,
wir haben uns kaufen lassen. Und das auf Kosten der Menschen des
globalen Südens. Sie werden für unsere Konsumprodukte versklavt, sie
verlieren ihr Land, ihre Gemeinschaften, ihre Kulturen und werden ins
Elend gestürzt. Auf dem "Tribunal für die Rechte der Natur", das im
letzten Jahr in Bonn anlässlich der Klimakonferenz stattfand, standen
Menschen auf dem Podium, die weinend davon berichteten, was
internationale Konzerne in "Kooperation" mit korrupten Regierungen
ihren Gemeinschaften antun: massive Umweltzerstörung (z.B. im
Nigerdelta), Landraub, Mord, Folter, Zerstörung ganzer Gemeinschaften
und Kulturen. Im Gremium dieses Tribunals saß kein einziger Grüner,
keine einzige Grüne, aber viele weltweit anerkannte
UmweltaktivistInnen. Dieses Thema interessiert die Grünen schlichtweg
nicht, zumindest nicht glaubhaft. Denn dann müssten sie die
Systemfrage stellen. Und genau das wollen sie nicht. Aus Angst vor
Stimmenverlusten. Sie wollen mit dem System kooperieren. Die Ziele,
die sich die Grünen auf ihre Fahne geschrieben haben wie Umweltschutz,
Verhinderung des Klimawandels, Beseitigung der sozialen
Ungerechtigkeiten, sind im Kapitalismus definitiv unmöglich! Mit der
Globalisierung und dem bösartigen neoliberalen Diktat der sogenannten
freien Märkte ziehen internationale Unternehmen mittlerweile im Namen
von Profit und Rendite für die Aktionäre marodierend und alles
zerstörend um die Welt und es sieht so aus, als gäbe es nichts und
niemanden mehr, der sich ihnen in den Weg stellen könnte. Die
Regierungen tun es nicht, weil sie zu sehr mit ihnen verbandelt
und/oder selbst korrupt sind.

Die Menschen können es schaffen, wenn sie sich zu einer
internationalen, solidarischen Massen-Bewegung zusammenschließen.

In diesem Kontext geben die Grünen ein jämmerliches Bild ab! Am
Hambacher Wald allemal!
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2314: Die Wende weg von den fossilen Energien muss viel schneller kommen
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Der Bericht des Weltklimarats sagt:

Die Wende weg von den fossilen Energien muss viel schneller
kommen

von Wolfgang Pomrehn



Während die IG BCE noch die Kohlekommission bestürmt, die
Energiewende ja nicht zu überstürzen, mahnt der UN-Klimarat an, dass
die globalen Emissionen bis 2030 um 45 Prozent zurückgefahren sein
müssen.

Im Vorfeld der im Dezember im polnischen Katowice tagenden
UN-Klimakonferenz hatte diese Unterorganisation der Vereinten Nationen
die Frage zu erläutern, ob die globale Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius
beschränkt werden sollte und was das im Lichte der Armutsbekämpfung
und der UN-Entwicklungsziele bedeutet. "(D)er Anstieg der globalen
Mitteltemperatur (soll) deutlich unter 2 Grad Celsius über dem
vorindustriellen Niveau (gehalten) und Anstrengungen unternommen
(werden), den Temperaturanstieg auf 1,5 Grad Celsius über dem
vorindustriellen Niveau zu begrenzen", heißt es in der 2015 auf einer
UN-Klimakonferenz verabschiedeten Pariser Übereinkunft, dem derzeit
geltenden, wenn auch sehr schwachbrüstigen Klimavertrag.

Der IPCC-Bericht hat nun dargelegt, wie wichtig die genannten
Anstrengungen sind und wie äußerst drastisch die Maßnahmen sein
müssten, soll das Ziel noch erreicht werden. Das werden bei den
Verhandlungen in Polen die am stärksten bedrohten Ländern - wieder
einmal - energisch den anderen Staaten vorhalten. Auf dem Programm
steht in Katowice nämlich für die 181 Mitglieder des Pariser Abkommens
die Überprüfung der bisher abgegebenen Selbstverpflichtungen, d.h. die
Frage, ob diese ausreichen, um das angestrebte Ziel zu erreichen.

Das ist mit Sicherheit nicht der Fall, so die klare Botschaft des
IPCC-Berichts. Um die Erwärmung auf unter 2 Grad zu beschränken,
müssten die globalen Emissionen bis 2030 um etwa 20 Prozent gegenüber
dem Niveau von 2010 gesunken sein und bis 2075 bei Null landen. Soll
die Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius beschränkt werden - gemeint ist
hier immer die über den ganzen Globus und das ganze Jahr gemittelte
Temperatur -, dann müssten die Emissionen 2030 sogar um 45 Prozent
zurückgefahren und etwa 2050 bei Null angekommen sein.

Tatsächlich laufen die bisher von den Ländern abgegebenen
Selbstverpflichtungen darauf hinaus, dass die Emissionen von derzeit
jährlich 42 Milliarden Tonnen CO₂ auf 52 bis 58 Milliarden
Tonnen weiter steigen. In dem Fall, so der Bericht, würden nicht
einmal mehr besonders ehrgeizige Maßnahmen ausreichen, um die
Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu beschränken.

Gemeint ist übrigens immer die Erwärmung relativ zur vorindustriellen
Zeit. Für gewöhnlich werden dafür die Temperaturen um die Mitte des
19. Jahrhunderts angenommen, obwohl durchaus in Frage zu stellen ist,
ob dies als vorindustrielle Zeit gelten kann. Aus dieser Zeit liegen
jedoch halbwegs verlässliche Daten vor, mit denen eine globale
Durchschnittstemperatur abgeschätzt werden kann, in den Jahrzehnten
davor waren die Temperaturmessungen noch viel zu lückenhaft.

Die verschiedenen Proxidaten, mit denen die Temperatur früherer
Jahrhunderte und Jahrtausende bestimmt wird - Isotopenverhältnisse in
Eiskernen, Pollenzusammensetzungen, Baumringe und ähnliches -, sind in
ihrer Genauigkeit mit instrumentellen Messungen nicht vergleichbar.


Die Landwirtschaft

Die Dringlichkeit des Ganzen wird vielleicht etwas anschaulicher, wenn
man sich vergegenwärtigt, wo wir heute stehen. Menschliche Aktivität,
so der Bericht, hat die globale Temperatur bereits um 0,8 bis 1,2 Grad
Celsius über das vorindustrielle Niveau gehoben. Die Jahre 2006-2015
waren 0,75 bis 0,99 Grad Celsius wärmer als die zweite Hälfte des
19. Jahrhunderts. Beim gegenwärtigen Tempo wird die globale Temperatur
bereits irgendwann zwischen 2030 und 2052 die 1,5-Grad-Celsius-Marke
überschreiten.

Schon jetzt sind, daran lässt der Bericht ebenfalls keinen Zweifel,
viele Veränderungen in vollem Gange. Der Anstieg des Meeresspiegels
hat sich gegenüber dem letzten Jahrhundert beschleunigt und beträgt
derzeit etwas mehr als 3 Zentimeter pro Jahrzehnt. Viele Formen von
Extremereignissen nehmen zu und lassen sich eindeutig in einen
Zusammenhang mit dem Klimawandel bringen. Hitzewellen werden häufiger
und ausgedehnter, Dürren ebenso, Niederschläge intensiver. Und schon
jetzt schädigt Ozon weltweit Kulturpflanzen so sehr, dass dadurch die
Erträge von Weizen, Mais, Reis und Sojabohnen um 3 bis 16 Prozent
zurückgehen. Das aggressive Sauerstoffmolekül (O₃) ist zwar
kurzlebig, aber dennoch erstens ein sehr effektives Treibhausgas und
zweitens greift es Pflanzen sowie die Atemwege der Menschen an. Es
entsteht aus fotochemischen Reaktionen zwischen Abgasen aus
Kraftwerken und Verbrennungsmotoren und der Sonneneinstrahlung.
Eine drastische Verringerung des Verbrauchs fossiler Brennstoffe
hätte also direkt positive Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen
Erträge.

Überhaupt ist neben dem Meeresspiegel die Welternährung der
wesentlicher Grund, weshalb der IPCC zur Einhaltung der
1,5-Grad-Celsius-Marke rät. Wird die Erwärmung soweit beschränkt,
ließen sich z.B. noch einige tropische Korallenriffe retten. Die sind
schon jetzt stark geschädigt, aber bei 2 Grad Erwärmung gehen sie mit
Sicherheit verloren. Mit den entsprechenden Folgen für die Fischerei.
Außerdem nimmt die Versauerung der Meere mit steigender
Treibhausgaskonzentration erheblich zu und gefährdet die Versorgung
mit Fischeiweiß.

Auch die Landwirtschaft wird unter der Erwärmung um so mehr leiden,
je wärmer es wird. Da sind zum einen die vermehrten Dürren und
stärkeren Unwetter, die beide gleichermaßen zerstörerisch für die
Ernten sind. Außerdem bekommt Hitzestress vielen Kulturpflanzen
schlecht. Einige Getreidearten wachsen zwar merklich besser bei
höheren CO₂-Konzentrationen in der Luft, sind aber zugleich
weniger reich an Proteinen. Reis bildet zudem weniger Vitamine.


Das Meer

Besonderen Anlass zur Sorge aber bereitet der Meeresspiegel. Dieser
wird auch bei sofortigem Stopp aller Treibhausgasemissionen über viele
Jahrhunderte weiter steigen, denn das Klimasystem braucht sehr lange,
bis es sich auf ein neues Gleichgewicht mit der atmosphärischen
Treibhausgaskonzentration eingestellt hat. Besonders die großen
Eismassen auf Grönland und in der Antarktis reagieren sehr träge. Auch
der tiefe Ozean benötigt viele Jahrhunderte, bis sich dort eine höhere
Temperatur den Verhältnissen an der Oberfläche entsprechend
eingestellt hat.

Der Bericht hebt jedoch hervor, dass wahrscheinlich schon eine
Erwärmung zwischen 1,5 und 2 Grad Celsius über dem vorindustriellen
Niveau (also 0,5 bis 1 Grad von heute aus) reichen wird, um die großen
Eismassen nachhaltig zu destabilisieren. Das aber, so zeigen
Untersuchungen früherer Erdzeitalter, würde reichen, den mittleren
globalen Meeresspiegel um über sechs Meter steigen zu lassen. Für
viele Inselstaaten, die Städte Westafrikas, Alexandria in Ägypten, für
Shanghai, New York, das Mekongdelta in Vietnam, die Küste von
Bangladesh, weite Teile der Niederlande oder der deutschen
Nordseeküste würde das Land unter bedeuten.

Um das zu verhindern, muss das Ruder heftig herumgerissen werden.
Nicht irgendwann, sondern sofort. Ab 2020 müssen die globalen
Emissionen drastisch sinken. Das wäre möglich, aber der Bericht macht
auch klar, dass es nur bei verstärkter internationaler Kooperation und
bei Einbeziehung der Menschen gelingen kann. Nur ökonomische Ansätze,
die zugleich die Ungleichheit und Armut verringern, seien
erfolgversprechend. Seien wir also realistisch: Fordern wir das
unmöglich Scheinende.
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Die Schatten des Silicon Valley

von Andreas Boueke



In Kalifornien liegt das Monatsgehalt eineR Angestellten der
grossen Technologiefirmen oft höher als das Jahreseinkommen von
RentnerInnen. Gentrifizierung in der Bay Area bedeutet häufig:
Verdrängung von ArbeiterInnen und Alten. Manche Mieten steigen
innerhalb kurzer Zeit um zweistellige Prozentzahlen.



Auf den Strassen des hippen Universitätsstädtchens Berkeley in
Kalifornien treffen profilierte AkademikerInnen auf altersweise
AnalphabetInnen, obdachlose LebenskünstlerInnen auf neugierige
TouristInnen. Sheryl ist mit einer Freundin aus Kanada zu Besuch
gekommen: «Eines Morgens, als wir vor unserem Hotel auf ein Taxi
warteten, sprach uns eine junge Frau an. Sie fragte, ob sie sich in
unserem Badezimmer duschen dürfe. Das macht sie wohl öfter: Wenn
niemand hinschaut und eine Zimmertür offen steht, weil die Leute
ausgecheckt haben, geht sie rein und duscht.»

Obdachlosigkeit ist seit Langem eines der gravierendsten sozialen
Probleme US-amerikanischer Städte. Der Sozialarbeiter Robert Barrer
war 25 Jahre alt, als er den Posten des Koordinators einer
Notunterkunft in Berkeley übernommen hat. Jetzt ist er 66 und arbeitet
noch immer dort. «In der Gegend der Bucht von San Francisco ist die
Situation der Obdachlosigkeit zur Zeit schlimmer, als ich es je zuvor
erlebt habe, noch schlimmer als während der Reagan-Rezession Anfang
der 80er Jahre. Damals hat die Obdachlosigkeit enorm zugenommen. Heute
haben wir eine ständige Unterschicht, Leute, die auf der Strasse
leben.»


3000 Dollar im Monat

Als Standort einer der bekanntesten Universitäten der Welt sind viele
Wohngegenden Berkeleys den Wohlsituierten vorbehalten. Zudem hat
während der letzten Jahre der Boom im nahegelegenen Silicon Valley den
Preis des Wohnens so weit nach oben getrieben, dass viele
NormalverdienerInnen nicht mehr mithalten können. Das hat das Problem
der Obdachlosigkeit weiter verschärft, meint Robert Barrer: «Wenn du
durch die Strassen läufst, siehst du an allen Ecken Wohngebäude in den
Himmel wachsen. Die Mieten dort werden sich die Leute, die wir
unterstützen, nicht leisten können. Die ArbeiterInnenklasse kann keine
3000 Dollar im Monat für eine Wohnung zahlen.»

Fast täglich landen ganze Familien auf der Strasse. Die kanadische
Touristin Sheryl hat nicht damit gerechnet, in dem wirtschaftlich
boomenden Kalifornien auf so offensichtliches Elend zu treffen: «Wir
haben buchstäblich Hunderte Obdachlose und Bettler gesehen. Ihre Lage
ist so hoffnungslos. Sie sind hungrig, bedürftig. Kinder, Erwachsene,
junge Leute, alte Leute. Sie schlafen auf Parkbänken neben einem
Einkaufswagen, in dem sie all ihr Hab und Gut transportieren. Sie
wohnen in Zelten oder sogar in Kartonkisten. Wirklich, manche wohnen
in Kartons. Es ist tragisch.»


Jasons Karton

Der junge Mann Jason hat einen besonders grossen Karton gefunden, die
Verpackung eines Fernsehbildschirms. «Ich hab' ihn aufgehoben und
gedacht: 'Cool. Karton. Isolierung.'» Seine Luftmatratze ist nicht
gross genug für seinen Schlafsack, der eigentlich für zwei Personen
gedacht ist. «Aber ich habe keine zweite Person, die mit mir schläft.»

Der Zwanzigjährige breitet seine Schlafstätte vor der geschlossenen
Eingangstür eines indischen Restaurants aus. Nicht weit entfernt
stehen Zelte am Strassenrand. Kleine Buden aus Pappe schützen vor der
abendlichen Kälte. Ein Mann hat ein paar morsche Äste angezündet und
sitzt schweigend vor den Flammen. An solche Szenen mag sich die
Touristin Sheryl nicht gewöhnen: «Die USA kümmern sich nicht um ihre
Bedürftigen. Sie tun es einfach nicht. Ich finde, sie könnten ruhig
etwas von Kanada lernen. Ernsthaft. Dort versuchen wir, den Menschen
zu helfen, mit Gesundheitsdiensten und Wohnraum.»

Die alteingesessene Bevölkerung Berkeleys trifft wohl keine Schuld. Im
Gegenteil, die BerkleyianerInnen sind für ihre engagierte Grundhaltung
bekannt. Sie haben ein enges, karitatives Netz geknüpft, in dem
Obdachlose in vielen Projekten Hilfe finden können. Doch diese soziale
Infrastruktur zieht weitere Bedürftige an, so wie Jason. Der junge
Mann ist aus Stockton gekommen, eine Stadt keine hundert Kilometer
entfernt im Landesinneren. Dort ist die Situation noch trostloser.

Gegenüber von Jason, auf der anderen Strassenseite, sitzt ein Mann,
Ende fünfzig mit langem weissen Bart, den er zu einem dünnen Zopf
geflochten hat. «Mein Name ist Robert Dell Schroder. Seit dem Tod
meiner Freundin lebe ich auf der Strasse. Mit ihr hatte ich alles, was
man sich wünschen kann. Wir haben in einer Doppelhaushälfte gewohnt.
Mein Vermieter mochte mich. Aber wenn du deine Liebe und deine
Seelenverwandte verlierst, dann haben die Dinge keinen Bestand.»


Den Reichen wird geholfen

Die meisten Obdachlosen des Landes leben in den Staaten des Westens,
eben dort, wo die Tech-Industrie besonders erfolgreich ist. Im Jahr
2017 waren in Oregon, Washington und Kalifornien 168.000 Menschen auf
der Strasse. Zehn Prozent mehr als im Jahr zuvor. Einige Städte haben
den Notstand ausgerufen, was eigentlich für die Tage nach einer
Naturkatastrophe vorgesehen ist. Der Sozialarbeiter Robert Barrer
kommentiert das mit unverhohlenem Sarkasmus: «Die Obdachlosigkeit
gehört zur Folklore der USA. In diesem Land sind die Menschen frei. Du
bist frei, reich zu werden oder frei, obdachlos zu sein. Du bist frei,
krank zu werden. Oder du bist reich, dann wird dir geholfen.»

Unterdessen hat es sich Jason auf dem grossen Pappkarton gemütlich
gemacht. Ab und zu treten PassantInnen auf eine Ecke seines
Schlafsacks, aber daraus macht er sich nichts. «Das sind Studierende.
Die meisten sind freundlich zu mir. Obwohl, eigentlich schauen sie
immer nur auf ihre Telefone. Für sie bin ich unsichtbar. Aber das ist
mir egal. Warum sollte ich einen Rattenarsch darauf geben, was die
denken?»

In der Umgebung von San Francisco leben viele Menschen, die zwar eine
feste Anstellung haben, sich aber trotzdem keine Wohnung oder einen
Arztbesuch leisten können. Jason war noch nie irgendwo angestellt. Als
ihm der Arzt seiner Mutter eines Tages geraten hat, einen
Schizophrenie-Test zu machen, brach er die High-School ab und begann
sein Leben auf der Strasse.


Psychisch Kranke auf der Strasse

Das Nationale Institut für mentale Gesundheit schätzt, dass mehr als
acht Millionen US-AmerikanerInnen an einer bipolarer Störung oder
Schizophrenie leiden. In einem Bericht des Bundesministeriums für
Stadtentwicklung steht, mindestens ein Viertel der etwa 600.000
Obdachlosen in den USA bräuchten dringend psychiatrische Hilfe. Diese
Zahl hält die Aktivistin für psychische Gesundheit, Kim Memeral, für
viel zu gering: «Überall in Berkeley, wo sich viele Leute aufhalten,
kann man kranke Menschen sehen. Übrigens wirst du auch sterbende
Menschen auf der Strasse sehen und vor allem Menschen, die an mentalen
Krankheiten leiden. Es ist erschreckend zu beobachten, wie viele
überhaupt nicht mehr funktionieren. Sie haben eine verzerrte
Wahrnehmung der Wirklichkeit oder sind geistig extrem eingeschränkt.
Einige wären vielleicht offen für Unterstützung, doch sie sind nicht
mehr in der Lage, die Angebote wahrzunehmen. Sie sind mit ihrer
Existenz überfordert.»

In den staatlichen Kliniken für Psychiatrie der gesamten USA gibt es
35.000 Betten. Zehnmal mehr Hilfsbedürftige landen in Gefängnissen.
350.000 Häftlinge gelten als psychisch krank. Kim Memeral bemüht sich
um Hilfe für diejenigen, die auf der Strasse allein gelassen werden.
«Wenn ich einen eingerollten Körper auf dem Bürgersteig sehe, schaue
ich mir das genauer an. Vor ein paar Tagen wusste ich, dass eine Frau
die Nacht nicht überleben würde. Es war zu kalt und sie bewegte sich
nicht. Ich habe die Polizei alarmiert unter dem Vorwand: Diese Frau
wird den Fahrradweg nur frei machen, wenn ihr sie mitnehmt. Das hat
geklappt. Sie wurde ins Krankenhaus gebracht. Es ist schwierig,
jemanden in ein Krankenhaus zu bekommen. Und es ist nahezu unmöglich,
jemanden in einer psychiatrischen Klinik unterzubringen. Da hat sich
die Politik völlig geändert. Heute gibt es keine solchen Einweisungen
mehr, buchstäblich nie mehr.»

Wenn man die gesamten USA betrachtet, ist die Zahl der Obdachlosen in
den vergangenen Jahren leicht zurückgegangen. Das liegt vor allem am
Engagement vieler Hilfsorganisationen. Einige nutzen Gelder und
Mittel, die sie eigentlich für Entwicklungshilfe in Ländern des
globalen Südens vorgesehen hatten. Doch mit der Entwicklung an der
Westküste der USA können auch sie nicht mithalten, sagt die
Sozialwissenschaftlerin Monique Parish. Sie arbeitet für die
kalifornische Gesundheitsbehörde. «Man kann es nicht fassen. Ich habe
viele Jahre lang als Entwicklungshelferin in Afrika gearbeitet.
Trotzdem bin ich von dieser Situation geschockt. Wir leben in
erschreckenden Zeiten.»

 * 
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PREIS/2209: Deutsch-tschechischer Journalistenpreis für "Todeszug in die Freiheit" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Todeszug in die Freiheit

Deutsch-tschechischer Journalistenpreis für BR-Produktion



Die BR-Produktion "Todeszug in die Freiheit" von Andrea Mocellin und
Thomas Muggenthaler ist am 9. November in Olmütz/Tschechien im Rahmen
der Verleihung des Deutsch-Tschechischen Journalistenpreises mit dem
"Sonderpreis Milena Jesenská" ausgezeichnet worden. Die Dokumentation
über die Geschichte eines KZ-Transports im Frühjahr 1945 wurde
erstmals am 29. Januar 2018 im Ersten und am 9. Mai im BR Fernsehen
ausgestrahlt und kann in der BR Mediathek bis 9. Mai 2019 abgerufen
werden. Im Juli hatte Kameramann Sorin Dragoi für den Film bereits den
Deutschen Kamerapreis 2018 erhalten.

Mit dem Deutsch-tschechischen Journalistenpreis werden Journalistinnen
und Journalisten ausgezeichnet, die klischeefrei und differenziert
über das jeweilige Nachbarland berichten und dadurch zum besseren
Verständnis zwischen Deutschland und Tschechien beitragen.

Prämiert werden jedes Jahr herausragende deutschsprachige und
tschechischsprachige Beiträge aus den Kategorien Text, Audio und
Multimedia (auch TV). Mit dem Sonderpreis "Milena Jesenská" werden
darüber hinaus Beiträge gewürdigt, die sich in besonderer Weise der
Zivilcourage sowie der multikulturellen Verständigung und Toleranz
widmen und einen aktuellen Gegenwartsbezug haben. Die Dokumentation
"Todeszug in die Freiheit" war auch einer der drei Finalisten in der
Kategorie "Multimedia DE". Der Preis ist in allen Kategorien mit
jeweils 2.000 Euro dotiert.


Informationen zum Film

"Todeszug in die Freiheit" erzählt die Geschichte eines KZ-Transports
in den letzten Kriegstagen des Frühjahrs 1945. Die Gefangenen sollten
vom KZ-Außenlager Leitmeritz zum KZ Mauthausen gebracht werden, eine
Route quer durch das damalige Protektorat Böhmen und Mähren. Die
dortige Bevölkerung zeigte eindrucksvoll Mitmenschlichkeit und
unternahm alles, um so viele Menschen wie möglich aus dem
Todestransport zu befreien oder sie durch Versorgung mit Nahrung und
Medikamenten zu retten. Es gelang, rund 1.500 von etwa 4.000
Häftlingen zu befreien und den anderen durch das beherzte Eingreifen
bessere Überlebenschancen zu sichern. Am Ende wurde der Zug sogar noch
mit Waffengewalt befreit.

Einzigartig ist nicht nur die Geschichte, sondern auch das
Filmmaterial und die Fotos sind es, mit denen die Helfer damals das
Geschehen dokumentiert haben - womit es gelingt, die Geschehnisse von
damals plastisch zu schildern.

Autoren: Andrea Mocelin, Thomas Muggenthaler

Kamera: Sorin Dragoi

Schnitt: Xenja Kupin

Redaktion: Andreas Bönte

Produktion: "Todeszug in die Freiheit" ist eine Produktion des
Bayerischen Rundfunks

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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REPORTAGE/539: WDR - Arm trotz Arbeit, 15.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Arm trotz Arbeit

Menschen hautnah

Donnerstag, 15.11.2018, 22.40 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen



"Manchmal stehe ich am Monatsende vor dem Kühlschrank und denke,
hoffentlich gibt es bald Geld. Ich muss dringend was einkaufen!"

Das sagt Susanne. Sie arbeitet hart: An fünf Tagen die Woche reinigt
sie Krankenhausbetten. Bis zu 23 Betten muss sie in einer Schicht
schaffen. "Ich denk' mir immer, man muss so arbeiten, als würde man
selber in so einem Bett liegen", motiviert sich die
48-Jährige aus Bochum. Sie hat wegen ständiger Rückenschmerzen eine
90%-Stelle und verdient 1.150 Euro netto im Monat. Ins Restaurant
gehen oder ein verlängertes Wochenende planen - das ist fast
unmöglich. Wenn zu Hause ein Elektrogerät nicht mehr funktioniert,
bekommt sie Angst. Angst, ein neues Gerät nicht bezahlen zu können.

Dreiviertel aller Frauen zwischen 15 und 65 Jahren arbeiten in
Deutschland. Mehr als die Hälfte von ihnen verdient maximal 1.500 Euro
netto im Monat. Viele Frauen arbeiten in Teilzeit - oft wegen der
Kindererziehung - oder in prekären Beschäftigungsverhältnissen.

So wie Ulrike aus Neuss. "Ich muss alle möglichen Jobs annehmen, um
überhaupt auf 1.500 Euro im Monat zu kommen", erzählt die studierte
Opernsängerin. Zurzeit hat sie neun verschiedene Jobs in drei Städten.
Sie arbeitet selbständig, hauptsächlich als Gesangslehrerin. Um Geld
zu sparen, fährt die 60-Jährige mit dem Fahrrad von Job zu Job. An
manchen Tagen bis zu 75 km. Da muss sie fit bleiben: "Krank werden
kann ich mir nicht leisten, da verdiene ich ja dann nichts", sagt
Ulrike.

"Der Fehler liegt im System", findet Janina aus Remscheid: "Ich habe
das Gefühl, dass Deutschland noch nicht so weit ist wie andere
Länder." Vor allem die Wertschätzung von arbeitenden Müttern sei im
Ausland viel größer, sagt die Alleinerziehende. Janina hat in den
Niederlanden Sozialwissenschaften studiert und nach ihrem Uni-
Abschluss sofort einen gut bezahlten Job in Maastricht gefunden.
Schließlich entschied sie sich wegen ihrer Familie und des Vaters
ihrer älteren Tochter zurück nach Deutschland zu gehen. "Es hat zwei
Jahre gedauert, bis ich in Deutschland einen Job gefunden habe. Ich
habe bestimmt 280 Bewerbungen geschrieben", erzählt Janina. Sie
arbeitete als Marketingangestellte in Teilzeit und verdiente 1.300
Euro netto. Sie war noch in der Probezeit, als ihre beiden Kinder
krank wurden und sie eine Woche zu Hause bleiben musste. Das kostete
sie ihre neue Arbeitsstelle. Janina ist jetzt wieder auf Jobsuche und
hofft, eines Tages auch in Deutschland einen gut bezahlten Job zu
finden.

Menschen hautnah fragt: Wie schaffen diese Frauen ihren Alltag - im
Job und zu Hause? Wie fühlt sich das an, wie im Hamsterrad zu arbeiten
und am Monatsende doch nichts mehr im Portemonnaie zu haben? Warum nur
verdienen immer noch so viele Frauen so wenig?

 * 

Quelle:

Programmtip vom 9. November 2018
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REPORTAGE/538: WDR - Todkrank. Und selber schuld? 15.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Todkrank - und selber schuld?

Marnies Kampf ums Überleben

Ein Film von Jan Schmitt 

Menschen hautnah

Donnerstag, 15.11.2018, 23.25 - 00.10 Uhr, WDR Fernsehen



Marnie G. macht eine Ausbildung zur Reitlehrerin - bis der Tritt
eines Pferdes bei der 22-Jährigen eine seltene neurologische Krankheit
auslöst. Ihr Fuß schwillt immer mehr an, entzündet sich, eine
Blutvergiftung kommt hinzu, Zellen sterben ab, ihr Leben steht auf
Messers Schneide. Sie fällt ins Koma und überlebt nur knapp.
Schließlich wird Marnie auch noch ein Unterschenkel amputiert.

Die heimtückische Krankheit ist eindeutig die Folge des
Arbeitsunfalls, sagt eine namhafte Gutachterin von der Uniklinik
Düsseldorf. Doch Marnies private Unfallversicherung will zunächst
nicht zahlen. Die Versicherung beauftragt ein weiteres Gutachten - und
darin heißt es, ihre Krankheit könnte auch psychische Ursachen haben.
Es folgen weitere Gutachten, davon viele nach Aktenlage, also ohne
Marnie selbst zu untersuchen. Schließlich verdächtigt ein Gutachter
die junge Frau sogar, an ihrer Krankheit selber schuld zu sein und
spekuliert, dass sie sich selbst verletzt haben könnte. Marnie kämpft
an zwei Fronten, gegen die Krankheit und gegen die Versicherung. "Ich
habe immer gedacht, wenn so ein Unfall mal eintreten sollte, dann wird
einem auch geholfen. Doch ich war perplex, als ich merkte, dass es
eben nicht so ist - und was für eine Maschinerie da auch hinter
steckt."

Weil Marnies Unfallversicherung lange nicht zahlt, können ihre Eltern
ihr Haus nicht behindertengerecht umbauen. Das elterliche Wohnzimmer
muss ihr zum Leben reichen, die Zukunftsaussichten sind ohne jeden
Verdienst düster. Zwischendurch wohnt sie sogar eine Zeit lang im
Altenheim, weil sie dort besser gepflegt werden kann.

Trotz der Amputation, trotz eines Lebens im Rollstuhl lässt sich
Marnie nicht unterkriegen. Auch wenn mittlerweile auch das zweite Bein
von der Nervenkrankheit befallen ist, gibt sie wieder Reitunterricht.
Sie trifft Freunde, spielt in einer Behindertensportgruppe Badminton
und Tischtennis. Und hofft weiterhin, dass sie eines Tages mit dem
verbliebenen Bein und einer Prothese wieder laufen kann. Schließlich,
nach Jahren, kommt es sogar zu einer Einigung mit ihrer privaten
Unfallversicherung, sie zahlt einen Teil der Schadenssumme. Die
finanziellen Sorgen sind nun endlich gemildert. Doch Marnies Leben
wird nie wieder dasselbe sein. Sie kann nicht mehr darauf vertrauen,
dass Menschen, die in Not geraten, auch geholfen wird.

 * 
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HÖRSPIEL/1840: 1LIVE - "G.A.S. - Die Trilogie der Stadtwerke" von Matt Ruff, 15., 22., 29.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

G.A.S. - Die Trilogie der Stadtwerke

Von Matt Ruff

aus dem Amerikanischen

von Giovanni und Ditte Bandini

Bearbeitung und Regie: Walter Adler

Produktion: WDR 2000

1LIVE Krimi 

Folge 1: Abwässer, 15.11.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE

Folge 2: Gas, 22.11.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE

Folge 3: Elektrizität, 29.11.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



New York im Jahr 2023. Der Trillionär Harry Gant baut in den
Schluchten Manhattans an einem neuen Turm zu Babel.

Seinen Reichtum verdankt er seiner Geschäftsidee, "Elektro-Neger" auf
den Markt zu bringen, nachdem eine große Pandemie alle Schwarzen
ausgelöscht hat - ausgenommen die mit grünen Augen. Während er sich im
Höhenrausch ergeht, kämpft seine Ex-Frau Joan Fine tief unten in der
Kanalisation gegen das Böse und fällt beinahe einem mutierten weißen
Hai zum Opfer. Trotzdem ermittelt Joan, retortengezeugte Tochter einer
feministischen Nonne, weiter im Fall des ermordeten Tycoons Amberson
Teaneck. Auf der Suche nach dem Killer stößt sie auf ein gigantisches
Komplott, das Millionen von Menschen das Leben kosten kann.

Besetzung:

Peter Fitz - Erzähler

Susanne Lothar - Joan Fine

Michael König - G.A.S.

Sylvester Groth - Harry Gant

Ingrid Andree - Kite

Gustl Halenke - Ayn Rand

Thomas Thieme - Maxwell

Rosel Zech - Lexa & Bankautomat

Herbert Schäfer - Clayton Bryce

Hermann Lause - Jerry Gant

Evelyn Matzura - Winnie Gant

Hans Diehl - Roy

Daniel Berger - Amos

Hans Jörg Krumpholz - Andy

Peter Harting - Mufti

Wolfgang Rüter - Powell 617

Christiane von Poelnitz - Vanna Domingo

Angelika Bartsch - Fatima Sigorsky

Philipp Schepmann - Eddie Wilder

Heinrich Giskes - Hartower

Walter Renneisen - Prohaska

Jele Brückner - Seraphina & Zugansage

Otto Sander - Biber

Leslie Malton - Wühlmaus

Gunda Aurich - Eichkätzchen

Sabine Kallhammer - Timex

Jens Harzer - Morris Katzenstein

Hans-Peter Hallwachs - J. Edgar Hoover

Ernst Alisch - Roy Cohn

Ralf Komorr - Kellner

Andreas Pietschmann - Shorty

Josef Tratnik - Vogelsang

Thomas Hodina - Zeitungsverkäufer

Vittorio Alfieri - Fahrstuhl 1

Redaktion: Natalie Szallies

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2757: Deutschlandfunk Kultur - Wie die Neuauflage eines Rock-Oratoriums entsteht, 15.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Odi et amo 2.0

Wie die Neuauflage eines Rock-Oratoriums entsteht

Von Dagmar Penzlin

Chormusik

Donnerstag, 15. November 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Der Komponist Ugis Praulins hat vor knapp 20 Jahren ein Werk für Chor
und Rockband geschrieben, 'Odi et amo'. Zusammen mit den Chorknaben
Uetersen und ihrem Leiter Hans-Joachim Lustig ist nun in gemeinsamer
Arbeit eine zeitgemäße Neuauflage entstanden: Odi et amo 2.0. Im
Frühjahr trafen Komponist, Instrumentalisten und Chorsänger zusammen,
mit dabei war auch die Obertonsängerin Anna-Maria Hefele. Die Autorin
hat Workshop und Aufnahmen begleitet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1616: WDR 5 - Tischgespräch mit dem "Eifel-Troubadour" Günter Hochgürtel, 14.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Eifel-Troubadour" Günter Hochgürtel

WDR 5 Tischgespräch

Mittwoch, 14.11.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Wie kommt es, dass ein Jugendlicher aus dem Eifeldorf Eiserfey den
mittelalterlichen Dichter Francois Villon zu seinem Vorbild wählt? Was
verbindet ihn mit höfischen Sängern? Und warum singt er am liebsten in
Mundart?

Seit mehr als 40 Jahren macht Günter Hochgürtel Musik und erinnert
sich im Tischgespräch auf WDR 5 an seine Anfänge.

Auslöser für alles war sein Onkel, ein Pfarrer. Der schenkte ihm die
erste Gitarre, der nahm ihn mit auf Jugendfahrten, der zeigte ihm
Frankreich, der machte ihn zu einem neugierigen, offenen Menschen.
Doch trotz vieler Reisen ist Günter Hochgürtel seiner Heimat, der
Eifel, treu geblieben. Dort hat er sein Publikum gefunden, das
begeistert mitsingt, wenn es um die Liebe geht, um Himbeermarmelade
oder um Ongelachsschief.

Über seinen Weg als Journalist und umherziehender Musiker erzählt der
Eifeler im Tischgespräch mit Gisela Steinhauer. Und was eine
Ongelachsschief ist, erklärt er auch.

Redaktion: Florian Quecke

 * 
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DER FILM/415: Unna - Filmmatinee mit dem Regisseur Adolf Winkelmann - "Kino & Kohle", 18./21.11.


Filmmatinee mit dem Regisseur Adolf Winkelmann - Kino & Kohle Leinwandspecial



Kreisstadt Unna. Auch Leinwand-special reiht sich ein ins
Kulturprogramm zum Ende des Steinkohlebergbaus und begrüßt als
prominenten Gast an diesem Novembersonntag Regisseur Adolf Winkelmann.
Selbst aufgewachsen zwischen Kohle & Stahl, eigentlich genau unterm
Dortmunder U, schuf der Dortmunder Filmemacher mit Streifen wie "Die
Abfahrer" oder "Jede Menge Kohle" preisgekrönte Reviergemälde. Auf dem
Spielplan in Unna steht "Junges Licht", der jüngste Film von Adolf
Winkelmann, der zusammen mit Till Beckmann und Nils Beckmann auch das
Drehbuch schrieb. Vor dem Film nimmt sich Winkelmann Zeit für ein
Gespräch über Kunst & Kino, Kohle und die Kraft des Reviers. Das
Interview führen Rita Weißenberg (Leiterin vhs) und die Journalistin
Simone Melenk.

"Junges Licht" spielt in einem Sommer in den 1960ern im Ruhrgebiet.
Der alte Pott wird hier noch einmal gefeiert in großartigen poetischen
Bildern. Man raucht, kauft im Tante-Emma-Laden, isst Currywurst,
trinkt Export. Die Maloche unter Tage ist hart, aber schweißt
zusammen. Mit lakonischem Humor erzählt der Film von den ersten
Berührungen eines 12-jährigen Bergarbeiter-Sohns mit einer
Erwachsenenwelt, die er mit Feinsinn beobachtet, aber nicht versteht.
Die Entdeckung ist Oscar Brose als Julian. Charly Hübner spielt seinen
Vater, die großartige Lina Beckmann die Mutter. Und auch sonst
verspricht die Besetzungsliste beste Schauspielkunst.

Sonntag, 18. November, 11 Uhr (Adolf Winkelmann und "Junges Licht)

Mittwoch, 21. November, 18.30 Uhr (nur "Junges Licht")

 * 

Quelle:
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KURSUS/1855: Unna - Windows-Sicherheitscheck am 21. November 2018


VHS-Aktuell: Windows-Sicherheitscheck bei der VHS



Kreisstadt Unna. Sicherheitsveranstaltung der Volkshochschule am
21.11.2018 hilft, den eigenen Rechner gegenüber Gefahren sicherer zu
machen.

Gemeinsam mit dem Dozenten überprüfen Interessierte die
Sicherheitseinstellungen des Windows-Betriebssystems am eigenen Gerät
und nehmen wichtige Anpassungen vor. Gleichzeitig wird ausführlich
über Sinn und Zweck einzelner Sicherheitsmaßnahmen informiert. Darüber
hinaus werden sicherheitskritische Programme überprüft und Maßnahmen
für mehr Sicherheit empfohlen.

Voraussetzungen: Eigener Laptop mit Windows-Betriebssystem (Win 7-Win
10). Grundlagenkenntnisse zum Betriebssystem. Die Volkshochschule
haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Windows-Sicherheitscheck" mit der Kursnummer 182-4412F
findet am 21.11.2018 von 11:00 Uhr und 13.00 Uhr im Bürgerzentrum
Mühlenberg in Fröndenberg statt. Die Gebühr für die Veranstaltung
beträgt 14 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 59 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Kurse in Fröndenberg" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. November 2018
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VORTRAG/233: Uni Witten/Herdecke - 6. Digitaler Salon am 28. November 2018


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Wer rechnet schneller? Algorithmen und ihre gesellschaftliche
Überwachung

Der 6. Digitale Salon findet am 28. November 2018 an der Universität
Witten/Herdecke statt



Algorithmen sind aus unserem Alltag nicht mehr wegzudenken. Sie
berechnen in Navigationsgeräten den kürzesten Weg, besiegen uns in
Computerspielen, berichtigen unsere Rechtschreibung in
Schreibprogrammen und finden den passenden Partner beim Online-Dating.
Besonders sensibel ist die Anwendung beim Thema Big Data, bei dem sehr
große Datenmengen mithilfe von Algorithmen ausgewertet und verarbeitet
werden. Worum es sich handelt, wie das funktioniert, was beachtet
werden sollte und zu welchen - auch ethischen - Problemen dies führen
kann, wird Thema das 6. Digitalen Salons sein, der am 28. November
2018 (18 bis 20 Uhr, Audimax) an der Universität Witten/Herdecke
(UW/H) stattfindet.

Prof. Georg Trogemann, Professor für Experimentelle Informatik an der
Kunsthochschule für Medien in Köln, der einen Vortrag zum Thema
"Möglichkeitsräume" halten wird, erläutert: "Die Übertragung von
menschlichen Handlungen und Denkvorgängen auf Maschinen gelingt immer
dann, wenn sich Handlung und Denken mittels Abstraktion in eine Folge
von elementaren und rekombinierbaren Teilaktivitäten zerlegen lässt
und dabei der Kontext so eingeschränkt werden kann, dass alle
Entscheidungsalternativen, die im Handlungs- oder Denkprozess
auftreten können, sich schon vorher vollständig bestimmen lassen."

"Je intelligenter die Maschinen werden, desto deutlicher wird, dass
ihre Intelligenz mit der menschlichen nicht zu vergleichen ist", sagt
Prof. Dr. Dirk Baecker, Dekan der Fakultät für Kulturreflexion.
"Maschinen ?ticken? anders; wie also kann es uns gelingen, ihre
Operationen zu überwachen?" Untersucht werden soll das Thema aus
unterschiedlichen Perspektiven.

Die Vorträge: - Prof. Dr. Georg Trogemann, KHM Kunsthochschule für
Medien Köln: Möglichkeitsräume - Künstlerische Intervention: Ursula
Damm, http://ursuladamm.de: Algorithmen der Stadt - Prof. Dr. Elena
Esposito, Universitá di Modena/Universität Bielefeld: Algorithmische
Vorhersage

Organisiert wird die Veranstaltung von Prof. Dr. Dirk Baecker, Dr.
Jonathan Harth und Maximilian Locher, UW/H-Vizepräsident Prof. Dr. Jan
Ehlers wird den Abend moderieren. Der Eintritt zur Veranstaltung ist
kostenlos.

Zur Veranstaltung auf facebook:

https://www.facebook.com/events/1169514286530668/

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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Universität Witten/Herdecke, 12.11.2018
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DERMATOLOGIE/729: Hautkrankheit Seborrhoische Dermatitis - Neuer Therapieansatz (idw)


Universität Ulm - 09.11.2018

Hautkrankheit Seborrhoische Dermatitis - Neuer Therapieansatz



Es gibt Hautkrankheiten, die die Lebensqualität der Betroffenen erheblich
einschränken. Dazu gehört die sogenannte Seborrhoische Dermatitis, von der
auch Säuglinge und Kinder betroffen sind sowie Personen mittleren Alters.
Zu den Krankheitsbildern gehört schuppiger Ausschlag im Gesicht und auf
der Kopfhaut, der häufig begleitet wird von starkem Juckreiz. Dermatologen
aus Ulm, Köln, Heidelberg und Rom haben nun herausgefunden, dass der
Transkriptionsfaktor JunB eine Schlüsselrolle bei der Entstehung dieser
Erkrankung spielt.

Die Haut ist das größte Organ des Menschen und bestimmt unsere äußere
Erscheinung: Daher können Erkrankungen wie die seborrhoische Dermatitis
die Lebensqualität Betroffener erheblich einschränken. Diese Hautkrankheit
zeichnet sich nämlich durch meist schuppigen Ausschlag im Gesicht und auf
der Kopfhaut aus. Einige Patienten - betroffen sind oft Säuglinge sowie
Personen mittleren Alters - leiden zudem unter Juckreiz. Die
Krankheitsentstehung ist bisher noch nicht vollständig verstanden.
Angenommen wird ein Zusammenspiel verschiedener Ursachen wie
Entzündungsreaktionen auf Hefepilze sowie etwa eine genetische
Prädisposition. Nun bringen Forschende um Professorin Karin
Scharffetter-Kochanek, Ärztliche Direktorin der Universitätsklinik Ulm für Dermatologie
und Allergologie, sowie ihr Wissenschaftlicher Mitarbeiter Dr. Karmveer
Singh den Transkriptionsfaktor JunB ins Spiel. In der renommierten
Fachzeitschrift Nature Communications beschreibt die Gruppe aus Ulm, Köln,
Heidelberg und Rom eine bisher unbekannte Funktion des
Transkriptionsfaktors, die zu neuen Therapieansätzen bei der
seborrhoischen Dermatitis führen kann.

In der Haut erfüllt der Transkriptionsfaktor JunB eine wichtige Aufgabe:
Er sorgt für eine Differenzierung der epidermalen Stammzellen - darunter
versteht man die Bildung neuer Hautzellen. JunB hält die Haut also
gewissermaßen im Gleichgewicht. Im Mausmodell und anhand von Verfahren wie
dem Next Generation Sequencing konnten die Autoren nun zeigen: Fehlt der
Transkriptionsfaktor, führt dies zu strukturellen und funktionellen
Einschränkungen der Talgdrüsen und somit zu einer gestörten Lipidschicht
der Haut. Genetisch veränderte Mäuse entwickeln ohne JunB vergrößerte
Talgdrüsen und schließlich eine Erkrankung, die der seborrhoischen
Dermatitis beim Menschen ähnelt. "Allerdings beginnt eine Unterform von
Hautstammzellen, denen JunB fehlt, während der Wundheilung neue Talgdrüsen
auszubilden", erklärt Scharffetter-Kochanek. Diesen in der
Veröffentlichung beschriebenen Vorgang nenne man fate switch, zu Deutsch
Schicksalswende, oder Plastizität der Zelldifferenzierung. Die neuen
Erkenntnisse unterstreichen die wichtige Rolle von JunB bei der
Regeneration der Haut und womöglich bei der Krankheitsentstehung der
Seborrhoischen Dermatitis.

Für die künftige Behandlung der Hauterkrankung haben die
Forschungsergebnisse in jedem Fall hohe Relevanz: "Ein besseres
Verständnis der Funktion des Transkriptionsfaktors JunB kann zu neuen
therapeutischen Ansätzen für Patienten führen, die unter Fehlfunktionen
der Talgdrüsen leiden", so Dr. Karmveer Singh. Insgesamt tragen die
Erkenntnisse auch zu einem besseren Verständnis der Haut- und
Haartalgdrüsen bei.

Die Arbeit der Forschergruppe aus der Ulmer Universitätsmedizin, vom
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) sowie von der Universität zu Köln
und der Universität Rom wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(KFO 142, SFB 1149, GRK 1789) und durch die Förderlinie "Zelluläre
Entscheidungs- und Signalwege bei der Alterung" des
baden-württembergischen Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst (MWK)
gefördert.

Text: Annika Bingmann

Originalpublikation:

Literaturhinweis:

Singh K., Camera E., Krug L., Basu A., Pandey R., Munir S., Wlaschek M.,
Kochanek S., Schorpp-Kistner M., Picardo M., Angel P., Niemann C., Maity
P., Scharffetter-Kochanek K. (2018) JunB defines functional and structural
integrity of the epidermo-pilosebaceous unit in the skin. Nature
Communications 9, Article number 3425

DOI: 10.1038/s41467-018-05726-z

Weitere Informationen finden Sie unter

http://DOI: 10.1038/s41467-018-05726-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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FORSCHUNG/089: Mit dualer Lotsenstruktur schneller zur Diagnose bei seltenen Erkrankungen? (UKR)


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 10. November 2018

Mit dualer Lotsenstruktur schneller zur Diagnose bei seltenen Erkrankungen?



Das Projekt ZSE-DUO will mit einer neuen Lotsenstruktur für Patienten
mit seltenen Erkrankungen die Zeit bis zur richtigen Diagnosestellung
verkürzen. In dem durch den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA)
geförderten Forschungskonsortium arbeiten elf deutsche
Universitätsklinika gemeinsam daran, die Patientenversorgung
übergreifend zu verbessern.

Patienten, die von einer seltenen Erkrankung betroffen sind, sehen
sich mit mehreren Herausforderungen konfrontiert. Als selten gilt eine
Krankheit laut EU-Definition, wenn nicht mehr als fünf von 10.000
Menschen von ihr betroffen sind. In Deutschland trifft das auf etwa
vier Millionen Menschen zu, die an einer der 8.000 bisher bekannten
seltenen Erkrankungen leiden. Aufgrund der geringen Fallzahlen pro
Krankheitsbild können Patienten weder auf ein flächendeckendes Netz an
medizinischer Versorgung, noch auf eine schnelle Diagnose hoffen.
"Patienten, die sich mit einer unklaren Diagnose bei uns vorstellen,
sind häufig außerdem von einer psychiatrisch-psychosomatischen
Erkrankung betroffen. Die damit verbundenen Symptome können die
Merkmale der seltenen Erkrankung verschleiern und so die richtige
Diagnose und Behandlung zusätzlich verzögern", so Professor Dr. Mark
Berneburg, Leiter des Zentrums für Seltene Erkrankungen Regensburg
(ZSER) am Universitätsklinikum Regensburg (UKR). Eine Lösung hierfür
wird nun im Projekt ZSE-DUO mittels einer dualen Lotsenstruktur
erprobt. Das Vorhaben wird durch den Innovationsfonds des G-BA für
drei Jahre mit insgesamt 5,3 Millionen Euro unterstützt.

Kombination medizinischer Expertise soll zu schnelleren Diagnosen führen

Die Lotsenstruktur von ZSE-DUO sieht die Kombination eines
fachärztlichen Lotsen mit somatischer Expertise - also zum Beispiel
eines spezialisierten Neurologen oder Internisten - mit einem
psychiatrisch-psychosomatischen Facharzt vor. "Mit diesem vereinten
Wissen hoffen wir, die Zahl der gestellten Diagnosen in den
Sprechstunden für unklare Diagnosen der Zentren für Seltene
Erkrankungen zu erhöhen, die Zeit bis zur Diagnosestellung zu
verkürzen, die Kosten zu reduzieren und natürlich die Zufriedenheit
der Betroffenen zu steigern", umreißt Professor Dr. Helge Hebestreit,
Direktor des Zentrums für Seltene Erkrankungen am Universitätsklinikum
Würzburg - Referenzzentrum Nordbayern (ZESE Nordbayern) - und Leiter
von ZSE-DUO die Ziele des Projekts.

An ZSE-DUO partizipieren die Universitätsklinika mit ihren Zentren für
Seltene Erkrankungen in Aachen, Bochum, Frankfurt am Main, Hannover,
Magdeburg/Halle, Mainz, Münster, Regensburg, Tübingen, Ulm und
Würzburg. Weitere Partner sind die Allianz Chronischer Seltener
Erkrankungen ACHSE e.V., die Techniker Krankenkasse, die
Innungskrankenkasse IKK Gesund plus sowie die AOK Rheinhessen.

Projekt beginnt nach einjähriger Vorbereitung

Entscheidend für die Verwirklichung des Vorhabens war die Förderzusage
des Innovationsfonds beim Gemeinsamen Bundesausschuss im November
2017. In einer fast einjährigen Vorbereitungsphase wurden seitdem in
den beteiligten Zentren die organisatorischen und strukturellen
Voraussetzungen geschaffen, um nun die ersten Patienten in das Projekt
einschließen zu können. Zur Teilnahme werden Menschen eingeladen, die
sich wegen einer unklaren Diagnose an eins der elf teilnehmenden
Zentren für Seltene Erkrankungen wenden. Teilnahmevoraussetzungen sind
neben der unklaren Diagnose ein Alter von mindestens zwölf Jahren
sowie komplette medizinische Unterlagen. Es werden insbesondere die
Versicherten der Partnerkrankenkassen eingeladen, es können aber auch
Versicherte anderer Krankenkassen an ZSE-DUO teilnehmen.

Vergleich der Versorgungsergebnisse

Um den Erfolg der dualen Lotsenstruktur zu überprüfen, wird es eine
Kontrollgruppe innerhalb des Projekts geben. Die Teilnehmer von
ZSE-DUO werden in einer Sprechstunde für unklare Diagnosen dann
entweder von Anfang an sowohl durch einen somatischen Facharzt, als
auch durch einen psychiatrisch-psychosomatischen Facharzt behandelt
oder in der Kontrollgruppe so wie aktuell üblich nur einen Facharzt
betreut. Die Versorgung der beiden Gruppen wird hinsichtlich
definierter Parameter zu Diagnose und Therapie miteinander verglichen,
um zu beurteilen, ob die duale Lotsenstruktur zu den erhofften
Ergebnissen führt und die Patientenversorgung in den Zentren für
Seltene Erkrankungen weiter verbessert.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 10. November 2018
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KASSEN/1894: Kritik am neuen Kassenvertrag zu Pflegebetten (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 8. November 2018

BVMed und fmp kritisieren neuen Kassenvertrag zu Pflegebetten

"Individuelle Bedarfsermittlung statt Einheitsversorgung notwendig"



Berlin | Die Fachvereinigung Medizinprodukte (fmp) und der
Bundesverband Medizintechnologie (BVMed) fordern bei der Auswahl einer
geeigneten Liegehilfe zur Dekubitusvorsorge eine qualifizierte
Bedarfsermittlung beim Patienten anstelle einer von der Krankenkasse
vorgegebenen Einheitsversorgung. Die beiden Verbände kritisierten den
jüngsten Pflegebettenvertrag der Knappschaft-Krankenkasse, der
vorsieht, dass mit jedem Pflegebett eine normierte
Antidekubitus-Matratze geliefert wird, unabhängig davon, welcher
spezifische Bedarf vorliegt und ob der Pflegebedürftige überhaupt ein
Dekubitusrisiko hat. "Die Auswahl einer geeigneten Liegehilfe muss
nach dem individuellen Dekubitus-Risiko eines Patienten, seiner
Mobilitätssituation, dem pflegerischen Umfeld, der Grunderkrankung und
den begleitenden Therapiezielen erfolgen. Willkürliche einheitliche
Vorgaben durch eine Krankenkasse, um Kosten zu sparen, schaden den
Versicherten und schränken die ärztliche Therapiehoheit ein", so
BVMed-Geschäftsführer Joachim M. Schmitt und fmp-Vorsitzender Patrick
Kolb.

Die Knappschaft hatte vor einigen Wochen einen Vertrag zur Versorgung
ihrer Versicherten mit elektrisch betriebenen Pflegebetten und
Einbaurahmen nach § 127 Absatz 2 SGB V mit verschiedenen
Leistungserbringern vereinbart. Der Vertrag beinhaltet einen Passus,
in dem beschrieben wird, dass Leistungserbringer im Rahmen der
Pflegebett-Vergütungspauschale mit dem ärztlich verordneten Pflegebett
auch eine Matratze liefern müssen, die mindestens für Patienten mit
einem Dekubitusgrad II geeignet sein soll.

Aus dem Expertenstandard "Dekubitusprophylaxe in der Pflege" und den
nationalen NPUAP-Leitlinien (National Pressure Ulcer Advisory Panel)
für die Dekubitusversorgung gehe dagegen eindeutig hervor, dass für
die Auswahl einer geeigneten Liegehilfe gegen Dekubitus zunächst eine
qualifizierte Bedarfsermittlung beim Patienten erfolgen müsse, so fmp
und BVMed. Auf der Basis der ärztlichen Verordnung und des Ergebnisses
dieser individuellen Bedarfsermittlung werde eine für den Patienten
geeignete Matratze zur Dekubitusprävention oder unterstützenden
Therapie ausgewählt. Dies sei auch in den meisten
Krankenkassenverträgen so sachgerecht abgebildet. Der
Pflegebettenvertrag der Knappschaft sehe dagegen vor, dass ohne
Rezept, ohne Bedarfsermittlung und ohne vorherige Inaugenscheinnahme
des Patienten eine Einheitsmatratze geliefert wird.

"Dadurch besteht die Gefahr, dass Patienten mit Dekubitusrisiko
fehlversorgt werden, da unabhängig von ihrem individuellen Bedarf alle
die gleiche Matratze erhalten", kritisieren fmp und BVMed. Es sei
fachlich völlig unstrittig und im Hilfsmittelverzeichnis ausdrücklich
hervorgehoben, dass eine Versorgung nicht alleine anhand eines
Dekubitusgrades erfolgen darf. Auch sei eine Zuordnung von Matratzen
für die Eignung bei einem bestimmten Dekubitusgrad wissenschaftlich
nicht möglich und die Vertragsinhalte der Knappschaft daher
irreführend. Die pauschale Matratzenlieferung führe auch zu einer
Fehlversorgung von Versicherten, bei denen beispielsweise aufgrund der
Mobilitätssituation kein Dekubitusrisiko bestehe. Durch das Einsinken
in den Matratzenschaum werde bei diesen Versicherten die noch
vorhandene Mobilität durch das Hilfsmittel eher beeinträchtigt.

Ein weiterer Kritikpunkt ist die im Vertrag vorgegebene Versorgung mit
einem flüssigkeitsundurchlässigen Inkontinenzbezug für die Matratze.
Versicherte ohne Dekubitusrisiko, die nicht an einer Inkontinenz
leiden, werden einem deutlich schlechteren Mikroklima im Bett
ausgesetzt.

"In der medikamentösen Therapie wäre es undenkbar, dass eine
Krankenkasse ihrem Versicherten ohne Indikation und ärztliche
Verordnung irgendein Arzneimittel mit Nebenwirkungen verabreicht. In
der Hilfsmittelversorgung scheint eine solche Vorgehensweise Realität
zu sein", kritisiert Kolb.

Der Appell von BVMed und fmp: "Krankenkassen müssen mit ihren
Versorgungsverträgen gemäß Sozialgesetzgebung dem Stand der
Wissenschaft entsprechen und eine bedarfsgerechte Versorgung
sicherstellen. Pauschalvorgaben, um Kosten zu sparen, gefährden das
Patientenwohl und sorgen für höhere Folgekosten für das Gesamtsystem."


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 81/18

https://www.bvmed.de/bvmed-und-fmp-kritisieren-neuen-kassenvertrag-zu-pflegebetten
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STELLUNGNAHME/191: Pflegepersonalstärkungsgesetz - Auf die weiteren Umsetzungsschritte kommt es an (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 9. Nobember 2018

Pflegepersonalstärkungsgesetz mit positiven Signalen an die Pflege

Auf die weiteren Umsetzungsschritte kommt es an



Düsseldorf - "Das heute im Bundestag verabschiedete
Pflegepersonalstärkungsgesetz beinhaltet richtungsweisende Regelungen
zur Stärkung der Pflege, zur Steigerung der Attraktivität des
Pflegeberufs und zur Finanzierung zusätzlicher Pflegestellen. Mit dem
für die stationäre Versorgung wichtigsten Reformgesetz dieser
Legislaturperiode werden zudem weitere Reformmaßnahmen für den
Kernbereich der Gesundheitsversorgung angegangen", erklärte Jochen
Brink, Präsident der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen.

Die vollständige Refinanzierung zusätzlicher Pflegstellen bedeute die
notwendige finanzielle Entlastung für die Krankenhäuser, die
Ausgliederung der Pflegekosten aus dem Fallpauschalensystem sei aber
gleichzeitig mit großen Veränderungen und Unsicherheiten für die
Kliniken verbunden. Hier komme es nun auf die weiteren
Umsetzungsschritte an, so Brink, der ausdrücklich die weiteren
Klarstellungen zu Verjährungsfristen in Verbindung mit der
Finanzierung der Schlaganfallversorgung und der Geriatrischen
Versorgung begrüßte. "Die aktuellen Rechnungskürzungskampagnen der
gesetzlichen Krankenkassen sind nicht nachvollziehbar und absolut
ungerechtfertigt. Es kann nicht sein, dass Krankenkassen rückwirkend
langst geprüfte und abgewickelte Abrechnungen in Frage stellen und
Krankenhäuser damit in die Insolvenz treiben. Den Krankenhäusern
werden in den nächsten Wochen Millionenbeträge nicht ausgezahlt und
mit Rückforderungen in Millionenhöhe konfrontiert", kritisierte Brink
die Krankenkassen scharf, die mit ihrem Vorgehen in vielen Regionen
die flächendeckende Schlaganfallversorgung und Geriatrischen
Versorgung sowie damit die Versorgung ihrer Versicherten gefährdeten.

Mit Erleichterung hätten die NRW-Klinken zur Kenntnis genommen, dass
den Krankenhäusern ein Teil des Pflegezuschlags in Höhe von 500 Mio.
Euro, der von den Krankenhäusern für Maßnahmen zur Stärkung der Pflege
benötigt wird, erhalten bleibe, betonte KGNW- Präsident. "Für NRW
standen circa 125 Mio. Euro zur Disposition. Nunmehr bleiben den
NRW-Kliniken noch etwa 50 Mio. Euro erhalten, dennoch bleibt ein
Fehlbetrag von 75 Mio. Euro, der natürlich schmerzt." Dieser
Fehlbetrag sei auch im Kontext der unzureichenden
Investitionsfinanzierung durch die Landesregierung zu sehen. "Hier
fordern wir weiterhin von der Landesregierung die Bereitstellung der
notwenigen Finanzmittel zur Schließung der unstreitigen Förderlücke.

Problematisch sieht Brink die verschärften Sanktionen bei den
Untergrenzen für Personalbesetzungen in pflegesensitiven
Leistungsbereichen. "Die mit dem Reformgesetz verbundenen
Vergütungsabschläge und Fallzahlbegrenzungen haben Auswirkungen auf
die Versorgung der Bevölkerung. "Durch vorübergehende Personalengpässe
sind medizinische Versorgungsengpässen im Umkreis einzelner Kliniken
zu befürchten," erklärte Brink.

Die Krankenhäuser seien grundsätzlich bereit, Personaluntergrenzen als
Instrument für mehr Patientensicherheit anzuerkennen und umzusetzen.
Hier sei aber weiter für die Krankenhäuser das Problem ungelöst,
zusätzliche Pflegekräfte bei einem leergefegten Arbeitsmarkt zu
bekommen. Die Kliniken brauchen Zeit, den Personalaufbau durch eigene
Ausbildungsanstrengungen voranzubringen. Auch sei die Konzertierte
Aktion Pflege der Bundesregierung gefordert, mitentscheidenden
Schritten die Stärkung der Pflege zu weiter voranzubringen, so der
KGNW-Präsident.

 * 
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STELLUNGNAHME/190: Deutsche Alzheimer Gesellschaft zur Verabschiedung des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 9. November 2018

Deutsche Alzheimer Gesellschaft zur Verabschiedung des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes



Berlin, 9. November 2018. Das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) wurde
am Freitag in zweiter und dritter Lesung im Bundestag verabschiedet. Die
Deutsche Alzheimer Gesellschaft begrüßt die damit einhergehenden
Verbesserungen für beruflich Pflegende. Gleichzeitig müssen weitere
Maßnahmen ergriffen werden, um die Angehörigen zu entlasten, die in
Deutschland den weitaus größten Teil der Pflege leisten.

Das PpSG zielt darauf ab, die Ausstattung mit Pflegepersonal sowohl in den
Krankenhäusern als auch in den Pflegeheimen zu erhöhen. Unter anderem
werden bei den Krankenhäusern bereits für 2018 rückwirkend die
Tarifsteigerungen für Pflegekräfte voll refinanziert und neue und
aufgestockte Pflegestellen von den Krankenversicherungen bezahlt. In den
Pflegeheimen sollen insgesamt 13.000 neue Stellen für Pflegekräfte
eingerichtet werden, die ebenfalls aus Mitteln der Krankenversicherungen
finanziert werden. Allerdings gibt das Gesetz keine Antwort auf die Frage,
woher diese neuen Pflegekräfte kommen sollen. Denn bereits heute herrscht
Pflegenotstand und viele offene Stellen in Pflegeheimen und bei ambulanten
Pflegediensten können nicht besetzt werden.

Ebenso wenig berücksichtigt das neue Gesetz den Unterstützungsbedarf der
Angehörigen, die in Deutschland rund 76 Prozent der Pflegebedürftigen
betreuen. Wie der gerade am 8. November veröffentlichte Pflegereport der
BARMER zeigt, wird die Pflege von Angehörigen unter oft extrem
belastenden Bedingungen erbracht, und mehr als 40 Prozent von ihnen
leisten dies am Rande oder unterhalb der Armutsgrenze.

Sabine Jansen, Geschäftsführerin der Deutschen Alzheimer Gesellschaft,
sagt dazu: "Gerade Menschen mit Demenz sind darauf angewiesen, dass ihre
Pflegepersonen Fachwissen und Geduld mitbringen. Das können sie nur, wenn
die äußeren Bedingungen stimmen. Das neue Gesetz ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Es muss aber noch viel mehr passieren."

 * 

Hintergrund:

Heute leben in Deutschland etwa 1,6 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60% davon leiden an einer Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz ist der
Bundesverband von derzeit 134 regionalen Alzheimer-Gesellschaften,
Angehörigengruppen und Landesverbänden. Sie nimmt zentrale Aufgaben
wahr, gibt zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und
Kongresse und unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der
Service-Nummer 01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen
Festnetz) oder 030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 9. November 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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STELLUNGNAHME/189: Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz - Verbesserungen für Pflegebedürftige und Pflegende (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 9. November 2018

Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz

Caritas begrüßt Verbesserungen für Pflegebedürftige und Pflegende



Berlin, 09. November 2018. "Das Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz ist
ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der Pflegesituation in
Deutschland", sagt Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich der
Verabschiedung des Gesetzes (PpSG) im Deutschen Bundestag.

Insbesondere die Tatsache, dass auch in der häuslichen Krankenpflege
von nun an Tariflöhne durch die Kassen refinanziert werden, sei ein
wichtiger Meilenstein. "Qualifizierte Arbeit für pflegebedürftige
Menschen braucht gute Löhne - im Altenheim, im Krankenhaus und auch in
der ambulanten Pflege. Wir wissen aus unseren ambulanten
Pflegediensten, die bei Wind und Wetter zu den pflegebedürftigen
Menschen unterwegs sind, welch hohes Engagement die Frauen und Männer
erbringen", so Neher. Eine gute Personalausstattung der Pflegedienste
sei die Voraussetzung dafür, dass Menschen so lange wie möglich
Zuhause betreut werden können.

Der Deutsche Caritasverband (DCV) begrüßt die im Gesetz vorgesehenen
Verbesserungen in der Personalausstattung. "Die 13.000 neuen Stellen
in Pflegeheimen reichen zwar bei weitem nicht aus, um den gravierenden
Fachkräftemangel zu beseitigen", sagt Neher. Aber es sei ein erster
wichtiger Schritt. Entscheidend dabei sei, dass die damit verbundenen
Mehrkosten nicht zu Lasten der pflegebedürftigen Menschen gehen. Die
zumindest anteilige Finanzierung dieser Kosten für die medizinische
Behandlungspflege aus der Krankenversicherung sei eine fundamentale
Weichenstellung in die richtige Richtung.

Ein weiterer wichtiger Pluspunkt für die Versicherten sei die
Entbürokratisierung der Krankenfahrten in die Haus- oder
Facharztpraxis. Die Fahrt zum Arzt muss nun für pflegebedürftige
Menschen ab Pflegegrad 3 und für Menschen mit Behinderung nicht mehr
gesondert von der Krankenkasse genehmigt werden.

Kritisch sieht der DCV, dass Auszubildende in der Altenhilfe weiterhin
auf den Personalschlüssel angerechnet werden. Die Altenhilfe dürfe
hierbei nicht gegenüber den Krankenhäusern schlechter gestellt werden.
Problematisch ist zudem, dass ausschließlich Maßnahmen zur
Refinanzierung von Pflegekräften in Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen vorgesehen sind. "Rehakliniken werden im
Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz nicht berücksichtigt. Aber auch für
Rehabilitationseinrichtungen muss die Refinanzierung von
Tarifsteigerungen beziehungsweise die Refinanzierung der Pflegekosten
möglich sein", so Neher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. November 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: Telefon: 030 284447-44, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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DIABETES/2039: "Diabetes früher erkennen und besser managen" (Bundesverband Medizintechnologie)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. November 2018

"Diabetes früher erkennen und besser managen"

BVMed zum Weltdiabetestag am 14. November



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, unterstützt zum
Weltdiabetestag am 14. November Aktivitäten, um Diabetes früher
erkennen und besser behandeln zu können. Der BVMed betont vor allem
die große Bedeutung des Diabetes-Selbstmanagements und verweist auf
die modernen Medizintechnologien, die für die
Blutzuckerselbstkontrolle und Insulingabe zur Verfügung stehen.
"Moderne und digitale Technologien beim Diabetes-Management helfen den
Betroffenen, ein selbstbestimmtes Leben mit hoher Lebensqualität zu
führen und Folgeerkrankungen zu vermeiden", so BVMed-Geschäftsführer
und Vorstandsmitglied Joachim M. Schmitt. Wichtig sei es zudem,
geeignete Verfahren zu entwickeln, um Patienten den zeitnahen Zugang
zu den Diabetestechnologien zu ermöglichen.

In Deutschland sind nach Expertenmeinung rund 7 Millionen Menschen von
Diabetes betroffen, davon wissen 2 Millionen noch nichts von ihrer
Erkrankung. Da Diabetes Typ 2 jeden treffen kann, sei es wichtig, das
Risiko zu testen, Diabetes früh zu erkennen und professionell zu
behandeln. Zu den sinnvollen Maßnahmen, um Diabetes früher zu
erkennen, gehören beispielsweise der Schnelltest unter www.2mio.de
(http://www.2mio.de) oder der Risikotest der Deutschen Diabeteshilfe
unter www.diabetesde.org/risikotest
(http://www.diabetesde.org/risikotest).

Rund 2 Millionen Deutsche brauchen regelmäßig Insulin, das über Pens
oder Insulinpumpen abgegeben wird. Zum Thema "Nadelwechsel" startet
die Industrie zum diesjährigen Diabetestag eine "Initiative zur
Einmalverwendung von Insulinpen-Nadeln". Die Kampagnenseite
"Initiative Nadelwechsel" ist unter www.nadelwechsel.de
(http://www.nadelwechsel.de) abrufbar. Hintergrund ist, dass die
Empfehlung, nach jeder Insulininjektion die Pen-Nadel zu wechseln, in
Deutschland nur ungenügend umgesetzt wird. Ziel der Kampagne ist es,
Anwender von Insulinpens auf die Problematik der Mehrfachverwendung
von Pen-Nadeln hinzuweisen, um so die möglichen Folgeerscheinungen zu
minimieren und Gewebeverletzungen aufgrund stumpfer Nadeln oder
Infektionen zu vermeiden.

Auch wenn Diabetes mellitus eine chronische Erkrankung ist, können
Betroffene ein weitgehend normales Leben führen. Voraussetzungen sind
eine normnahe Stoffwechseleinstellung, die nur durch die aktive
Mitarbeit des Patienten erreicht und langfristig sichergestellt werden
kann. "Moderne Medizintechnologien bieten hier technische Lösungen für
eine konsequente und regelmäßige Blutzuckerselbstkontrolle", so der
BVMed. Mit der einfachen und kontinuierlichen Glukosemessung kann zu
jeder Zeit eine lückenlose Überwachung der Glukosewerte erfolgen.
Moderne Medizintechnologien ermöglichen es Menschen mit Diabetes
somit, aktiv am Leben teilzuhaben.

Die zentrale Veranstaltung zum Welt-Diabetes-Tag findet in Deutschland
am 18. November 2018 in Berlin statt
(www.diabetesde.org/weltdiabetestag)
(http://www.diabetesde.org/weltdiabetestag).

Weitere Informationen zum Thema gibt es unter 

www.bvmed.de/diabetes 

(https://www.bvmed.de/de/technologien/magen-und-darm/diabetes-uebersicht).


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 83/18

https://www.bvmed.de/diabetes-frueher-erkennen-und-besser-managen

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 83/18 vom 12. November 2018

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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FORSCHUNG/1293: Nützliches vom Hallimasch (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 08.11.2018

Nützliches vom Hallimasch

Pharmazeuten der Uni Jena entdecken bisher unbekannte Prozesse in
Immunzellen bei der Bildung entzündlicher Botenstoffe und öffnen so Türen
für neue Behandlungsstrategien von Entzündungen



Zur Abwehr von Fremdkörpern, etwa Mikroorganismen, ist der Mensch mit
einem effektiven System ausgestattet. Immunzellen senden Botenstoffe, wie
zum Beispiel Leukotriene aus, die das körpereigene Abwehrsystem in Gang
setzen. Diese Immunreaktionen können dabei jedoch auch Entzündungen
auslösen. Werden kontinuierlich große Mengen dieser Botenstoffe
ausgeschüttet, kann die Abwehr auch den eigenen Körper schädigen -
chronische Entzündungen und Autoimmunkrankheiten sind die Folge. Eine
Methode, um die schädigende Immunreaktion einzugrenzen, ist somit, die
Bildung der Leukotriene zu blockieren. Doch dafür muss man zunächst
geeignete Angriffspunkte der Botenstoffbildung in den Immunzellen kennen.




[image: Foto: © Jan-Peter Kasper/FSU]

Doktorand Maximilian Dörfer vom Institut für Pharmazie der Friedrich-Schiller-Universität Jena betrachtet Petrischalen mit Pilzulturen des honiggelben Hallimasch (Armillaria mellea).

Foto: © Jan-Peter Kasper/FSU
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Ein Exemplar des honiggelben Hallimaschs in der freien Natur (Armillaria mellea).

Foto: © Dirk Hoffmeister/FSU



Genau diese haben Pharmazeuten der Friedrich-Schiller-Universität Jena
jetzt gemeinsam mit Kollegen aus Frankfurt am Main gefunden - und zwar mit
einem ungewöhnlichen Werkzeug. Sie nutzten Melleolid - ein hochwirksamer
Stoff, der vom Hallimasch gebildet wird. "Ursprünglich wollten wir
herausfinden, was passiert, wenn wir dieses Melleolid mit einer
menschlichen Immunzelle in Verbindung bringen", erklärt Prof. Dr. Oliver
Werz von der Universität Jena das Vorhaben. "Dabei beobachteten wir, dass
der Pilzstoff gezielt mit dem Enzym 5-Lipoxygenase in der Immunzelle
reagiert und damit die Leukotrienbildung hemmt." Die Jenaer
Wissenschaftler konnten sogar die genaue Bindungsstelle identifizieren -
nämlich die besonders reaktive Aminosäure Cystein159 der 5-Lipoxygenase.

Blockade zwischen Helferprotein und Cystein159

Und genau diese Bindungsstelle hat erheblichen Einfluss auf die
Wirkungsweise der gesamten Immunzelle, wie die Experten der Universität
Jena herausfanden. "Um die Botenstoffe zur Aktivierung des Immunsystems
bilden zu können, ist die 5-Lipoxygenase auf die Zusammenarbeit mit einem
Helferprotein angewiesen. "Wie wir jetzt wissen, spielt bei dieser
Interaktion das Cystein159 eine wichtige Rolle", sagt Werz. "Doch sobald
das Melleolid an Cystein159 angedockt hat, blockiert es die Kooperation
zwischen 5-Lipoxygenase und dem Helferprotein." Das bedeutet also, die
Reaktivität der Immunzelle wird erheblich verringert und überschießende
Immunreaktionen könnten damit eingedämmt werden.

Zum einen konnten die Jenaer Forschenden somit zeigen, dass das Toxin des
Hallimaschs an einem bestimmten Enzym der menschlichen Immunzelle
angreift. Zum anderen erfuhren sie, dass das Cystein für die Funktion des
Enzyms eine wichtige Rolle spielt. Das im Rahmen der
Exzellenz-Graduiertenschule "Jena School for Microbial Communication" (JSMC)
durchgeführte Forschungsprojekt ist also ein voller Erfolg, zumal auch die
Pilzexperten um Prof. Dr. Dirk Hoffmeister, der das Projekt initiiert
hatte, wichtige neue Informationen erhalten haben. "Die Arbeit war für
alle Seiten ein großer Gewinn", betont Werz.

Mit den gewonnenen Erkenntnissen lassen sich nun neue
Arzneimittelentwicklungsstrategien auf den Weg bringen. Mit neuen
Wirkstoffen könnten so entzündliche Krankheiten und Autoimmunerkrankungen
bekämpft werden.


Originalpublikation:

S. König et al. (2018): Melleolides from Honey Mushroom Inhibit 5-Lipoxygenase via Cys159, 

Cell Chemical Biology,

https://doi.org/10.1016/j.chembiol.2018.10.010

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/1015: Rauchen ist Leitthema in der November-Ausgabe des Bundesgesundheitsblatts (idw)


Robert Koch-Institut - 09.11.2018

Rauchen ist Leitthema im Bundesgesundheitsblatt



Wer raucht denn noch? Wie gefährlich sind E-Zigaretten? Wie funktionieren
Tabakerhitzer? Was ist die Smokerface-Kampagne? "Rauchverhalten in
Deutschland: Trends, Produkte, Prävention" ist Leitthema in der
November-Ausgabe des Bundesgesundheitsblatts. Insgesamt elf Beiträge bieten einen
Überblick über Situation und Trends beim Tabakkonsum, bei elektronischen
Inhalationsprodukten und bei der Tabakprävention. "Würde in Deutschland
niemand rauchen, wäre die wichtigste vermeidbare Ursache für chronische
Erkrankungen und vorzeitigen Tod in unserem Land beseitigt", betont Lothar
H. Wieler, Präsident des Robert Koch-Instituts.

In Deutschland waren nach Berechnungen des Zentrums für Krebsregisterdaten
des Robert Koch-Instituts etwa 72.000 Krebserkrankungsfälle im Jahr 2010
dem Rauchen zuzuschreiben. Das sind etwa 23% aller Krebsneuerkrankungen
bei Männern sowie 8% bei Frauen. Es dauert mehrere Jahrzehnte, bis man
Änderungen im Rauchverhalten von Bevölkerungsgruppen in den Krebsraten
erkennt.

Seit Anfang der Neunzigerjahre sinken in fast allen Altersgruppen die
Anteile der Raucher, besonders deutlich ist der Rückgang in den jüngeren
Altersgruppen seit Anfang der 2000er-Jahre. Die sinkenden Zahlen gehen in
erster Linie auf zahlreiche tabakpräventive Maßnahmen zurück, etwa
Rauchverbote in öffentlichen Bereichen. Dennoch ist aufgrund des nach wie
vor hohen Raucheranteils mittelfristig weiterhin von massiven
gesundheitlichen Folgen durch den Tabakkonsum der Bevölkerung auszugehen.
"Daher sollten Maßnahmen der Tabakprävention und zur Förderung des
Rauchausstiegs in allen Altersgruppen weiter vorangetrieben werden",
unterstreicht Lothar H. Wieler.

Tabakprävention ist Thema in vier der elf Beiträge des Leitthemas. Das
WHO-Kollaborationszentrum für Tabakkontrolle im Deutschen
Krebsforschungszentrum gibt einen Überblick über Präventionsaktivitäten in
Deutschland und international. Die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung erläutert ihre "rauchfrei"-Kampagne. Zwei Beiträge gehen auf
erfolgreiche Praxisbeispiele ein: den "Be Smart - Dont't Start"-Wettbewerb
für Schulklassen, bei dem sich die teilnehmenden Klassen verpflichten, ein
halbes Jahr lang "rauchfrei" zu sein und das Netzwerk "Aufklärung gegen
Tabak", eine 2012 in Deutschland gegründete Initiative, bei der sich
Medizinstudenten und Ärzte ehrenamtlich fürs Nichtrauchen engagieren.
Dabei werden auch moderne Medien wie die Smokerface-App eingesetzt. Die
App prognostiziert auf der Grundlage eines Selfies die negativen
Veränderungen im Gesicht, die durch das Rauchen entstehen würden.

Seit einigen Jahren werden neben Tabakzigaretten auch elektronische
Inhalationsprodukte vermarktet, insbesondere E-Zigaretten und
Tabakerhitzer. Sie setzen weniger Schadstoffe frei als herkömmliche
Tabakzigaretten, bergen aber nach wie vor gesundheitliche Risiken, und
auch das Suchtpotenzial bleibt bestehen. In drei Beiträgen werden die
Nutzung von E-Zigaretten und Tabakerhitzern in der Bevölkerung, die
subjektive Einschätzung der Gesundheitsgefahren und ein Vergleich der
Emissionen von Tabakerhitzern mit denen konventioneller Zigaretten
vorgestellt. Ob die elektronischen Inhalationsprodukte den Einstieg in das
Rauchen erleichtern oder bei der Tabakentwöhnung nutzen könnten, ist nach
wie vor offen.


Weitere Informationen:

Editorial zum Leitthema im Bundesgesundheitsblatt:

https://rdcu.be/baYDw

Daten und Links zum Thema Rauchen:

www.rki.de/rauchen

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Robert Koch-Institut - 09.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/747: Alarmsignal - Pflegende Angehörige werden durch die Pflege kränker (Uni Bremen)


Universität Bremen - Pressemitteilung vom 8. November 2018

Alarmsignal: Pflegende Angehörige werden durch die Pflege kränker



Rund 2,5 Millionen Pflegebedürftige in der Bundesrepublik Deutschland
werden von Angehörigen versorgt. Deutlich mehr als die Hälfte der
Pflegenden hat keine Möglichkeiten, jemanden zu finden, der sie
zeitweise ablöst. So sind Pausen kaum möglich, und die
Hauptpflegepersonen werden häufiger krank als Personen aus
Vergleichsgruppen. Das sind Ergebnisse aus dem Pflegereport 2018, den
ein Autorenteam des SOCIUM Forschungszentrum Ungleichheit und
Sozialpolitik im Auftrag der BARMER erstellt hat.

Im Pflegereport wurden Belastungssituationen und Gesundheitszustände
von Hauptpflegepersonen analysiert. Zudem wurden die Auswirkungen der
jüngsten Pflegereformen auf die Versorgung der Pflegebedürftigen
untersucht. Die Autoren sind Professor Heinz Rothgang und Dr. Rolf
Müller. Wesentliche Datengrundlagen sind die Pflegestatistik 2015, die
Routinedaten der BARMER sowie eine eigens für das Schwerpunktthema
durchgeführte Befragung von 1.862 Versicherten der BARMER.

Zwei Drittel der Pflegenden sind Frauen

Rund 2,5 Millionen Pflegebedürftige wurden im Dezember 2017 durch eine
Hauptpflegeperson versorgt. Zwei Drittel davon sind Frauen, ein
Drittel Männer. Nur ein Drittel der pflegenden Personen aus der
BARMER-Versichertenbefragung 2018 hat eine aktuelle Erwerbstätigkeit
angegeben. Allerdings hat ein Viertel angegeben, wegen der Pflege die
Erwerbstätigkeit reduziert oder aufgegeben zu haben.

Unterstützung oft nicht ausreichend

Die Hauptpflegeperson muss in der Regel mehrere Aufgaben übernehmen.
Dazu gehören Medikamentenversorgung, Unterstützung beim Essen,
Unterstützung bei der Mobilität und Unterstützung beim Toilettengang.
Sechs von zehn Hauptpflegepersonen wünschen sich in mindestens einem
der elf abgefragten Aufgabenbereiche weitere Hilfe. Neben dieser
generellen Bedarfslage gibt es Probleme bei der Vertretung. Deutlich
mehr als die Hälfte hat gar keine Möglichkeiten, jemanden zu finden,
der sich eine oder mehrere Wochen um die pflegebedürftige Person
kümmert, so dass die Hauptpflegeperson pausieren kann. Häufig werden
wegen hoher Kosten, vermuteter geringer Qualität, fehlender Angebote
oder hohem Organisationsaufwand Angebote nicht genutzt. Es wird ein
Bedarf deutlich, der aber aus Gründen der Angebotsstruktur oder des
Aufwands nicht befriedigt werden kann.

In der Rolle als Pflegender gefangen

Von den Hauptpflegepersonen kommen 87,5 Prozent nach eigenen Angaben
meistens oder immer gut mit der Pflege zurecht. Dennoch bekommt ein
Großteil nicht genug Schlaf (38 Prozent), fühlen sich 29,9 Prozent der
Hauptpflegepersonen in der Rolle als Pflegender gefangen. Jedem
Fünften (20,4 Prozent) ist die Pflege häufig zu anstrengend. Bei 22,7
Prozent wirkt sich die Pflege negativ auf Freundschaftsverhältnisse
aus. Jeder Fünfte (18,8 Prozent) hat Zukunfts- und Existenzängste.

Pflegende Angehörige sind nicht nur kränker, sie werden auch durch die
Pflege kränker. Psychische Leiden sind bei Hauptpflegepersonen mit
48,7 Prozent im Dezember 2017 sehr häufig. In einer nach Alter und
Geschlecht strukturgleichen nicht pflegenden Vergleichspopulation
haben nur 42,5 Prozent solche Diagnosen. Die Erkrankungshäufigkeit hat
bei den Hauptpflegepersonen in den letzten fünf Jahren um 9,1
Prozentpunkte zugenommen und in der Vergleichsgruppe nur um 5,7
Prozentpunkte.

Zukunftsszenarien der Pflegenden

Hochgerechnet ergibt sich aus der BARMER-Versichertenbefragung 2018
eine Gesamtzahl von mindestens 185.000 Hauptpflegepersonen, die kurz
davor stehen, die Pflege einzustellen. Weitere über eine Million
Hauptpflegepersonen wollen die Pflege nur fortsetzen, solange sich
nichts an der Situation ändert. Da sich die Pflegesituation aber
häufig im Zeitverlauf verschlechtert, kann auch für diese Gruppe nicht
unterstellt werden, dass sie weiterhin die Pflege übernehmen. Die
Autoren erkennen darin insgesamt "eine bedrohliche Ausgangslage".

Wunsch nach weniger Bürokratie

Hauptpflegepersonen wünschen sich weniger Bürokratie bei
Antragstellungen, würden gern bei Fragen immer dieselbe Fachkraft
kontaktieren, hätten gern eine bessere Aufklärung über die Leistungen
der Pflegeversicherung und darüber, woher man Hilfe bekommt. " Hier
zeigt sich Handlungsbedarf seitens der zentralen Akteure der
Pflegelandschaft und der Politik", resümieren die Autoren.

 * 

Quelle:

Universität Bremen

Pressemitteilung 8. November 2018

Pressestelle

Bibliothekstraße 1, 28359 Bremen

Telefon: 0421/218-1, Fax: 0421/218-601 52

E-Mail: presse@uni-bremen.de
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FORSCHUNG/274: Ohren steuern Handprothese (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 09.11.2018

Stear by Ear: Ohren steuern Handprothese

Erstmals zeigen Wissenschaftler aus Göttingen, Heidelberg und Karlsruhe:
Neuartige Mensch-Maschine-Schnittstelle funktioniert und verbessert im
Praxistest die Funktionalität von Handprothesen. Veröffentlicht im Journal
of Neural Engineering.



(umg) Fast jeder Mensch kann die Ohrmuskulatur willentlich aktivieren,
wenn er diese Fähigkeit gezielt trainiert. Das haben Wissenschaftler der
Universitätsmedizin Göttingen (UMG) herausgefunden. Sie wollen die
elektrischen Signale, die beim Aktivieren der Muskeln rund um das Ohr
entstehen, für neue Aufgaben nutzen. Hierzu entwickelten Wissenschaftler
der Universitätsmedizin Göttingen (Prof. Dr. David Liebetanz, Klinik für
Klinische Neurophysiologie), der Universitätsklinik Heidelberg (Priv.-Doz.
Dr.-Ing. Rüdiger Rupp) und des Karlsruher Institut für Technologie
(Priv.-Doz. Dr.-Ing. Markus Reischl) einen Prototypen einer innovativen
Mensch-Maschine-Schnittstelle. Dieses System verbindet die Ohrmuskeln mit
einer Computersteuerung über einen kleinen Chip. Er zeichnet Muskelsignale
auf und überträgt sie per Funk an einen Computer. Die Forscher zeigten
bereits in einer früheren Studie, dass mit dieser Technik elektrische
Rollstühle präzise gesteuert werden können. Die aktuelle Studie zeigt,
dass dieses System auch die Steuerung von Handprothesen verbessern kann.
Die Studie wurde im Wissenschaftsjournal Journal of Neural Engineering
veröffentlicht.

HINTERGRUND UND ERGEBNISSE

Derzeit stehen für die Versorgung von Personen mit Unterarm- oder
Handamputationen exzellente, motorisierte Handprothesen zur Verfügung, bei
der die Hand geöffnet und zum Greifen geschlossen werden kann. Zudem kann
die Prothesenhand am Unterarm gedreht werden. Ein Problem besteht jedoch
in der Ansteuerung dieser unterschiedlichen Handfunktionen, da diese mit
dem derzeitigen Stand der Technik nur nacheinander angesteuert werden
können. Die Hand kann also nicht gleichzeitig gedreht und geöffnet werden,
wie es normalerweise der Fall ist. Dieses Steuerungsproblem konnte jetzt
mit Hilfe einer innovativen Ohrsteuerung überwunden werden.

In ihrer Studie zeigen die Wissenschaftler um den Göttinger Neurologen
Prof. David Liebetanz, dass mit der Ohrsteuerung eine gleichzeitige
Ansteuerung der Handdrehung und -Öffnung bzw. -Schließung möglich ist.
Hierzu verwendeten sie einen hybriden Ansatz: Das Öffnen und Schließen der
Hand wurde wie bei konventionellen Steuerungen über die Unterarmmuskulatur
gelenkt. Die Hand konnte jedoch zusätzlich direkt mit der Ohrmuskulatur
gedreht werden. In ihrer Studie übertraf die Ohrsteuerung die beiden
anderen gebräuchlichsten Steuerungstechniken, die nur die
Unterarmmuskulatur benutzen. Mit der zusätzlichen Ohrsteuerung
kontrollierten die Probanden die Handprothese wesentlich schneller, sie
machten auch bedeutend weniger Fehler. Zudem zeigte sich eine hohe
Robustheit des Systems, da es, anders als die konventionellen Steuerungen,
nicht durch unterschiedliche Armstellungen beeinträchtigt wurde.

Für die an dem Projekt maßgeblich beteiligten Wissenschaftler Dr. rer.
nat. Leonie Schmalfuß, Klinik für Klinische Neurophysiologie der UMG, und
Dr. rer. nat. Janne Hahne, Klinik für Unfallchirurgie, Orthopädie und
Plastische Chirurgie der UMG, bietet die zusätzliche Ohrsteuerung eine
neue Möglichkeit für die simultane Steuerung von zwei Freiheitsgraden. Das
System könnte eine sinnvolle Ergänzung für Unterarmamputierte darstellen,
um die Funktionalität ihrer Handprothese zu verbessern.

Die mit dem Prototyp erzielten Ergebnisse sollen nun die Grundlage für die
Entwicklung eines voll implantierbaren Systems bilden. Ein solches System
könnte sich dann per Funk mit unterschiedlichen Geräten verbinden. Diese
können ein Rollstuhl, ein Computer oder eben auch eine Armprothese sein.

Das Forschungsprojekt wurde durch das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) für vier Jahre mit insgesamt 890.000 Euro gefördert.


Originalpublikation:

A hybrid auricular control system: direct, simultaneous, and proportional
myoelectric control of two degrees of freedom in prosthetic hands. Leonie
Schmalfuss, Janne Hahne, Dario Farina, Manuel Hewitt, Andreas Kogut,
Wolfgang Doneit , Markus Reischl, Rüdiger Rupp and David Liebetanz.
(2018). J. Neural Eng. 15 056028. 

https://doi.org/10.1088/1741-2552/aad727

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.neurologie.uni-goettingen.de/neuroprothetik-129.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution493

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 09.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/835: Saarbrücken, Homburg - 50 Jahre Institut für Gerichtliche Psychologie und Psychiatrie, 16.11.2018


Universität des Saarlandes - 12.11.2018

50 Jahre Institut für Gerichtliche Psychologie und Psychiatrie



Aus Anlass des 50-jährigen Bestehens des Instituts für Gerichtliche
Psychologie und Psychiatrie sowie der Antrittsvorlesung des neuen
Instituts-Direktors Professor Wolfgang Retz, findet am Freitag, dem 16.
November, um 14 Uhr, ein Kolloquium mit öffentlichen Vorträgen statt: auf
dem Campus Homburg im Großen Hörsaal der Frauen- und Kinderklinik, Gebäude
9, der Universitätsklinik des Saarlandes. Interessenten sind herzlich
eingeladen.

1968 wurde das Institut für Gerichtliche Psychologie und Psychiatrie als
bundesweit erstes Institut seiner Art an der Universität des Saarlandes
gegründet. Seither hat sich das Fach der Forensischen Psychiatrie und
Psychologie dynamisch weiterentwickelt, was in Forschung und Lehre wie
auch in der vielfältigen Tätigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
als Sachverständige für die Justiz zum Ausdruck kommt. Das Profil des
Instituts ist geprägt durch die langjährige enge Zusammenarbeit mit den
Justizbehörden sowohl im Saarland, in Rheinland-Pfalz als auch bundesweit,
durch eine intensive forensische Praxis und auch durch Fort- und
Weiterbildungsveranstaltungen für Juristen, Ärzte und Mediziner.

Forschungsschwerpunkt ist der Einfluss psychischer Erkrankungen auf
kriminelles Verhalten. Besondere Bedeutung hat das Institut auf dem Gebiet
der Diagnostik und Therapie der
Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung, kurz ADHS, im
Erwachsenenalter erlangt. Hier übernahm das Institut mit seiner Forschung
eine Vorreiterfunktion und ist seither eine der führenden Einrichtungen.
50 Jahre nach der Institutsgründung hat Professor Wolfgang Retz die
Leitung als Nachfolger des langjährigen Direktors, Professor Michael
Rösler, übernommen.

Im Rahmen der Fest-Veranstaltung am 16. November wird der ehemalige
Instituts-Direktor Professor Michael Rösler um 14.30 Uhr über "Die
prognostische Beurteilung der drogeninduzierten Psychosen" sprechen. Um
15.00 Uhr beleuchtet der Psychologe und Direktor der Kriminologischen
Zentralstelle Wiesbaden, Dr. Martin Rettenberger, die "Entwicklungen in
der Prognosebegutachtung bei Straftätern". Um 15.30 Uhr wird Professor
Wolfgang Retz in seiner Antrittsvorlesung die Frage "Was macht eigentlich
ein forensischer Psychiater?" beantworten.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes - 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2721: Cuxhaven - "Reinhold Beckmann Duo" am 22. November 2018


Reinhold Beckmann Duo



Am Donnerstag, den 22. November 2018, um 19.30 Uhr erwartet Sie ein
musikalischer Abend mit Reinhold Beckmann im Schloss Ritzebüttel,
Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven.

Gleich vorweg: Ja, er kann singen! Und, nein, es ist nicht der
peinliche Versuch eines Fernsehmenschen, auch mal ein bisschen Musik
zu machen, weil das angeblich so einfach ist. In den zwölf Songs
seines neuen Albums "FREISPIEL" erzählt Reinhold Beckmann persönlich
und hintergründig, was ihm im Alltag begegnet und manchmal aufstößt.
Das perfekte Scheitern gehört genauso dazu wie die heiteren
"unfrisierten" Gedanken über das, was gestern so wichtig und prägend
war.

Mit eingängigen Melodien bewegt sich "FREISPIEL" stilsicher zwischen
Jazz, Bossa Nova, Folk und Country-(Pop). Wer das REINHOLD BECKMANN
DUO schon einmal auf der Bühne erlebt hat, weiß, welch hervorragenden
Bühnenpartner Beckmann um sich geschart hat: Gitarrist Johannes
Wennrich.

"Ein glänzender Entertainer ist er obendrein: Humorvoll und ironisch,
ab und an melancholisch-sentimental und immer angenehm charmant!"

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr,
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets
oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr an der Abendkasse im
Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8884: Aus aller Welt - 13.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Trump twittert gegen Macron

Nach seiner Rückkehr aus Paris stichelt US-Präsident Donald Trump
gegen seinen französischen Amtskollegen Emmanual Macon. Via
Twitter-Botschaften kritisierte Trump erneut Macrons Idee einer
europäischen Armee zum Schutz vor Rußland und China und beschwerte
sich zudem über hohe Zölle auf US-Weine in Frankreich.
Bundeskanzlerin Angela Merkel sprach sich ebenfalls für den Aufbau
einer europäischen Armee als Ergänzung zur NATO aus. Wir sollten an
der Vision arbeiten, eines Tages auch eine echte europäische Armee zu
schaffen, sagte die deutsche Regierungschefin am Dienstag in einer
Rede im Europaparlament in Straßburg. Die Zeiten, in denen wir uns
vorbehaltlos auf andere verlassen konnten, seien vorbei.

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8884: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Elf Verdächtige nach Drogenrazzia in Hamburg in Untersuchungshaft

Nach einer großangelegten Drogenrazzia im Hamburger Stadtgebiet, bei
der in der vergangenen Woche insgesamt 1.100 Kilogramm Kokain
sichergestellt wurden, sitzen elf Verdächtige in Untersuchungshaft,
darunter offenbar auch ein führendes Mitglied der Hells Angels. Auf
einem Lastwagen auf dem Gelände einer Spedition im Stadtteil
Rothenburgsort hatte die Polizei am Donnerstag das in Ein-Kilo-Pakete
verpackte Rauschgift entdeckt. Im Zuge der Aushebung wurden zudem
170.000 Bargeld sichergestellt.

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8881: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Stoltenberg: Aufbau einer Europaarmee nur im Rahmen der NATO

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg reagierte zurückhaltend auf die
Forderung von Frankreichs Präsident Emmanuel Macron nach einer
eigenständigen europäischen Armee. Stoltenberg hält den Aufbau einer
weiteren Kommandostruktur neben der NATO für bedenklich. Nach Ansicht
des Generalsekretärs kann Europa auch innerhalb der NATO ohne die USA
agieren. Er machte zudem darauf aufmerksam, daß Nicht-EU-Mitglieder
wie die USA, Kanada, Norwegen oder die Türkei eine zentrale Rolle bei
der Finanzierung der NATO spielen.

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8883: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP befürwortet Ampelkoalition in Hessen unter SPD-Führung

Gut zwei Wochen nach der Landtagswahl in Hessen wollen Vertreter von
SPD, Grünen und FDP die Möglichkeiten für eine Ampelkoalition
ausloten. Das Sondierungsgespräche sollen am Donnerstag in Frankfurt
stattfinden, teilten die Parteien heute mit. Aus der Landtagswahl am
28. Oktober waren die Grünen als zweitstärkste politische Kraft vor
der SPD hervorgegangen. Die CDU blieb trotz deutlicher Verluste
stärkste Partei in Hessen. Die Liberalen machten bereits deutlich,
daß eine Ampelkoalition unter grüner Führung für sie nicht in Frage
kommt.

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8882: Tragisches und Kurioses - 13.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Giftige Dämpfe in Frankfurter Industriepark ausgetreten

In einem Industriepark in Frankfurt am Main sind am frühen
Dienstagmorgen giftige Salzsäuredämpfe freigesetzt worden. Die
Feuerwehr rief die Anwohner in den Stadtteilen Griesheim und Nied
auf, Fenster und Türen geschlossen zu halten und sich nicht im Freien
aufzuhalten. Die beiden Stadtteile wurden mehrere Stunden für den
Autoverkehr gesperrt. Die Salzsäuredämpfe waren aus noch unbekannten
Gründen aus einem Lkw-Tank auf dem Betriebsgelände eines Herstellers
von Spezialchemikalien und industriellen Zwischenprodukten
ausgetreten.

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7967: Aus Forschung und Technik - 13.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Privatunternehmen Rocket Lab transportiert sechs Satelliten ins All

Das kommerzielle Raumfahrtunternehmen Rocket Lab aus Los Angeles hat
sechs Satelliten für Spire Global, Tyvak Nano-Satellitensysteme,
Fleet Space Technologies und dem Irvine CubeSat STEM Programm in eine
erdnahe Umlaufbahn befördert. Die firmeneigene zweistufige
Electron-Rakete hob am Sonntag mit ihrer Nutzlast von einem privaten
Raketenstartplatz auf der Halbinsel Mahia an der Ostküste der
Nordinsel Neuseelands ab. Rocket Lab plant für die Zukunft zwei
Starts pro Woche beziehungsweise 100 Starts im Jahr. Das Unternehmen
setzt darauf, daß sich mit einer schnellen Beförderung von kleinen
Satelliten bis 225 Kilogramm zu Discountpreisen schnell Geld
verdienen läßt. Ein Start bei Rocket Lab kostet fünf Millionen
Dollar. Zum Vergleich: Beim Low-Cost-Anbieter SpaxeX müssen Kunden
rund 60 Millionen Dollar für einen Satellitentransport berappen. Im
Dezember plant das Unternehmen von Firmengründer Peter Beck eine
weitere Mission für die US-Raumfahrtbehörde NASA namens ELaNa-XIX
(Educational Launch of Nanosatellites No. 19).

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7980: Aus aller Welt - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Teheran hält internationales Atomabkommen nach wie vor ein

Im aktuellen Quartalsbericht der Internationalen Atomenergiebehörde
IAEA wird dem Iran bescheinigt, weder illegale Uran- oder
Schwerwasservorräte angelegt noch Uran über das erlaubte Maß
angereichert zu haben. Seit Januar 2016 haben die Inspektoren der
IAEA im Iran keine Verstöße gegen die Vereinbarung der Islamischen
Republik mit den fünf Sicherheitsratmitgliedern und Deutschland
festgestellt. Das Abkommen von 2015 soll garantieren, daß der Iran
nicht in den Besitz von Nuklearwaffen gelangt. Die US-Regierung unter
Donald Trump hat den Vertrag einseitig aufgekündigt und gegen den
Iran Wirtschafts- und Handelssanktionen verhängt, die Teheran wieder
an den Verhandlungstisch zwingen sollen. Der IAEA-Bericht erschien
rund eine Woche nach Inkrafttreten der Sanktionen. Offenbar verhält
sich der Iran mit Blick auf das Atomabkommen weiterhin kooperativ.

13. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7939: Medizin und Gesundheitswesen - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Leichte Zunahme der Diabetikerzahlen

Anläßlich des Weltdiabetestags am 14. November hat die Barmer
Ersatzkassen die Diabetikerzahlen für Deutschland veröffentlicht. Wie
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, gab es letztes Jahr hierzulande
7,6 Millionen Diabetiker und damit 600.000 mehr als noch vor fünf
Jahren. Lag der Anteil der Diabetiker 2013 noch bei 8,7 Prozent der
Bevölkerung, waren dies im vergangenen Jahr laut der Kasse schon 9,2
Prozent. Mehr als 90 Prozent der Betroffenen leiden demnach unter
Diabetes Typ 2. Die höchsten Diabetesraten gab es letztes Jahr in
Sachsen und Sachsen-Anhalt mit jeweils 11,5 Prozent, Brandenburg
(11,3 Prozent), Thüringen (11,1 Prozent), Mecklenburg-Vorpommern (elf
Prozent) sowie im Saarland (10,6 Prozent). Die geringsten Quoten gab
es in Schleswig-Holstein (acht Prozent) und Hamburg (8,2 Prozent).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7968: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Amazons Echo als potentieller Mordzeuge

Bei einem mutmaßlichen Doppelmord im US-Bundesstaat New Hampshire
Ende Januar 2017 hat ein Echo-Lautsprecher von Amazon möglicherweise
Tonaufnahmen während des Tatgeschehens gemacht. Ein Gericht hat das
Unternehmen aufgefordert, eventuelle Aufnahmen auszuhändigen. Das
gilt auch für Informationen über Mobilgeräte, die mit dem Echo-Gerät
gekoppelt waren. Die Geräte von Amazon sind so ausgelegt, daß sie
erst auf ein Stichwort hin eine Befehlssequenz an die eigenen Server
senden. Allerdings ist eine versehentliche Aufnahme in der
Vergangenheit auch schon ausgelöst worden. Von der Aufforderung an
Amazon berichteten die ABC News. Die Nachrichtenagentur Associated
Press erfuhr von Amazon, daß das Unternehmen keine Aufnahmen ohne
eine gültige und verbindliche gesetzliche Forderung, die
ordnungsgemäß zugestellt wurde, herausgeben wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7891: Sprache, Kunst und Medium - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Legendärer US-Comic-Autor im Alter von 95 Jahren gestorben

In Kalifornien ist der legendäre Comic-Autor Stan Lee im Alter von 95
Jahren gestorben.

Eher zufällig war Lee vor 75 Jahren als Aushilfskraft mit diesem Genre
in Berührung gekommen, ihm dann aber bis heute treu geblieben. Er
schuf für den Verlag Timely-Comics, der später unter Lees Regie in
Marvel Comics umbenannt wurde, als Autor Dutzende Comic-Helden und
-Bösewichte, etwa Spiderman, den Hulk, die Fantastischen Vier, Iron
Man, Thor mit dem Hammer, der auch Dr. Blake war, die X-Men, den
Silver Surfer, Doctor Strange, Black Panther und noch Dutzende andere
mit sonderbaren Fähigkeiten ausgestattete "Normalbürger", die zunächst
gezeichnet in Heftformaten und Zeitungen herauskamen und später das
Kino und die Video-Spiele eroberten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7958: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Gazastreifen vor einem neuen Krieg

Nach dem Einsatz eines israelischen Sonderkommandos im Gazastreifen
sind aus der Enklave heraus rund 400 Raketen und Mörsergranaten auf
israelisches Terrain abgefeuert worden. In Aschkelon kam ein Mann ums
Leben, als eine Rakete sein Haus traf. Ein israelischer Bus wurde am
Montag direkt von einem Geschoß getroffen. Mindestens ein
israelischer Soldat erlitt schwere Verletzungen. Die israelische
Raketenabwehr konnte mehr als 100 Geschosse abfangen. Die israelische
Luftwaffe zerstörte ihrerseits den offiziellen Fernsehsender Al-Aksa
Television in Gaza und bombardierte nach eigenen Angaben ein
Munitionslager sowie eine Waffenfabrik. Dabei wurden laut
Gesundheitsministerium in Gaza vier Menschen getötet. Bei der
Kommandoaktion am Sonntag waren sieben Palästinenser und ein
israelischer Offizier ums Leben gekommen. Bei den Angriffen auf mehr
als 150 Ziele im Gazastreifen in der Nacht auf Dienstag wurden nach
palästinensischen Angaben mindestens drei Menschen getötet und neun
weitere verwundet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7972: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel für europäische Armee und Waffenexportpolitik

Bundeskanzlerin Merkel hat sich am Dienstag vor dem Europäischen
Parlament in Straßburg für die Vision von einer gemeinsamen
europäischen Armee eingesetzt. Diese würde der Welt zeigen, daß es
zwischen den europäischen Ländern nie wieder Krieg gibt. Diese Armee
sollte laut Merkel nicht gegen die NATO gerichtet sein und klassische
Verbindungen nicht in Frage stellen. Auf der anderen Seite sind die
Zeiten vorbei, in denen sich die Europäer vorbehaltlos auf andere
verlassen konnten. Hinsichtlich Rüstungsexporte plädierte die
Kanzlerin ebenfalls für eine gemeinsame Politik. Auch sollten neue
Waffensysteme gemeinsam entwickelt werden. Frankreichs Präsident
Macron hatte bereits vergangene Woche eine "echte europäische Armee"
gefordert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7941: Tragisches und Kurioses - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Süd- und Nordkorea tauschen schmackhafte Geschenke aus

Als weitere Versöhnungsgeste hatte im September Nordkoreas
Staatsführer Kim Jong-un bei einem Treffen mit seinem Amtskollegen im
Süden, Moon Jae, zwei Tonnen Kiefernpilze aus dem Norden zum Geschenk
gemacht. Diese gelten nicht nur als Delikatesse, sondern auch als sehr
gesund.

Laut NDR Tagesschau hat sich nun der Süden mit 200 Tonnen reifer
Mandarinen von der südlichen Insel Jeju revanchiert. Mit vier
Flugzeugen wurden die im Norden äußerst begehrten Citrusfrüchte
überbracht.
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SOZIALES/7969: Arbeit, Soziales und Familie - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



AI entzieht Aung San Suu Kyi Ehrentitel

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International hat der
Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi den Ehrentitel
"Botschafterin des Gewissens" entzogen. In einem Schreiben wirft AI
der führenden Politikerin Myanmars vor, sich gegenüber den vom
eigenen Militär an der muslimischen Bevölkerungsminderheit der
Rohingjya begangenen Greueltaten gleichgültig zu verhalten. Deswegen
kann AI die 73jährige Suu Kyi nicht länger als Symbol der Hoffnung,
des Mutes und der unermüdlichen Verteidigung der Menschenrechte
ansehen. Die Menschenrechtsorganisation hatte der langjährigen
Oppositionsführerin den Ehrentitel 2009 verliehen, als sie von den
Militärs unter Hausarrest gestellt war. In Myanmar besetzt das
Militär die Ministerien für Inneres, Verteidigung und Grenzschutz.
Die Regierungschefin hat auf das Militär keinen Einfluß. AI wirft
ihrem Büro dennoch vor, das Vorgehen der Sicherheitskräfte gedeckt
und Berichte über deren Menschenrechtsverletzungen heruntergespielt
sowie internationale Ermittlungen behindert zu haben. Vor den
Militärs waren im vergangenen Jahr mehr als 700.000 Rohingjya ins
Nachbarland Bangladesch geflohen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7950: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Waldbrände: Trump kritisiert kalifornische Forstverwaltung

Gegenwärtig erschüttern die schlimmsten Waldbrände der kalifornischen
Geschichte den US-amerikanischen Bundesstaat. Mindestens 31 Menschen
kamen in den Flammen um, Hunderte werden vermißt. Offenbar meint
US-Präsident Donald Trump, daß genau jetzt der richtige Moment ist,
die Schuld der Katastrophe der US-amerikanischen Forstverwaltung
zuzuschieben. In mehreren Tweets übte er massiv Kritik an dieser und
drohte die finanzielle Unterstützung zu streichen. Nicht nur bei der
kalifornischen Feuerwehr sorgte die Drohung für große Empörung, daß
den Opfern der großflächigen Brände die Hilfe gestrichen werden soll
… zumal offenbar ein Großteil der brennenden Waldflächen in
Kalifornien auf föderalem Land liegen und somit Angelegenheit von
Washington sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7957: Märkte und Finanzen - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Globale Energienachfrage wird bis 2040 deutlich steigen

In ihrem aktuellen Ausblick sagt die Internationale Energiebehörde
IEA eine stark ansteigende Energienachfrage weltweit in den kommenden
Jahrzehnten voraus. Das betrifft sowohl fossile Energieträger als
auch erneuerbare Energien. Insgesamt wird bis 2040 eine um mindestens
25 Prozent höhere Nachfrage erwartet. Als Grund führt die IEA in
ihrem am Donnerstag in London veröffentlichten Bericht ein Anwachsen
der Weltbevölkerung um 1,7 Milliarden Menschen und steigende
Einkommen an. Sollten die Staaten nicht verstärkt auf
Energieeffizienz setzen, wird die Energienachfrage um mehr als die
Hälfte steigen. Vor allem Entwicklungsländer werden verstärkt
elektrischen Strom benötigen. Dem Report zufolge wird Indien bis 2040
seinen Energieverbrauch verdoppeln. Chinas Energienachfrage wird
gegenüber den beiden zurückliegenden Jahrzehnten weniger schnell
steigen. Der Energiebedarf der USA wird auf dem heutigen Stand
verharren. In Europa und Japan wird er etwas zurückgehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7973: Aus Forschung und Technik - 13.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Dyson entwickelt tragbaren Luftreiniger mit Kopfhörer

Das britische Technologieunternehmen Dyson ist für Staubsauger und
Händetrockner bekannt, hat aber auch stationäre Luftreiniger im
Sortiment. Doch jetzt plant das Unternehmen aus Malmesbury laut
golem.de einen tragbaren Luftreiniger, der sich auch als Kopfhörer
nutzen läßt. Zumindest hat Dyson in Großbritannien Patentanträge für
einen entsprechenden tragbaren Luftreiniger eingereicht und soll mit
der Entwicklung eines solchen Gerätes begonnen haben.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/190: Expertentreffen zur nächsten Asteroidenmission Europas in Berlin (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 12.11.2018

Expertentreffen zur nächsten Asteroidenmission Europas im Museum für
Naturkunde in Berlin



Weltraumingenieure und Asteroidenexperten aus ganz Europa und darüber
hinaus werden sich diese Woche im Museum für Naturkunde Berlin treffen um
Pläne zu diskutieren, die sich aus der von der ESA (European Space Agency)
vorgeschlagenen Mission namens Hera zur Abwehr von Asteroiden.

In einem zweitägigen Workshop werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer im
Museum für Naturkunde Berlin die wissenschaftlichen Möglichkeiten
diskutieren, die sich aus der ehrgeizigen und innovativen Weltraummission
namens Hera ergeben. Neben dem Hauptziel, die Abwehr von Asteroiden zu
testen, geht es um mögliche zusätzliche Experimente und Technologien im
Zusammenhang mit der Rohstoffnutzung von Asteroiden.

Um mehr über die Asteroidenabwehr und ihre Beschaffenheit zu lernen, hat
die europäische Raumfahrtagentur ESA das Projekt Hera gestartet. Es soll
untersuchen, wie Asteroiden aus ihrer Bahn abgelenkt werden können. Hera
ist der europäische Beitrag zu einer Mission der US-Raumfahrtbehörde NASA.
Ziel ist der Zwillings-Asteroid Didymos, dessen kleinerer Asteroid
Didymoon genannt wird und mit 160 Meter etwa so groß wie die Pyramide von
Gizeh ist. Auf dessen Oberfläche will die NASA eine Sonde einschlagen
lassen, die 2023 gestartet werden soll. "Der Aufprall eines solchen
Asteroiden hätte für die Erde schwerwiegende Folgen. Aber nur wenn wir die
Zusammensetzung erdnaher Asteroiden kennen, können wir geeignete
Abwehrstrategien testen", so Kai Wünnemann, Impaktforscher am Museum für
Naturkunde Berlin. Didymoon wird das erste Objekt im Sonnensystem sein,
dessen Umlaufbahn durch menschliche Anstrengung messbar verschoben wird.

Eine NASA-Mission namens DART (Double Asteroid Redirection Test) soll im
Oktober 2022 mit Didymoon kollidieren und eine planetare
Verteidigungstechnik namens "Kinetic Impactor" testen. Hera wird
kartieren, die Oberfläche von Didymoon vermessen und gleichzeitig die
Masse des Asteroiden aus nächster Nähe messen, um ein vollständigeres Bild
der Kollision und ihrer Folgen zu erhalten. Nur mit solch detaillierten
Daten könnte der Aufbau eines internationalen planetarischen
Verteidigungssystems erfolgen.

Die OHB System AG in Deutschland führt derzeit eine detaillierte
Systemstudie der Hera-Mission durch, die den europäischen
Raumfahrtministern im nächsten Jahr auf dem ESA-Ministerrat Space19+
vorgestellt wird, um eine endgültige Entscheidung über den Flug der
Mission zu treffen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ELEKTROTECHNIK/278: Ein magnetisches Gedächtnis für den Computer (idw)


Technische Universität Wien - 12.11.2018

Ein magnetisches Gedächtnis für den Computer

Ein neues Christian Doppler Labor an der TU Wien soll einen Beitrag zur
nächsten Speicherrevolution in der Informationstechnologie leisten.



All unsere Elektronik beruht darauf, elektrische Ladungsträger an den
richtigen Ort zu bringen. Elektronen bewegen sich durch Computerchips, sie
speichern die Information in unseren Flash-Drives, sie tragen Signale vom
Prozessor zur Festplatte. Das soll sich aber nun ändern: In Zukunft sollen
magnetische Speicher die Informationstechnologie prägen. An der TU Wien
wird seit Jahren mit großem Erfolg in diesem Bereich geforscht, nun wird
am 12. November 2018 ein neues Christian Doppler Labor eröffnet, das sich
der Entwicklung magnetischer Speichertechnologien widmet. Unterstützt wird
es vom Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sowie
vom Industriepartner Silvaco.

"Dass Speicherbauteile kontinuierlich immer kleiner werden, war und ist
eine der treibenden Kräfte der Digitalisierung", sagt Dr. Margarete
Schramböck, Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort.
"Nun stoßen herkömmliche Technologien an Grenzen der Miniaturisierung und
neue Ideen sind gefragt. Das neue CD-Labor wird dazu einen wichtigen
Beitrag leisten, indem es die Grundlagen möglicher Alternativen erforschen
und das neue Wissen für Unternehmen nutzbar machen wird."

Auf den Teilchenspin kommt es an

Entscheidend für die neuen Speichertechnologien ist die Tatsache, dass ein
Teilchen aus Sicht der Quantenphysik nicht nur eine elektrische Ladung
hat, sondern auch noch über eine weitere wichtige Eigenschaft verfügt -
nämlich über den Spin. Der Spin ist der Eigendrehimpuls des Teilchens, man
kann ihn sich ähnlich vorstellen wie den Drehimpuls eines Balls, der sich
um seine eigene Achse dreht.

"Der Spin hängt eng mit Magnetismus zusammen. Er lässt sich mit
Magnetfeldern beeinflussen", sagt Dr. Viktor Sverdlov vom Institut für
Mikroelektronik der TU Wien, der das neue Christian Doppler Labor leitet.
"Ähnlich wie man Information speichern kann, indem man an bestimmten
Punkten unterschiedliche elektrische Ladung anbringt, kann man auch
Information speichern, indem man an bestimmten Punkten für
unterschiedlichen Spin sorgt."

Sicherer und schneller

Das hat entscheidende Vorteile: So muss heute etwa der Arbeitsspeicher
eines Computers hunderte Male pro Sekunde aufgefrischt werden, damit die
Information nicht verlorengeht. Man bezeichnet das als "Memory Refresh".
Deshalb benötigt man zum bloßen Aufrechterhalten des Speicherinhalts
laufend Energie. Bei einem Spin-basierten, magnetischen Speicher ist das
nicht nötig, dort könnte man die Information ohne Refresh speichern.

"Zusätzlich zum Energiespar-Effekt kann das positive Auswirkungen auf die
Geschwindigkeit der Geräte haben", sagt Viktor Sverdlov. "Man müsste dann
zum Beispiel einen Computer nicht mehr mühsam hochfahren, man könnte
seinen Speicherzustand einfach aufbewahren und nach dem Einschalten sofort
genau dort weitermachen, wo man aufgehört hat."

Ähnliches gilt für Langzeit-Speicher, die wir unkompliziert in der
Hosentasche mit uns herumtragen möchten. Zwar können gewöhnliche
USB-Flash-Drives Information ohne Energiezufuhr relativ lange speichern,
aber auch hier würden magnetische, Spin-basierte Systeme für noch mehr
Stabilität und Geschwindigkeit sorgen.

Aufwändige Computersimulationen

Viktor Sverdlov entwickelt mit seinem Team Computersoftware, mit der man
grundlegende Fragen dieser neuen Technologien beantworten kann. Neuartige
elektronische Bauteile werden am Computer simuliert, getestet und
weiterentwickelt, die Wechselwirkungen von Spins und magnetischen Feldern
werden für verschiedene Materialien in Größenordnungen von wenigen
Nanometern genau untersucht. "Wir haben schon sehr viel Expertise auf
diesem Gebiet. Gemeinsam mit unserem Industriepartner Silvaco werden wir
die Forschung über stabile Magnet-Speichertechnologien einen wichtigen
Schritt nach vorne bringen", sagt Viktor Sverdlov.


Über Christian Doppler Labors

In Christian Doppler Labors wird anwendungsorientierte Grundlagenforschung
auf hohem Niveau betrieben, hervorragende Wissenschafter_innen kooperieren
dazu mit innovativen Unternehmen. Für die Förderung dieser Zusammenarbeit
gilt die Christian Doppler Forschungsgesellschaft international als
Best-Practice-Beispiel.

Christian Doppler Labors werden von der öffentlichen Hand und den
beteiligten Unternehmen gemeinsam finanziert. Wichtigster öffentlicher
Fördergeber ist das Bundesministerium für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort (BMDW).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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ENERGIE/1596: Neue Rekorde bei Perowskit-Silizium-Tandemsolarzellen durch verbesserten Lichteinfang (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 12.11.2018

Neue Rekorde bei Perowskit-Silizium-Tandemsolarzellen durch verbesserten
Lichteinfang



Durch mikrostrukturierte Schichten konnte ein HZB-Team den Wirkungsgrad
von Perowskit-Silizium-Tandemsolarzellen auf aktuell 25,5 Prozent
steigern, dem höchsten Wert, der bis jetzt publiziert werden konnte.
Gleichzeitig gelang es mit Hilfe von rechnerischen Simulationen, die
Lichtumwandlung in verschiedenen Zelldesigns zu untersuchen. Diese
Modellierungen ermöglichen die Optimierung des Lichtmanagements sowie
detaillierte Ertragsanalysen. Die Studie wurde nun in Energy &
Environmental Science publiziert.

Tandemsolarzellen aus Silizium und Metall-Halid Perowskit-Verbindungen
können einen besonders großen Anteil des Sonnenspektrums in elektrische
Energie umwandeln. Allerdings wird normalerweise ein Teil des Lichts
reflektiert und geht damit für die Energieumwandlung verloren.
Nanostrukturen können dafür sorgen, dass die Solarzelle mehr Licht
"einfängt". So werden zum Beispiel pyramidenförmige Strukturen in Silizium
eingeätzt. Solche strukturierten und damit rauen Silizium-Schichten sind
allerdings nicht mehr als Unterlage für die hauchdünnen
Perowskit-Schichten geeignet. Denn Perowskite werden normalerweise aus
einer Lösung zu einem hauchdünnen Film aufgeschleudert, der aber auf
strukturierten Silizium-Schichten nicht wie gewünscht konform aufwachsen
kann.

Wirkungsgrad von 23,4 % auf 25,5 % verbessert

Ein Team um den HZB-Physiker Dr. Steve Albrecht hat nun unterschiedliche
Designs von Tandemzellen mit lichteinfangenden Strukturen untersucht. Am
besten funktionierten Tandemzellen, deren Silizium-Schicht von unten
strukturiert war. Die Perowskit-Schicht konnte damit auf die glatte Seite
des Siliziums aufgeschleudert werden. Auf die Perowskit-Schicht brachten
sie zusätzlich eine Polymer-Folie auf, die ebenfalls strukturiert war,
eine so genannte Lichtmanagement-Folie (LM-Folie). "Auf diese Weise gelang
es uns, den Wirkungsgrad einer monolithischen
Perowskit-Silizium-Tandemzelle von 23,4 % auf 25,5 % deutlich zu
verbessern", sagt Dr. Marko Jošt, Erstautor der Studie und
Postdoktorand im Team von Albrecht.

Modellierung zeigt: bis zu 32,5 % könnten möglich sein

Darüber hinaus haben Jošt und Kollegen ein ausgefeiltes numerisches
Modell für solche komplexen 3D-Schichtstrukturen und ihre Wechselwirkung
mit Licht entwickelt. Damit konnten sie berechnen, wie sich
unterschiedliche Zell-Designs mit Texturen an verschiedenen Schnittstellen
auf den Wirkungsgrad auswirken. "Aufgrund der komplexen Simulationen und
empirischen Daten können wir abschätzen, dass sich sogar Wirkungsgrade
von 32,5 Prozent erzielen lassen - sofern es uns gelingt, Perowskit mit
einer Bandlücke von 1,66 eV einzubauen", erklärt Jošt.

Einsatz an Fassaden (BIPV)

Und Teamleiter Steve Albrecht erklärt: "Wir haben auf der Basis von echten
Wetterdaten den Energieertrag im Jahresverlauf berechnen können, und zwar
für die verschiedenen Zelldesigns und für drei verschiedene Standorte."
Außerdem zeigen die Simulationen, dass die LM-Folie auf der Oberseite der
Zelle sich vor allem bei diffuser Beleuchtung, also nicht nur bei
senkrechtem Lichteinfall, lohnt. Damit könnten Tandemzellen mit
eingebauten LM-Folien sich auch für den Einsatz an Fassaden eignen: Mit
der so genannten bauwerksintegrierten Photovoltaik (BIPV) werden aktuell
riesige neue Flächen für die Energiegewinnung erschlossen.


Originalpublikation:

Publiziert in Energy & Environmental Sciences (2018):

"Textured interfaces in monolithic perovskite/silicon tandem solar cells:
Advanced light management for improved efficiency and energy yield"

Marko Jošt, Eike Köhnen, Anna Morales Vilches, Benjamin
Lipovšek, Klaus Jäger, Bart Macco, Amran Al-Ashouri, Janez Krc, Lars
Korte, Bernd Rech, Rutger Schlatmann, Marko Topic, Bernd Stannowski and
Steve Albrecht

DOI: 10.1039/C8EE02469C
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MEDIEN/256: Ohrenkuss wird 20 Jahre alt! Jubiläumsausgabe zum Thema "Ozean" (Ohrenkuss)


Ohrenkuss wird 20 Jahre alt! Jubiläumsausgabe zum Thema "Ozean"

Das Jubiläums-Magazin hat den doppelten Umfang.

Mit Experten-Interviews zu Artenvielfalt, Überfischung und Flüchtlingsdramen im Mittelmeer



BONN, 29. Oktober - Seinen 20. Geburtstag feiert Ohrenkuss mit einem
besonderen Jubiläumsheft zum Thema "Ozean". Das Magazin "Ohrenkuss .da
rein, da raus" hat diesmal einen Umfang von 60 Seiten und bietet neben
den Texten der Redakteure auch einige Experten-Interviews zu den
Themen Artenvielfalt, Überfischung und Flüchtlingskrise.

Der Berliner Fotograf Mathias Bothor begleitete das Ohrenkuss-Team bei
ihrer Recherche-Reise nach Stralsund. Dort besuchten die Autoren das
Ozeanum. Mit dem Direktor des Deutschen Meeresmuseums, Dr. Harald
Benke, führten die Ohrenkuss-Redakteure ein spannendes Interview über
die Artenvielfalt im Meer und im Ozeanum. Wie atmen Strandkrabben? Wie
taucht der Pottwal? Und kann man Seegurken eigentlich auch essen? Dr.
Harald Benke beantwortete alle Fragen und erklärte viele Fischarten -
vom Stichling bis zum Sandtigerhai.

Interview mit dem mare-Chefredakteur

Das Meeresklima hatte besondere Auswirkungen auf die Texte der
Autoren: "Wenn ich hier schlafe, denke ich nur Wale", meinte Aladdin
Detlefsen. Und Fabian Lehner schreibt: "Schön. Nice. Schöne Luft."
Einige Ohrenkuss-Redakteure gingen sogar baden und beschrieben danach:
Wie sieht die perfekte Badehose aus?

Außerdem befragten die Ohrenkuss-Autoren Nikolaus Gelpke, den Verleger
und Chefredakteur der Zeitschrift mare. Er meint: Wenn man das Meer
liebt, dann muss man sich auch darum kümmern. "Das tun die Menschen zu
wenig." Der Journalist riet den Ohrenkuss-Autoren, sich mit dem Thema
"Überfischung" zu beschäftigen: "Da kann man nicht genug drüber
schreiben." Ein weiteres wichtiges Umwelt-Thema beschreibt Achim
Reinhardt im neuen Ohrenkuss: "Viel Plastikmüll im Ozean ist nicht
gut. Meeresschildkröten und Fische und Krebse und Wale schlucken
Plastik herunter und können versticken im Ozean."

MISSION LIFELINE rettet Flüchtlinge

Zu den Flüchtlingsdramen im Mittelmeer befragten die
Ohrenkuss-Redakteure Heidi Hemmann, Mitarbeiterin der
Seenotrettungsorganisation MISSION LIFELINE aus Dresden. Sie
berichtete von mehr als 1.000 Menschen, die das Schiff LIFELINE seit
dem Herbst 2017 vor dem Ertrinken rettete. Heidi Hemmann glaubt, dass
es noch mehr werden: "Weil sich sehr viele Menschen auf das Mittelmeer
begeben und leider, leider die Überfahrt nicht schaffen, weil ihre
Boote nicht geeignet sind." Die Antworten bewegten Ohrenkuss-Autorin
Natalie Dedreux, sich klar zur Flüchtlingskrise zu positionieren: "Sie
haben auch das Recht nach Deutschland zu kommen." Und für die
Politiker hatte sie auch gleich einen Rat: "Können wir den Seehofer
mal bremsen."

Ohrenkuss ist eine gGmbH

"Ohrenkuss ...da rein, da raus" ist ein Projekt der downtown-Werkstatt
für Kultur und Wissenschaft und eine gemeinnützige GmbH. Das heißt:
Wer möchte, kann jetzt auch für Ohrenkuss oder andere Projekte der
downtown-Werkstatt spenden und bekommt dafür im Gegenzug
Spendenquittungen. Weitere Informationen dazu auf der Website
www.downtown-werkstatt.de.

Über Ohrenkuss

Das Magazin "Ohrenkuss ...da rein, da raus" erscheint zweimal im Jahr
und veröffentlicht ausschließlich Texte, die Menschen mit Down-Syndrom
selbst verfasst haben. So können die Leserinnen und Leser direkt daran
teilhaben, wie Menschen mit Down-Syndrom ihre Umgebung wahrnehmen und
was sie wirklich denken. Das Magazin ist in einer besonderen Optik
gestaltet und veröffentlicht viele Fotos der Autoren, die sie in
ungewöhnlichen oder alltäglichen Situationen zeigen.

"Ohrenkuss ...da rein, da raus" hat bereits viele Preise gewonnen,
darunter den Designpreis der Bundesrepublik Deutschland und den
Jugendkulturpreis Nordrhein-Westfalen, den Designpreis Deutschland und
den BIENE Award für barrierefreie Angebote im Web.

www.ohrenkuss.de

www.facebook.com/ohrenkuss

www.twitter.com/21touchdown

www.instagram.com/ohrenkuss

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.10.2018

Redaktion Ohrenkuss

Friedrich-Breuer-Straße 23, D-53225 Bonn

Telefon 0049 (0) 228 - 3862354, Fax 0049 (0) 228 - 3862587

E-Mail: info@ohrenkuss.de

Internet: www.ohrenkuss.de
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BILDUNG/919: BAföG - Karliczek spendiert Heftpflaster statt Trendwende


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2018

BAföG: Karliczek spendiert Heftpflaster statt Trendwende



Zu Medienberichten über Eckpunkte einer BAföG-Novelle erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Union und SPD haben das BAföG durch zahlreiche Nullrunden und ausbleibende Verbesserungen in ein Allzeittief gestoßen. Eine schnelle Trendwende für Chancengerechtigkeit ist daher überfällig. Der Plan von Bildungsministerin Karliczek, die Trendwende mit einer Packung Heftpflaster zu erreichen, ist nicht überzeugend. Die vorgeschlagenen Erhöhungen von Fördersätzen, Freibeträgen und Wohnkostenzuschlägen reichen bei weitem nicht aus, um die Versäumnisse der letzten Jahre auszubügeln.

Die Negativspirale beim BAföG lässt sich nur mit einem großen Wurf durchbrechen, damit wieder mehr Studierende gefördert werden können. Die Fördersätze und Freibeträge müssen umgehend um zehn Prozent steigen. Zudem soll das BAföG künftig anhand geeigneter Indexierungen regelmäßig und automatisch erhöht und Wohnkosten entsprechend der regionalen Staffelung nach dem Wohngeldgesetz erstattet werden.

Darüber hinaus wäre es notwendig, in dieser Wahlperiode eine Reformkommission einzusetzen, die bis 2020 neue Modelle zur weiteren Stärkung der Studienfinanzierung erarbeitet. Perspektivisch soll die Studienfinanzierung zu einem Zwei-Säulen-Modell weiterentwickelt werden, das eine Basisförderung für alle mit einer Bedarfsförderung als Vollzuschuss für die Bedürftigen kombiniert.

Es gilt, Vertrauen in das BAföG zurückzugewinnen und mehr in Aufstieg durch Bildung und damit in den Zusammenhalt und die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft zu investieren.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 13. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1502: Bundesrechnungshofbericht - Bundesregierung verschwendet Milliarden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2018

Bundesrechnungshofbericht: Bundesregierung verschwendet Milliarden



Anlässlich der heutigen Vorstellung der "Bemerkungen 2018 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes" erklärt Ekin Deligöz, Obfrau im Rechnungsprüfungsausschuss und Mitglied des Haushaltsausschusses:

Der Bericht des Rechnungshofes zeigt den massiv unverantwortlichen Umgang der Bundesregierung mit Steuergeldern. Besonders das CSU-geführte Verkehrsministerium sticht dabei durch krasse Fehlplanungen und völlig falsch dimensionierte Straßenbauprojekte hervor. Verkehrsminister Scheuer setzt damit die Tradition der Verschwendungen in Millionenhöhe seines Vorgängers Dobrindt fort - ohne einen Willen zur Besserung erkennen zu lassen.

Unverständlich ist es außerdem, dass das Bundesministerium für Finanzen offensichtlich nicht in der Lage ist, mit den Finanzämtern für angemessene IT-Unterstützung zu sorgen, um beinahe eine Milliarde Euro Hinterziehungszinsen einzufordern.

Solche Milliardenverschwendungen sind für Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ein Schlag ins Gesicht. Diese Milliarden werden an anderer Stelle dringend gebraucht. Der Bundesregierung fehlt es am Willen zur wirtschaftlichen Mittelverwendung. Dieses Verhalten führt dazu, dass das Vertrauen in unser Steuersystem verloren geht.

Es fällt auf, dass die Bundesregierung auf Herausforderungen wie den Demografischen Wandel, den Erhalt und Ausbau unserer Infrastruktur oder den Risiken auf internationaler Ebene, wie dem Brexit nur unzureichend reagiert. Die Große Koalition braucht eine nachhaltige finanzwirtschaftliche Strategie. Wir Grüne werden weiter dafür kämpfen, dass zukünftige Generationen die Last für jetzige Vorhaben nicht alleine tragen müssen, denn staatliches Handeln darf nicht auf Kosten zukünftiger Generationen gehen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3130: Britta Haßelmann zum Verdacht auf illegale Parteifinanzierung bei der AfD


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2018

Britta Haßelmann zum Verdacht auf illegale Parteifinanzierung bei der AfD



Zum Verdacht auf illegale Parteifinanzierung bei der AfD erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin:

"Der Verdacht der illegalen Parteifinanzierung bei der AfD erhärtet sich anscheinend. Es ist bodenlos, wie Alice Weidel versucht, die Öffentlichkeit für dumm zu verkaufen. Sie als namentlich Begünstigte und stellvertretende Kreisvorsitzende des Empfängerkreisverbandes, der Monat für Monat tausende von Euros erhalten hat, will nicht gewusst haben, dass Parteispenden aus Ländern außerhalb der Europäischen Union illegal sind und woher das Geld stammt? Das glaubt ihr doch niemand. Da kommt Alice Weidel, nicht raus. Versuche, sich herauszureden sind billig. Sie trägt die Verantwortung. Die AfD muss jetzt alles offenlegen. Die Aufklärung darf sich nicht nur auf die Spende an Alice Weidel beschränken, es muss geprüft werden, ob die AfD systematisch gegen die Finanzregeln verstößt. Bundestagspräsident und Bundestagsverwaltung sind gefordert, hier mit Hochdruck zu ermitteln. Gleichzeitig brauchen wir endlich eine gesetzliche Regelung für Sponsoring, klarere Veröffentlichungspflichten und müssen uns dem Thema verdeckte Parteispenden von Unterstützervereinen widmen."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2838: Förderung von Batteriezelltechnologie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2018

Förderung von Batteriezelltechnologie



Zur Ankündigung von Bundeswirtschaftsminister Altmaier, die Batteriezelltechnologie mit einer Milliarde Euro zu fördern, erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Es ist gut, dass Wirtschaftsminister Altmaier endlich einen Schritt bei der Batteriezellförderung vorangeht. Das darf aber nicht wieder zur reinen Symbolpolitik verkommen. Die Bundesregierung und allen voran der CSU-Verkehrsminister haben die Verkehrswende viel zu lange ausgesessen. Dabei hat sich gezeigt, dass das Thema zukunftsfähige Mobilität bei Minister Scheuer in besonders schlechten Händen ist. Wir brauchen eine echte Antriebswende, damit die deutsche Autoindustrie den technologischen Anschluss an die Weltspitze nicht verliert. Der Schwerpunkt muss dabei aber auch darauf liegen, die Ökobilanz der Batterieproduktion zu verbessern und daran zu arbeiten, dass Batterien sowohl leichter recycelbar sind als auch fairer produziert werden. Dass das möglich ist, zeigen die laufenden Forschungs- und Entwicklungsprojekte zu grünen Batterien."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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BILDUNG/1013: Besseres BAföG kommt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. November 2018

Besseres BAföG kommt

Eine Milliarde zusätzlich für Ausbildungsförderung



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung plant laut einem
jetzt bekannt gewordenen Eckpunktepapier eine Erhöhung und Reform der
Ausbildungsförderung. Hierzu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Rupprecht, und der zuständige Berichterstatter, Stefan Kaufmann:

Albert Rupprecht: "Die Eckpunkte für die geplante Bafög-Reform
passen. Das Ziel ist eine spürbare Entlastung der Familien in der
Mitte der Gesellschaft. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die
geplante Reform intensiv begleiten. Mit der zusätzlichen einen
Milliarde Euro müssen die Studienbedingungen in Deutschland spürbar
und schnell verbessert werden. Die Bundesländer sind aufgefordert,
die Milliardenbeträge, die durch die Übernahme aller BAföG-Kosten
durch den Bund jährlich frei werden, vereinbarungsgemäß zu nutzen. Es
geht nicht, dass der Bund wie jetzt beim BAföG ständig eine Schippe
drauflegt, die Länder aber trotz bester Haushaltslage nicht immer die
richtigen Prioritäten setzen, um die Bildungssituation in Deutschland
noch weiter zu verbessern. Die Länder müssen ihrer
Hochschulverantwortung in vollem Umfang gerecht werden."

Stefan Kaufmann: "Deutschland bekommt ein besseres BAföG, das
die angespannte Wohnungssituation berücksichtigt und auch die Angst
vor Verschuldung auffängt. Die Eckpunkte haben das Potenzial für eine
Trendwende in der Förderung, um wieder mehr junge Menschen mit
BAföG-Leistungen zu unterstützen. Ein modernes und leistungsstarkes
BAföG erhöht die Attraktivität unseres Bildungssystems, fördert die
individuellen Entwicklungsmöglichkeiten und sichert den steigenden
Fachkräftebedarf."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BILDUNG/896: BAföG bleibt unterhalb der Armutsgrenze 


DIE LINKE - Presseerklärung vom 13. November 2018

BAföG bleibt unterhalb der Armutsgrenze 



Zur Ankündigung der Bundesbildungsministerin, die BAföG-Fördersätze ab Ende 2019 zu erhöhen, erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE:

"Das BAföG droht seit Jahren, in die Bedeutungslosigkeit abzurutschen. Das hat tiefgreifende Folgen für die soziale Selektivität unter den Studierenden. Eine deutliche Erhöhung der BAföG-Sätze und Freibeträge war seit langem fällig. Mit der nun angekündigten Erhöhung kommt der Höchstsatz in die Nähe der gesetzlichen Unterhaltsansprüche, bleibt aber weit unterhalb der Armutsgrenze. Das BAföG muss die realen Lebenshaltungskosten der Studierenden abdecken, dazu muss es regelmäßig an die Preissteigerungen angepasst werden. Da vor allem die Mietkosten Studierende finanziell belasten, muss das BAföG regionale Unterschiede im Mietniveau berücksichtigen, und der Bund muss deutlich in Erhalt und Neubau von studentischem Wohnraum investieren. Das würde Generationen von Studierenden helfen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1660: EU-Türkei-Deal gehört in die Giftmülltonne


DIE LINKE - Presseerklärung vom 13. November 2018

EU-Türkei-Deal gehört in die Giftmülltonne



"Die EU schiebt dem türkischen Diktator Erdogan Milliarden Euro zur Flüchtlingshilfe zu, doch die Gelder stützen sein Folterregime. Wenn der EU-Rechnungshof von 'hohen Kosten bei externen Partnern' spricht, dann bedeutet das im Klartext, dass das Geld bei der Klientel der Regierungspartei AKP landet. Erdogans einziges Interesse an Flüchtlingen ist, diese als Mittel zur Erpressung Europas zu verwenden", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, den Bericht des EU-Rechnungshofes zum EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen. Jelpke weiter:

"Die EU benutzt Erdogan als brutalen Türsteher der Festung Europa. An der syrisch-türkischen Grenze werden Flüchtlinge von türkischen Soldaten gefoltert und ermordet. In der Türkei schutzsuchende syrisch-arabische Flüchtlinge werden als Unterstützungskräfte der türkischen Besatzung in Nordsyrien angesiedelt. Die EU und allen voran Deutschland muss sich endlich aus der Kumpanei mit dem türkischen Regime lösen. Mit deutschen Waffen führt Erdogan Krieg gegen die kurdische Bevölkerung in der Türkei, Nordsyrien und Nordirak und ist damit selbst Fluchtverursacher Nummer eins. Statt sein korruptes Regime mit Geldzahlungen am Leben zu erhalten, sollte man Erdogan als Kriegsverbrecher ächten."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1528: Bundesrechnungshof - Ohrfeige für die Bundesregierung


DIE LINKE - Presseerklärung vom 13. November 2018

Ohrfeige für die Bundesregierung



"Die Strategie des schlanken Staates und der schwarzen Null ist gescheitert. In vielen Verwaltungen fehlt qualifiziertes Personal, sodass die Handlungsfähigkeit des Staates stark eingeschränkt ist", kommentiert Gesine Lötzsch, haushaltspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 2018. Lötzsch weiter:

"Es ist haarsträubend, dass eine Milliarde Euro an Hinterziehungszinsen nicht eingenommen wurden, weil es keine entsprechende Software gab und immer noch nicht gibt. Es ist unverständlich, dass Unternehmen durchschnittlich nur alle 71 Jahre mit einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung rechnen müssen und die Prüfungsquote in den vergangenen Jahren gesunken ist. Auch die Kritik an zu geringen Investitionen und an der Einführung des Baukindergeldes ist völlig berechtigt. Allerdings teile ich nicht die Auffassung des Bundesrechnungshofs, dass die schwarze Null nur noch zu retten ist, wenn im Haushalt Ausgaben gekürzt werden. Wir könnten auch auf eine Neuverschuldung in den nächsten Jahren verzichten, wenn wir Vermögen gerecht besteuern würden. Doch dagegen wehrt sich diese Bundesregierung mit Händen und Füßen. Damit wird sie zur Vermögensverwalterin einer sehr kleinen reichen Minderheit."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1059: Telemedizin darf nicht als Billigmedizin für wirtschaftsschwache Regionen missbraucht werden


DIE LINKE - Presseerklärung vom 13. November 2018

Telemedizin darf nicht als Billigmedizin für wirtschaftsschwache Regionen missbraucht werden



"Wenn Gesundheitsminister Spahn betont, durch Telemedizin könnten gerade auf dem Land Zeit und Wege gespart werden, lenkt er von den Ursachen der Probleme in der ambulanten Versorgung ab. Lange Wege und Wartezeiten, die Schließungen von Landarztpraxen und Krankenhäusern sind nicht vom Himmel gefallen, sondern Ergebnis falscher Regierungspolitik bei Bedarfsplanung und der Erhaltung von Versorgungsinfrastrukturen in ländlichen Regionen", kommentiert Achim Kessler, Obmann im Ausschuss für Gesundheit der Fraktion DIE LINKE, die Ankündigungen zur Digitalklausur des Kabinetts am 14. und 15. November 2018. Kessler weiter:

"Bisher ist es Apotheken verboten, verordnungspflichtige Arzneimittel an Patientinnen und Patienten auszuhändigen, die ausschließlich eine telemedizinische Beratung in Anspruch genommen hatten. Mit der geplanten Aufhebung dieses Verbots wird das Einfallstor für die weitere Abwertung der sprechenden Medizin und Ausweitung der Ungleichbehandlung von Versicherten weit geöffnet. Wer garantiert denn, dass in Zukunft gesetzlich Versicherten nicht nahegelegt wird, bei Terminmangel oder zur Kosteneinsparung eine Videosprechstunde zu nutzen?

Ich sehe die Gefahr, dass regionale Versorgungsengpässe nicht behoben, sondern stattdessen telemedizinische Angebote als kostengünstiger Ersatz für wirtschaftsschwache Regionen durchgesetzt werden. Darunter leiden vor allem die Patientensicherheit und der persönliche Arzt-Patienten-Kontakt. Ich fordere die Bundesregierung auf, telemedizinische Anwendungen eng auf ihre Funktion als Ergänzung bestehender Angebote zu begrenzen. Was wir wirklich benötigen, ist eine flächendeckende, wohnortnahe und bedarfsgerechte Versorgung."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2018
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SICHERHEIT/1916: Abgeordnete reisen zu Kampfdrohnen der Bundeswehr nach Israel


DIE LINKE - Presseerklärung vom 13. November 2018

Abgeordnete reisen zu Kampfdrohnen der Bundeswehr nach Israel



Seit heute befinden sich der europapolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE sowie stellvertretendes Mitglied im Haushaltsausschuss, Andrej Hunko, und der verteidigungspolitische Sprecher der Fraktion, Tobias Pflüger, zu einem Arbeitsbesuch in Israel. Hintergrund ist die bald beginnende Ausbildung von Bundeswehrsoldaten an Kampfdrohnen. Die eigentliche Beschaffung wird über einen Leasingvertrag über neun Jahre mit dem Rüstungskonzern Airbus abgewickelt. Die Luftfahrzeuge vom Typ "Heron TP" sollen über einen Vertrag mit der israelischen Regierung am Militärflugplatz Tel Nof stationiert werden. Dort befindet sich bereits ein Containerdorf für die deutsche Luftwaffe. Dazu erklärt Andrej Hunko:

"Der umstrittene Zuschlag für den israelischen Hersteller IAI erfolgte ohne Ausschreibung und wurde vom Verteidigungsministerium mit einer speziellen Rakete begründet, die es nur in Israel gebe. Diese könne nicht in Modelle der Konkurrenz aus den USA eingerüstet werden. Über diese angebliche Wunderwaffe und auch ihren Preis wollen wir mehr erfahren. Zudem ist die Firma IAI gerade in einen Korruptionsskandal verwickelt, der das unmittelbare Umfeld von Benjamin Netanyahu betrifft. Es muss aufgeklärt werden, ob auch Airbus als Hauptauftragnehmer des deutschen Drohnendeals darin verwickelt ist."

Tobias Pflüger ergänzt: "Wir wollen sehen, wie deutsche Soldaten in Israel ausgebildet werden. Die ,Heron TP' ist bewaffnungsfähig. Doch für den Einsatz von Kampfdrohnen hat der Bundestag kein grünes Licht gegeben. Die Bundesverteidigungsministerin hatte versprochen, dass es eine breite Debatte geben soll, ob bewaffnete Drohnen angeschafft werden oder nicht. Wir sagen: Gezielte Tötungen und außergerichtliche Hinrichtungen dürfen der Bundeswehr nicht erlaubt werden."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7714: Heute im Bundestag Nr. 866 - 13.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 866

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. November 2018, Redaktionsschluss: 09.05 Uhr

1. Anhörung zum Mietwohnungsbau

2. Eintragung ins Transparenzregister

3. Keine Entnahmen aus der Asylrücklage

4. Existenzminimum ab 2019 9.168 Euro

5. Kooperation von Gewebeeinrichtungen



1. Anhörung zum Mietwohnungsbau

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Um die steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus
geht es in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am
Montag, den 19. November. Von 12 bis 14.15 Uhr werden die
Sachverständigen im Anhörungssaal 3.101 des
Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses zu dem von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung des
Mietwohnungsneubaus (19/4949, 19/5417) Stellung nehmen.

Mit dem Gesetz will die Regierung die Wohnraumoffensive zur Schaffung
von 1,5 Millionen Wohnungen mit einer Sonderabschreibung für den Bau
neuer Mietwohnungen verstärken. Vorgesehen ist die Einführung einer
bis Ende des Jahres 2021 befristete Sonderabschreibung in Höhe von
fünf Prozent pro Jahr. Die Sonderabschreibung soll zusätzlich zur
bestehenden linearen Abschreibung gewährt werden. Die Kosten werden
von der Regierung für das Jahr 2020 mit fünf Millionen Euro, für das
Jahr 2021 mit 95 Millionen Euro und für 2022 mit 310 Millionen Euro
angegeben. Voraussetzung für die Sonderabschreibung ist, dass die
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 3.000 Euro je Quadratmeter
Wohnfläche nicht übersteigen, um den Bau bezahlbarer Mietwohnungen
anzuregen. Außerdem muss die Wohnung im Jahr der Herstellung und in
den folgenden neun Jahren der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken
dienen.

Als Sachverständige sind geladen: Bundesrechnungshof, Bundesverband
deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen, Bundesverband Freier
Immobilien- und Wohnungsunternehmen, Hilmar von Lojewski
(Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände/Deutscher
Städtetag), Deutscher Mieterbund, Deutscher Steuerberaterverband,
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Haus und Grund
Deutschland, Professor Frank Hechtner (Technische Universität
Kaiserslautern), Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, UTB
Projektmanagement, Zentraler Immobilien Ausschuss und Zentralverband
des Deutschen Handwerks.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Eintragung ins Transparenzregister

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In das zum Kampf gegen Geldwäsche errichtete
Transparenzregister sind fast 55.000 Organisationen eingetragen. Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5354) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4743) mitteilt, haben Behörden
Zugriff auf das Transparenzregister. Sie müssten aber in jedem
Einzelfall einen gesonderten Antrag stellen und bestätigen, dass die
Einsichtnahme zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben erforderlich
ist.

 * 

3. Keine Entnahmen aus der Asylrücklage

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Entnahmen aus der Asylrücklage des Bundes sind in
diesem Jahr offenbar nicht mehr erforderlich. Wie die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/5372) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5002) schreibt, sind für das laufende Jahr noch keine Entnahmen
aus der Asylrücklage erfolgt. "Aus heutiger Sicht wird auf Grund des
erneut positiven Haushaltsverlaufs, zu dem auch die vorläufige
Haushaltsführung im ersten Halbjahr beigetragen hat, in diesem Jahr
ebenfalls keine Entnahme aus der Asylrücklage zur Finanzierung der
flüchtlingsbezogenen Belastungen erwartet", heißt es in der Antwort.
Bereits 2016 und 2017 seien aufgrund der positiven Haushaltsverläufe
und der robusten konjunkturellen Entwicklung keine Entnahmen aus der
Asylrücklage erforderlich gewesen.

 * 

4. Existenzminimum ab 2019 9.168 Euro

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Das sächliche Existenzminimum für einen
Alleinstehenden beträgt im nächsten Jahr 9.168 Euro. Für das Jahr 2020
wurde dieser Wert mit 9.408 Euro berechnet. Bis zu dieser Höhe müssen
Einnahmen steuerfrei sein. Diese Zahlen enthält der von der
Bundesregierung als Unterrichtung (19/5400) vorgelegte Bericht über
die Höhe des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Erwachsenen
und Kinder für das Jahr 2020 (12. Existenzminimumbericht). Der Bericht
wird von der Regierung alle zwei Jahre vorgelegt. Für Ehepaare wird
das Existenzminimum für 2020 mit 15.540 Euro angegeben und für Kinder
mit 4.896 (2019) beziehungsweise 5.004 Euro (2020).

Zur Ermittlung der Beträge heißt es in dem Bericht, es werde bei
Alleinstehenden von einer Wohnung mit einer Wohnfläche von 40
Quadratmetern ausgegangen. Die aufgrund der Wohngeldstatistik
ermittelte Bruttokaltmiete einer solchen Wohnung wird für 2019 mit 289
Euro im Monat und für 2020 mit 296 Euro im Monat angegeben. Für
Verheiratete wird eine Wohnung von 60 Quadratmetern als angemessen
angesehen. Als Bruttokaltmiete für Ehepaare wurden 444 Euro (2020)
ermittelt.

Ergänzend weist die Bundesregierung darauf hin, dass Bezieher
niedriger Erwerbseinkommen zur Verringerung ihrer Wohnkosten Anspruch
auf Wohngeld hätten, soweit sie nicht Anspruch auf ergänzende
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch hätten. "Wohnkosten, die die im
steuerlichen Existenzminimum berücksichtigten Beträge übersteigen,
werden durch Wohngeld abgedeckt, soweit Höchstbeträge, die in
Abhängigkeit von Haushaltsgröße und Mietenstufe festgelegt sind, nicht
überschritten werden", heißt es dazu in dem Bericht.

 * 

5. Kooperation von Gewebeeinrichtungen

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Versorgung der Bevölkerung mit Gewebe und
Gewebezubereitungen ist gewährleistet, aber nach wie vor nicht
optimal. Das geht aus einer turnusmäßigen Unterrichtung (19/5675) der
Bundesregierung hervor.

Demnach hat sich die Bildung von Netzwerken und die Kooperation
zwischen den Gewebeeinrichtungen erheblich verbessert. Die Deutsche
Gesellschaft für Gewebetransplantationen (DGFG) als größtes Netzwerk
für Gewebemedizin in Deutschland habe bundesweit zahlreiche
Gewebespendeprogramme in mehr als 80 kooperierenden Krankenhäusern
aufgebaut sowie Gewebeeinrichtungen in das Netzwerk integriert.

Diese versorgten zwischenzeitlich mehr als 120 transplantierende
Einrichtungen in Deutschland mit Augenhornhäuten, mehr als 30
Transplantationszentren mit Blutgefäßen und Herzklappen und etwa 40
Einrichtungen mit Amniontransplantaten (Augenheilkunde). 2016 kamen
den Angaben zufolge etwa 50 Prozent der in Deutschland gespendeten
Augenhornhäute und etwa zwei Drittel der gespendeten Herzklappen und
Blutgefäße aus dem Netzwerk der DGFG.

Lokale Engpässe gibt es dem Bericht zufolge bei der Versorgung mit
Augenhornhäuten und kardiovaskulären Geweben, die aber über
Kooperationen ausgeglichen würden. Die Versorgung mit Herzklappen,
Gefäßen und Augenhornhäuten sollte unbedingt verbessert werden, um
langfristig eine angemessene, flächendeckende Versorgung mit allen
Geweben und Gewebezubereitungen zu erreichen, heißt es weiter.

 * 
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BUNDESTAG/7697: Heute im Bundestag Nr. 849 - 07.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 849

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 7. November 2018, Redaktionsschluss: 14.29 Uhr

1. Aktuelle Stunde zu Cum-Ex-Gestaltungen

2. Anhörung zur Wohnungsbauförderung

3. Förderung kommunaler Verkehrsprojekte

4. Fragen zu Modalitäten des EU-ETS



1. Aktuelle Stunde zu Cum-Ex-Gestaltungen

Finanzen/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Steuerliche Gestaltungen rund um den
Dividendenstichtag, die unter dem Begriff "Cum Ex" bekannt geworden
sind, beschäftigen an diesem Mittwoch den Deutschen Bundestag. Die
Abgeordneten werden am Mittwochnachmittag in einer Aktuellen Stunde
nach der Fragestunde zum Thema "Verhalten der Bundesregierung bei der
Information europäischer Partner über Cum-Ex-Gestaltungen debattieren.
Die Aktuelle Stunde findet auf Verlangen der Fraktion Die Linke statt.

 * 

2. Anhörung zur Wohnungsbauförderung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch die Durchführung
einer öffentlichen Anhörung zu der von der Bundesregierung geplanten
Sonderabschreibung für den Bau neuer Mietwohnungen beschlossen. Dabei
geht es um den Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung des
Mietwohnungsneubaus (19/4949), der die Einführung einer bis Ende des
Jahres 2021 befristete Sonderabschreibung in Höhe von fünf Prozent pro
Jahr vorsieht. Die Sonderabschreibung soll zusätzlich zur bestehenden
linearen Abschreibung gewährt werden. Die öffentliche Anhörung soll am
Montag, den 19. November stattfinden.

 * 

3. Förderung kommunaler Verkehrsprojekte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Das Vorhaben der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die
Kriterien für die Vergabe von Bundesmitteln zur Unterstützung
kommunaler Verkehrsprojekte zu ändern, trifft bei Experten auf
Zustimmung ebenso wie auf Ablehnung. Das wurde während einer
öffentlichen Anhörung zu dem von der Fraktion vorgelegten "Entwurf
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)" (19/2695) am Mittwoch
deutlich. Nach den Vorstellungen der Grünen sollen künftig neben Bau
und Ausbau auch Planung und Erhalt von Verkehrsmaßnahmen gefördert
werden. Die Mindestfördersumme soll auf zehn Millionen Euro abgesenkt
werden, wobei Sammelvereinbarungen für mehrere gemeinsame Maßnahmen
ermöglicht werden sollen.

Neu in den Förderkatalog wollen die Grünen Maßnahmen zur Stärkung des
Radverkehrs und der Verkehrssicherheit aufnehmen. Gestrichen werden
soll hingegen die Förderung sämtlicher Straßenbaumaßnahmen. Im Bereich
des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) sieht der Gesetzentwurf
die Streichung des Kriteriums "der eigenen Trasse" insbesondere für
Straßenbahnen vor. Die Bewertung von Maßnahmen allein nach
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit soll zudem beendet werden. "Künftig
sind auch Nachhaltigkeit und Umwelt- und Klimaschutz zu betrachten",
heißt es in dem Gesetzentwurf der Grünen.

Für eine Überarbeitung der Standardisierten Bewertung als
gesamtwirtschaftliches Bewertungsverfahren gibt es aus Sicht von
Martin Arnold von der Intraplan Consult GmbH keinen Bedarf. Schon
jetzt fänden die Kriterien Treibhausgasemissionen,
Schadstoffemissionen und Schallimmissionen Eingang in den
Nutzen-Kosten-Indikator. Skeptisch bewertete Arnold auch die von den
Grünen geplante Absenkung der Mindestfördersumme. Mit dem GVFG wolle
der Bund schließlich Großprojekte fördern, die Länder und Kommunen
überfordern würden, sagte er. Für kleinere Maßnahmen stünden die
Entflechtungsmittel zur Verfügung. Zudem sei in solchen Fällen das
benötigte Know-how eher bei den Ländern zu finden.

Michael Haberland vom Verein Mobil in Deutschland hält den Wegfall der
Straßenbauförderung "nicht für zweckdienlich", zumal auch Teile des
ÖPNV, wie etwa Taxis und Busse, die gegebene Straßeninfrastruktur
nutzten und darauf angewiesen seien. Zudem würden die Menschen selbst
entscheiden wollen, "wie, womit und wann sie sich bewegen". Dazu zähle
aber auch und besonders der Individualverkehr, sagte Haberland. Die im
Entwurf geforderte Absenkung des Mindestfördervolumens hält der
Experte insbesondere im Hinblick auf kleinere Verkehrsprojekte für
sinnvoll, "wenn dies nicht nur dem einzigen Ziel dient, den Radverkehr
in den Städten zu fördern".

Thomas Kiel vom Deutschen Städtetag unterstrich die Forderung, das
GVFG-Bundesprogramm bedarfsgerecht zu erhöhen und um die Förderung von
dringenden Sanierungsmaßnahmen und um großmaßstäbliche Maßnahmen, die
über den ÖPNV hinaus einen Beitrag zum Klimaschutz durch den
Umweltverbund leisten, zu erweitern. "Bei hinreichender Aufstockung
des Programms sollte die Förderschwelle auf 20 Millionen Euro
abgesenkt werden", sagte er. Die jetzige Schwelle von 50 Millionen
Euro sei vor allem für Sanierungen und Ersatzinvestitionen zu hoch.
Der Städtetags-Vertreter unterstützte zudem die Forderung nach
Streichung des Kriteriums "der eigenen Trasse" insbesondere für
Straßenbahnen vor. Dies sei nicht mehr zeitgemäß, sagte er.

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) plädiert hingegen
dafür, diese Fördervoraussetzung nicht vollständig aus dem GVFG zu
streichen, sondern "straßenbündige Bahnkörper" unter konkreten
Voraussetzungen in den Fördervoraussetzungen gleichermaßen zu
berücksichtigen. Dort, wo sich Autos und Straßenbahnen den
Verkehrsraum gemeinsam teilen, komme es zu gegenseitigen Behinderungen
mit Reisezeitverlusten im Straßenbahnverkehr. Eine Reduzierung der
Beförderungsgeschwindigkeit - und damit der Wirtschaftlichkeit - im
ÖPNV gelte es zu verhindern, sagte VDV-Vertreter Jan Schilling. Eine
Absenkung der Mindestfördersumme lehnte er ab. "Das GVFG sollte nicht
mit zusätzlichen Ausgaben belastet werden, für welche die höhere
Dotierung und Dynamisierung letztendlich nicht ausreichen", sagte
Schilling.

"Wir sind nach wie vor handlungsfähig", betonte Tim-Oliver Müller vom
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie auf die Nachfrage, ob es denn
überhaupt genug Kapazitäten gibt, um die finanzierten Projekte auch
umzusetzen. Die Branche habe seit der Wirtschaftskrise 2009 125.000
neue Mitarbeiter eingestellt und bilde umfangreich aus. Wichtig sei
nun eine Verstetigung der Fördermittel, damit sich das Engagement der
Unternehmen auch lohne. Was die Aussage angeht, dass kaum noch
Angebote auf öffentliche Ausschreibungen eingehen würden, sagte
Müller, das habe auch mit dem Ausschreibungsregime der öffentlichen
Hand zu tun. In der Branche sei man davon weggekommen, nur über den
Preis zu konkurrieren und dann die restlichen Kosten mit aufwändigen
Nachträgen zu erhalten.

Angela Kohls vom Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club (ADFC) begrüßte
die angedachte Öffnung des GVFG für Radverkehrsmaßnahmen. Die Städte
würden zunehmend im Stau ersticken, sagte sie. Daher müsse der
Pkw-Verkehr durch den ÖPNV aber auch durch den Radverkehr substituiert
werden. Zuspruch kam von ihr auch zur Absenkung der
Mindestfördersumme. Eine Öffnung für Vorhaben mit weniger hohem
Aufwand sowie die Erweiterung des Maßnahmenspektrums zugunsten aller
Verkehrsträger des Umweltverbundes, einschließlich des Fuß- und
Radverkehrs, könne dazu beitragen, "künftig deutlich mehr geeignete
Projekte zu fördern und finanzschwache Kommunen besser zu
berücksichtigen", sagte die ADFC-Vertreterin.

Unterstützung für den Gesetzentwurf, der ein "Baustein für die
Verkehrswende" sein könne, gab es auch von Philipp Kosok vom
Verkehrsclub Deutschland. Eine Neuausrichtung des Gesetzes mache aber
nur Sinn, wenn auch die bereitgestellten Mittel steigen. Bereits in
seiner jetzigen Fassung sei der GVFG-Fördertopf seit Jahren vielfach
überzeichnet. Die von der Bundesregierung beschlossene Steigerung der
GVFG-Mittel auf eine Milliarde Euro jährlich sei "hilfreich, jedoch
nicht ausreichend".

 * 

4. Fragen zu Modalitäten des EU-ETS

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/5434) die Fortentwicklung des europäischen
Emissionshandels (EU-ETS). Von der Bundesregierung wollen die
Liberalen unter anderem Auskunft über die möglichen kontraproduktiven
klimapolitischen Auswirkungen in Folge einer nationalen Löschung von
Emissionsberechtigungen im Zuge eines möglichen Kohleausstieges und
der damit verbundenen reduzierten Zuführung an die
Marktstabilitätsreserve.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1784: Regierungspressekonferenz vom 12. November 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 12. November 2018

Regierungspressekonferenz vom 12. November 2018

Themen: Waldbrände in Kalifornien, Gespräch der Bundeskanzlerin mit
dem französischen Präsidenten und dem ukrainischen Präsidenten,
Neubesetzung der Leitung des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Rücktritt
Horst Seehofers vom CSU-Vorsitz, angebliche extremistische Netzwerke
innerhalb der Bundeswehr, Schutz von Kindern vor sexuellem Missbrauch im
Internet, mögliche Ausreise von Asia Bibi nach Deutschland, 
UN-Migrationspakt, Besuch des Bundesaußenministers in China, Beendigung der
Luftbetankung von Flugzeugen der von Saudi-Arabien geführten
Militärkoalition durch die USA, am Jemen-Konflikt unmittelbar beteiligte
Staaten, Berichte über die Weitergabe von Detailinformationen über den Tod
des saudi-arabischen Journalisten Khashoggi durch türkische Behörden an
Deutschland


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Petermann (BMI), Fähnrich
(BMVg), Steffen (BMJV)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag, meine Damen und Herren!

Ich möchte zu Beginn im Namen der Bundeskanzlerin und der Bundesregierung
den Menschen in den Waldbrandgebieten von Kalifornien unsere Anteilnahme
ausdrücken. Es sind entsetzliche Bilder, entsetzliche Berichte, die uns von
dort erreichen. Wir teilen die Trauer um die mittlerweile mehr als 30
Menschen, die in den Flammen ihr Leben verloren haben. Leider ist ja auch
die Zahl der Vermissten noch hoch, sodass man um viele weitere Menschen
fürchten muss. Unsere Gedanken sind auch bei all denen, die jetzt vor den
Trümmern ihres Besitzes stehen und auch bei denjenigen, die Tag und Nacht
arbeiten, um diese Feuer zu bekämpfen. Wir wünschen ihnen Kraft. Wir
wünschen ihnen Durchhaltevermögen und dass es hoffentlich bald gelingen
möge, die Feuer zu löschen.

Dann möchte ich noch ganz kurz auf ein Treffen zu sprechen kommen, das die
Bundeskanzlerin gemeinsam mit dem französischen Präsidenten Macron und dem
ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko gestern am Rande des Pariser
Friedensforums hatte.

Die Bundeskanzlerin und der französische Präsident haben danach eine
gemeinsame Erklärung herausgegeben, die ich hier noch einmal in ihren
Grundzügen erläutern will. Sie haben in dieser Erklärung unterstrichen,
dass die gestrigen Wahlen in bestimmten Gebieten der Regionen Donezk und
Luhansk rechtswidrig und illegitim sind und dass sie dem Geist der Minsker
Abkommen und der Erklärung der Staats- und Regierungschefs der vier
Normandie-Staaten widersprechen. Sie betonen, dass die Abhaltung dieser
sogenannten Wahlen die territoriale Integrität und Souveränität der Ukraine
unterminiert. Sie heben hervor, dass Kommunalwahlen in den betroffenen
Gebieten der Regionen Donezk und Luhansk gemäß dem Minsker Abkommen
abgehalten werden sollten. Das heißt, sie müssen in Übereinstimmung mit den
Standards der OSZE und in Übereinstimmung mit ukrainischem Recht
stattfinden.

Die Bundeskanzlerin und der französische Staatspräsident haben erneut die
Verlängerung des Sonderstatusgesetzes durch das ukrainische Parlament bis
zum 31. Dezember 2019 begrüßt - eine Verlängerung, die auf Initiative von
Präsident Poroschenko zustande gekommen war. Ferner haben sie die
Ankündigung begrüßt, die Präsident Poroschenko gestern gemacht hat, nämlich
die Entflechtung im Pilotgebiet Stanyzja Luhanska zu vollenden.

Der Präsident der französischen Republik und die Bundeskanzlerin erinnern
an die Verantwortung aller Seiten für den Waffenstillstand, für die
Entflechtung, für den Abzug schwerer Waffen sowie für die vollständige
Umsetzung der Minsker Abkommen. Wir befürworten nachdrücklich weiterhin den
Austausch von Inhaftierten und die Freilassung von politischen Gefangenen
bis Ende des Jahres.

Frage: Herr Seibert, wenn ich mich nicht täusche, stand auch in der
Pressemitteilung, dass demnächst ein Treffen auf Ministerebene im 
Normandie-Format stattfinden soll. Gibt es da schon eine Planung oder einen Termin?

StS Seibert: Ich glaube, dieser Satz ist gemeint im Hinblick auf die Frage
der Einsetzung einer Mission der Vereinten Nationen.

Zuruf: Richtig, ja.

StS Seibert: Da verwiesen sie auf die Einladung zu einem weiteren
politischen Austausch auf Ebene der Außenministerien. Genau.

Zusatzfrage: Die Frage war: Ist schon ein Termin geplant? Wissen Sie schon
ungefähr, wann das stattfindet?

Adebahr: Das verweist ja auf einen Austausch auf Ebene der
Außenministerien. Da gibt es einen fortlaufenden Austausch auch der
Politischen Direktoren und auf hoher Beamtenebene. Da kann ich Ihnen jetzt
nicht alle Daten - aber das ist ein fortlaufender Gesprächsprozess -
mitteilen.

Wenn es um die Frage nach einem Vierer-Treffen der Außenminister geht: Sie
wissen, dass das für Außenminister Maas wie für die Bundesregierung ein
wichtiges Thema ist, in dem wir vorankommen wollen. Es gab ja ein solches
Treffen im Juni hier in Berlin. Aber es gibt im Moment keinen neuen Termin
für ein Außenministertreffen, den ich Ihnen hier ankündigen könnte. Aber
der Austausch auf hoher Beamtenebene zu diesem Thema und besonders auch zu
einer VN-Mission ist sehr intensiv.

Frage: Herr Seibert, Frau Adebahr, welchen Anreiz kann denn die
Bundesregierung den Parteien in der Ukraine bieten, sich an die Abmachung
zu halten beziehungsweise welche Sanktionen schweben der Bundesregierung
vor, wenn man es nicht tut?

StS Seibert: Es geht um ein Gebiet, in dem die Menschen seit Jahren so viel
erleiden. Es gibt immer noch ständige Gewalt- und Militärakte und Beschuss.
Es sterben immer noch Menschen. Ein solches Gebiet, in dem so viel Elend
eingezogen ist, seitdem dort die Destabilisierung begonnen hat, zu
befrieden und den Menschen ein besseres Leben zu geben, sollte Anreiz genug
sein.

Frage: Inwieweit hält sich denn die ukrainische Regierung nicht an die
Minsker Vereinbarungen?

StS Seibert: Ich habe - noch einmal - nur zu sagen, was gestern auch wieder
gemeinsame Haltung der Bundeskanzlerin und des französischen Präsidenten
war. Es haben beide Seiten eine Verantwortung für die volle Umsetzung der
Minsker Vereinbarungen. Es haben beide Seiten eine Verantwortung, die
Entflechtung voranzubringen. Deswegen begrüßen wir die Ankündigungen, die
Präsident Poroschenko gestern bezüglich Stanyzja Luhanska gemacht hat.

Diese Verantwortung liegt bei beiden Seiten. Der aktuelle Anlass waren die
gestern abgehaltenen, sogenannten und aus unserer Sicht illegitimen Wahlen
in bestimmten Gebieten von Donezk und Luhansk. Sie gehen sicherlich nicht
von der ukrainischen Seite aus.

Frage: Herr Seibert, noch eine Frage zu den Wahlen. Der Rückschluss aus
Ihren Ausführungen ist für mich, dass diese Wahlen gegen die Gesetze der
Ukraine verstoßen haben. Können Sie das eventuell ausführen, inwieweit dort
eine Verletzung der ukrainischen Gesetze stattgefunden hat? Welche Gesetze
wurden verletzt?

Adebahr: Ich denke, die Minsker Vereinbarungen sehen ja Lokalwahlen vor.
Solche Wahlen, die im Einklang mit den Minsker Vereinbarungen stünden,
wären dann legitim.

Zusatzfrage: Aber die Wahlen selbst können Sie nicht beanstanden, dass sie
jetzt nicht im Rahmen des Minsker Abkommens abgehalten wurden? Oder wurden
da irgendwelche Normen nicht erfüllt - Beobachter oder meinetwegen
irgendetwas anderes?

Adebahr: Gut, dann haben wir uns wahrscheinlich gerade missverstanden.
Weder Herr Seibert noch ich wollen jetzt zu den aus unserer Sicht
illegitimen Wahlen, deren Ergebnisse illegitim sind und deren Ablauf es
damit auch ist, Einzelheiten im Ablauf bewerten, wie diese Wahlen
abgelaufen sind. Denn unsere Gesamtsicht darauf haben wir, glaube ich,
deutlich gemacht.

Frage: Eine Frage an Frau Petermann zur Personalie Haldenwang. In der
Pressemitteilung, die Sie eben dazu herausgeschickt haben, dass Herr
Haldenwang jetzt Herrn Maaßen nachfolgen soll, ist nicht mehr davon die
Rede, dass Herr Haldenwang kommissarisch berufen wird, so wie es das noch
vorige Woche hieß und es dann möglicherweise auf kurz oder lang einen
anderen Präsidenten geben wird. Können Sie dazu etwas sagen? Ist das jetzt
also endgültig, jedenfalls für die nächste Zeit endgültig?

Petermann: Als in der vergangenen Woche Herr Maaßen in den einstweiligen
Ruhestand geschickt wurde, bedurfte es einer kommissarischen
Aufgabenübernahme, der Leitung der Behörde. Sie wurde Herrn Haldenwang
übertragen.

Die heutige Mitteilung des Ministers geht auf seine Entscheidung zurück,
dem Kabinett für das Amt des Präsidenten Herrn Haldenwang als Nachfolger
von Herrn Maaßen vorzuschlagen.

Zusatzfrage: Das heißt, da wird jetzt nicht im Hintergrund schon nach
jemandem gesucht, der dann irgendwann Herrn Haldenwang nachfolgt?

Petermann: Sie meinen als Vizepräsidenten?

Zusatzfrage: Nein, als Präsidenten. Es schien in der vorigen Woche so, als
sei Herr Haldenwang sozusagen nur eine vorübergehende Besetzung.

Petermann: Ich kann es noch einmal sagen: Herr Haldenwang ist bislang
kommissarischer Präsident, kommissarischer Leiter des Bundesamts für
Verfassungsschutz, und wird dem Kabinett jetzt als Präsident vorgeschlagen.

Frage: Meine Frage betrifft auch das BMI, aber vielleicht möchte auch Herr
Seibert etwas dazu sagen: Herr Seehofer hat gerade eben verkündet, dass er
den CSU-Vorsitz abgeben will, aber als Innenminister bleiben will. Ich
würde von Ihnen gerne wissen: Ist da irgendwas geplant, dass Herr Seehofer
innerhalb der Regierung vor Ende der Legislaturperiode abgelöst werden
soll, oder wird das jetzt, wo das offiziell verkündet wurde, in Kürze
diskutiert werden?

StS Seibert: Ich habe Ihnen heute keine Veränderungen in der personellen
Zusammensetzung der Bundesregierung mitzuteilen.

Zusatzfrage: Frau Petermann, wissen Sie, ob es dafür irgendeine Frist gibt?

Petermann: Nein, ich weiß nichts davon.

Frage: An das Verteidigungsministerium: Es gibt Berichte über ein dubioses
konspiratives Netzwerk in der Bundeswehr - "Uniter" oder so ähnlich. Können
Sie dazu etwas sagen?

Fähnrich: Wenn Sie auf einen Artikel im "Focus" Bezug nehmen: Ich glaube,
dazu hat sich Herr Flosdorff am Freitag bereits geäußert. Es gibt da
verschiedene Fälle, und das hat Herr Flosdorff hier auch eindeutig
dargelegt. Dazu habe ich heute auch keinen neuen Stand.

Frage: Wie groß ist denn die Problematik innerhalb der Bundeswehr? Was
wissen Sie über diese Netzwerke innerhalb der Bundeswehr? Diese 
"Prepper"-Szene, die sich auf den Tag X vorbereitet, um dann unter anderem Politiker
festzusetzen und töten zu wollen, scheint ja wirklich ein massives Problem
zu sein. Deswegen die Frage: Seit wann gibt es diese Netzwerke und was
unternimmt die Bundeswehr dagegen?

Fähnrich: Ihr Wording mit den Netzwerken und irgendwelchen Listen würde ich
mir nicht zu eigen machen. Zumindest wissen Sie, dass wir den Militärischen
Abschirmdienst haben, der genau gegen die Fälle vorgeht. Die Vorgesetzten
sind sensibilisiert, Extremismus - welcher Art auch immer - zu ermitteln
und auch entsprechend zu ahnden. Wir haben publik gemacht, wie viele Fälle
wir in der Bundeswehr zurzeit haben; das wird jedes Jahr aktualisiert. Auch
am Freitag wurde hier noch einmal ganz klar gesagt, dass wir Vertrauen in
den Militärischen Abschirmdienst haben und auch keinen Anlass sehen, das zu
ändern.

Zusatzfrage: Nun geht es ja explizit um diesen Militärischen
Abschirmdienst. In Köln wurde ja Anklage gegen einen Mitarbeiter erhoben,
weil dieser Mitarbeiter des MAD Geheimnisverrat begangen haben soll und
einem Mitglied der "Prepper"-Szene Informationen übermittelt haben soll.
Jetzt berufen Sie sich gerade auf die Integrität dieses Dienstes. Das
scheint ein latenter Widerspruch zu sein.

Fähnrich: Den sehe ich nicht - und wenn Sie Fragen an den MAD haben, dann
stellen Sie die bitte auch dem MAD. Wir haben weiterhin Vertrauen in den
MAD und in die Mechanismen, die dort vorhanden sind, und wir haben keinen
Anlass, das zu ändern.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Steffen vom Justizministerium: Ihre
Ministerin hat heute in einem Interview angekündigt, dass Kinder im Netz
besser vor sexueller Belästigung beziehungsweise sexuellem Missbrauch
geschützt werden sollen. Können Sie mir sagen, was daraus konkret folgt?
Wird es dazu jetzt eine Gesetzesinitiative geben, gibt es dazu schon
Absprachen in der Koalition? Welche praktischen Folgen hat das also?

Steffen: Das ist ja Teil des Koalitionsvertrages, und wir wurden
aufgefordert, dazu einen Regelungsvorschlag zu erarbeiten. Wir sind derzeit
dabei, das zu tun.

Zusatzfrage: Können Sie etwas über den Zeithorizont sagen? Arbeiten Sie an
einem Gesetzentwurf? Wenn ja - wovon ich ausgehe -: Wann soll der durchs
Kabinett?

Steffen: Ich verstehe, dass sich für Sie jetzt die ganzen prozessualen
Fragen anschließen, aber leider kann ich Ihnen dazu zum jetzigen Zeitpunkt
noch nichts Genaueres sagen. Ich kann Ihnen auch noch nicht sagen, in
welcher Form wir das machen werden. Aber wie gesagt, unser Fachreferat ist
da jetzt beziehungsweise auch schon seit Längerem fleißig engagiert, und
wir werden versuchen, das zeitnah einzubringen.

Frage: Frau Adebahr, es gibt wohl Berichte, dass Asia Bibi nach Deutschland
möchte. Können Sie das bestätigen oder nicht? Hat sie sich vielleicht um
ein Visum bemüht?

Adebahr: Es ist sicherlich so, dass einige europäische Länder - darunter
natürlich auch Deutschland - aufgeschlossen wären, sollte sich Frau Asia
Bibi dazu entscheiden, nach Deutschland oder in ein anderes europäisches
Land kommen zu wollen. Wir sind mit der pakistanischen Seite im Gespräch,
aber gerade mit Rücksicht auf diesen persönlichen Fall und auf die
Persönlichkeitsrechte von ihr kann ich dazu von hier aus nichts Näheres
ausführen.

Frage: Es geht um den EU-Migrationspakt. Herr Seibert, wenn ich mich recht
erinnere, sagten Sie, dass dieser zur Bekämpfung der Ursachen irregulärer
Migration auffordert und dabei natürlich vor allem die Herkunftsstaaten in
die Pflicht nehmen würde. Nun stellt sich die Frage: Inwieweit sollen auch
die Industriestaaten in die Pflicht genommen werden, wenn es zum Beispiel
um die Verpflichtung geht, EU-Handelsabkommen, die von Entwicklungsländern
als unfair gebrandmarkt werden, abzuschaffen, oder um die Verpflichtung,
Rüstungsexporte in Kriegs- und Krisengebiete abzuschaffen?

StS Seibert: Ich könnte mir vorstellen, dass Sie den UN-Migrationspakt
meinen, nicht den europäischen, weil es ein UN-Migrationspakt ist, über den
wir hier ja sehr ausführlich in der letzten Woche gesprochen haben und zu
dem auch das Auswärtige Amt - das kann ich übrigens nur jedem empfehlen -
eine Liste von oft gestellten Fragen und den Antworten darauf ins Netz
gestellt hat. Dadurch erklärt sich schon sehr vieles.

Ich kann darauf jetzt erst einmal nur eine grundsätzliche Antwort geben: Es
ist doch vollkommen klar, dass wir als Bundesrepublik Deutschland oder auch
als Bundesregierung eine Verantwortung dafür empfinden, anderen Regionen
der Welt - für uns ist das ganz besonders Afrika als unser nächster Nachbar
- auch zu einer besseren Entwicklung zu verhelfen. Das ist das, was wir
meinen, wenn wir davon sprechen - das sagen wir seit Jahren, und wir
betreiben es auch aktiv -, Fluchtursachen und Ursachen auch von illegaler
Migration zu bekämpfen. Dabei geht es um genau diese Frage, wie man
wirtschaftliche Entwicklung entstehen lassen kann. Vielleicht haben Sie
bemerkt, dass wir hier in der vorvergangenen Woche eine große Veranstaltung
hatten, den Compact with Africa mit einer Reihe afrikanischer Staaten, bei
dem es genau darum geht, die Grundlagen für privatwirtschaftliches
Engagement und privatwirtschaftliche Arbeitsplatzschaffung entstehen zu
lassen. Wir haben hier in der letzten Woche ausführlich darüber berichtet,
dass Deutschland der
zweitgrößte bilaterale Geber in humanitären Fragen ist. Das alles gehört
dazu.

Natürlich haben die entwickeltsten und wohlhabendsten Staaten der Welt eine
Verantwortung. Ich glaube für Deutschland sagen zu können, dass Deutschland
dieser Verantwortung auf sehr vielen Gebieten auch nachkommt.

Zusatzfrage: Sie erwähnen immer wieder insbesondere Afrika. Aber das ist ja
genau das Problem. Die Zivilgesellschaften vor Ort, jedenfalls viele von
denen, und auch Regierungen kritisieren unter anderem halt die unfairen
Handelsabkommen mit der EU. Andererseits wird in diesem Compact sozusagen
von Investitionen für die deutsche Wirtschaft in Afrika gesprochen. Das ist
ja gerade der Kern des Widerspruchs. Einerseits sagt man also "Ihr sollt
eure Zölle senken, und ihr sollt eure Märkte für unsere Produkte öffnen",
und andererseits will man anscheinend investieren. Das ist ja genau der
Widerspruch, der sich da ergibt und der als unfair empfunden wird. Länder
werden vor Ort unter Druck gesetzt, wenn Sie diese EPAs, diese Economic
Partnership Agreements, wie Sie ja heißen, nicht unterzeichnen. Dann wird
Ihnen die Entwicklungshilfe gestrichen etc. pp. Das kann es ja irgendwo
nicht sein. Da beißt sich ja die Katze in den Schwanz.

Darauf zielte meine Frage ab, also darauf, ob Sie zum Beispiel vorsehen,
auch etwas an diesen EU-Handelsabkommen mit Afrika zu ändern, die ja, wie
gesagt, von den Menschen vor Ort kritisiert werden. Wenn Ihnen Afrika am
Herzen liegt, dann müsste man dort ansetzen.

StS Seibert: Mein Eindruck ist, dass Ihre Kenntnis von den
Handelsregelungen, die zwischen Afrika und der Europäischen Union bestehen,
nicht wirklich korrekt ist beziehungsweise sicherlich nicht dem aktuellen
Stand entspricht, sondern vielleicht dem früherer Jahre. Wir können Ihnen
das gerne einmal aufarbeiten, weil es nämlich längst nicht mehr so ist,
dass afrikanische Waren aus den ärmsten Ländern hier mit unmöglichen Zöllen
oder so etwas belastet werden. Das ist schlicht und einfach nicht der Fall.

Zuruf: Das habe ich nicht behauptet!

StS Seibert: Deswegen können wir Ihnen das gerne einmal aufarbeiten. Wir
haben diese Debatte hier, bevor Sie ein paar Wochen oder Monate lang nicht
dabei waren, ja auch schon mehrfach geführt. Wir können das gerne einmal
für Sie aufarbeiten und können dazu gerne etwas nachreichen.

Zusatzfrage: Entschuldigung, zuerst einmal habe ich das gar nicht
behauptet. Ich habe gesagt, dass die EPAs unter anderem vorsehen, dass die
Zölle vor Ort gesenkt werden und die Märkte für Produkte aus der EU
geöffnet werden, die dann dort die Märkte überschwemmen. Darauf zielte
meine Frage ab, ob Sie sozusagen vorsehen, diese Abkommen auch zu
überarbeiten, damit diese Absichtserklärungen wirklich einen Sinn ergeben.

Vositzender Szent-Iványi: Ich glaube, die Frage ist angekommen.

StS Seibert: Erstens haben Sie die Compacts with Africa meiner Meinung nach
auch nicht in das richtige Licht gestellt. Es geht darum, in Zusammenarbeit
mit den afrikanischen Staaten und den Wünschen der afrikanischen Staaten
folgend Möglichkeiten und Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass private
Investitionen geschehen können, und zwar sowohl von afrikanischer Seite als
auch von ausländischen Investoren, um in Afrika geordnetes, nachhaltiges
Wachstum und vor allem Arbeitsplätze zu schaffen. Dies entspricht auch der
afrikanischen Absicht oder den afrikanischen Wünschen. Das ist der
Bundeskanzlerin auf ihrer letzten Afrika-Reise in jedem der Länder, die sie
besucht hat, auch sehr klar entgegengebracht worden.

Zweitens wird über europäische Handelsabkommen auf europäischer Ebene
entschieden. Aber ich biete ja an, dass wir Ihnen und gerne auch den
anderen Kollegen hier im Saal dazu noch einmal eine aufklärende Information
geben.

Steffen: Ich muss mich entschuldigen. Mir war nicht ganz klar, was in
meiner Sprache mit "Regelungsvorschlag" gemeint war, also ob das eine
Ergänzung oder die Schaffung eines gänzlich neuen Tatbestandes ist. Mein
Kollege hat das gerade noch einmal nachgereicht. Es gibt also schon einen
Straftatbestand, 176 Absatz 4 StGB, wonach schon heute, wenn ein Täter ein
echtes Kind kontaktiert, um Missbrauch anzubahnen, mit bis zu fünf Jahren
Haft bestraft werden kann. Es würde sich hierbei um eine Ergänzung des
Straftatbestandes handeln.

Frage: Ich habe eine Frage zum China-Besuch von Herrn Maas und den Uiguren.
Es soll da einen formellen Protest der chinesischen Seite gegeben haben,
eine Demarche an Deutschland. Ich wollte fragen: Ist die eingegangen? Haben
Sie die zur Kenntnis genommen? Wie reagieren Sie darauf?

Adebahr: Die chinesische Botschaft hat unserer Kenntnis nach die Debatte im
Deutschen Bundestag zum Anlass genommen, einen Brief zu schreiben und
diesen zumindest auf die Webseite der Botschaft zu stellen. Im Auswärtigen
Amt ist die chinesische Botschaft hinsichtlich dieses Themas nicht
vorstellig geworden. Natürlich ist uns die Haltung der chinesischen
Botschaft über die Internetseite bekannt, aber es gab sozusagen keine
Demarche an uns in diese Richtung.

Gleichzeitig ist der Außenminister in China. Sie haben vielleicht verfolgt,
wie er sich dort geäußert hat, dass er auch seine klare Sorge über die Lage
der Uiguren zum Ausdruck gebracht hat und dass dies ein wichtiges Thema bei
den Gesprächen sein wird, die heute und morgen Vormittag laufen. Das müssen
wir, denke ich, abwarten. Dann können wir auch schauen, wie die Gespräche
verlaufen sind.

Frage: Frau Adebahr, die USA haben vor einigen Tagen aufgehört, die
Kampfflugzeuge der saudisch geführten Koalition im Jemen zu betanken.
Begrüßt die Bundesregierung das?

Hat der Schritt Auswirkungen auf die Einschätzung der Bundesregierung über
die unmittelbar Beteiligten im Jemen-Krieg?

Adebahr: Mir persönlich ist nur bekannt, dass ich diese Meldung gesehen
habe. Sie wurde durch das Pentagon bisher - das ist mein Kenntnisstand
heute Morgen - nicht bestätigt. Insofern habe ich dazu keine vertieften
Erkenntnisse; ich weiß nicht, ob das Verteidigungsministerium sie hat. Mein
letzter Stand ist, dass das Pentagon das nicht bestätigt hat.

Zum Jemen-Krieg haben wir hier vielfach ausgeführt. Aktuell befindet sich
der britische Außenminister in der Region, um die Bemühungen des
Sondergesandten Herrn Griffiths zu unterstützen. Zum Jemen-Krieg sind wir
natürlich der Ansicht, dass jetzt sehr schnell, gerade auch angesichts der
akuten Kämpfe, die wir in Hudaida wieder sehen, und der Toten, die es dort
gibt, eine politische Lösung brauchen. Insofern hoffen wir, dass gerade der
Besuch des britischen Außenministers und die amerikanische Initiative der
letzten Tage, gebündelt mit den Kräften des Sondergesandten Herrn
Griffiths, einen baldigen Anschub für eine politische Lösung geben können.

Zusatzfrage: Die Bestätigung kam von Mattis selbst. Sie können sie
sicherlich irgendwo nachlesen.

Gibt es die Liste der unmittelbar Beteiligten inzwischen irgendwo?

Adebahr: Ich denke, zu diesem Thema haben wir hier vielfach ausgeführt. Ich
bitte Sie, die Protokolle der einschlägigen Regierungspressekonferenzen
nachzulesen.

Entschuldigung, dass ich den Hinweis auf Mattis nicht gesehen habe. Das war
heute Morgen mein letzter Stand.

Zusatzfrage: Sorry, war das jetzt ja oder nein auf die Frage, ob es eine
Liste gibt?

Adebahr: Wir haben hier vielfach dazu ausgeführt. Sie sind jetzt im
Koalitionsvertrag.

Zusatz: Der hat ja Auswirkungen auf die Arbeit der Bundesregierung, oder?

Adebahr: Natürlich. Der Koalitionsvertrag gilt. Wie wir das bewerten, haben
wir hier vielfach ausgeführt. Ich denke, die Frage nach der Liste ging oft
an das Bundeswirtschaftsministerium. Insofern konnte Ihnen hier niemand von
einer möglichen Liste berichten. Unsere Interpretation haben wir hier,
denke ich, vielfach dargelegt.

Frage: Es gibt Berichte darüber, dass Deutschland von der türkischen Seite
über Details zum Tod von Herrn Khashoggi informiert worden sei. Ist das
korrekt?

StS Seibert: Ich kann Ihnen sagen, dass es dazu einen
nachrichtendienstlichen Austausch gegeben hat. Das haben wir auch am
Wochenende schon bestätigt. Wie bei allen Fragen der operativen Tätigkeit
der Nachrichtendienste geben wir dazu in der Öffentlichkeit keine Auskunft.

Montag, 12. November 2018
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EUROPA/1570: Merkel muss sich klar zu Macrons Vision positionieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. November 2018

LAMBSDORFF: Merkel muss sich klar zu Macrons Vision positionieren



Zur Rede von Bundeskanzlerin Merkel über die Zukunft Europas erklärt
der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf
Lambsdorff:

"Die Bundeskanzlerin muss sich endlich klar zur Vision Präsident
Macrons für ein souveränes Europa positionieren. Für die Fraktion der
Freien Demokraten steht fest: Erstens, Europa muss außen- und
sicherheitspolitisch eigenständig werden. Dafür braucht es eine
Europäische Armee unter gemeinsamem Oberbefehl und parlamentarischer
Kontrolle. Notwendige Schritte auf dem Weg dorthin sind eine engere
Verzahnung und der Ausbau der gemeinsamen Fähigkeiten der
Streitkräfte der Mitgliedstaaten und die Schaffung einer Europäischen
Verteidigungsunion. Zweitens, Europa muss endlich einen gemeinsamen
Ansatz in der Migrationsfrage entwickeln. Die EU braucht ein
europäisches Asyl- und Einwanderungsrecht, das klar zwischen Flucht
und Asyl einerseits und arbeitsmarktbezogener Einwanderung
andererseits unterscheidet. Frontex muss zudem zu einem echten
Grenzschutz ausgebaut werden. Und drittens: Europa muss konsequent
für den Freihandel und die multilaterale Handelsordnung eintreten,
allen voran Deutschland und Frankreich. Im Mittelpunkt sollte dabei
der Abbau von Handelshemmnissen sowie der Abschluss von
Freihandelsabkommen stehen, etwa die Ratifizierung von CETA durch den
Deutschen Bundestag und die Assemblée Nationale."
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EUROPA/1569: Brüssel muss Italien mit Defizitverfahren auf Trab bringen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. November 2018

DÜRR: Brüssel muss Italien mit Defizitverfahren auf Trab
bringen



Zum Ablauf der EU-Frist für Italien erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Weder Italien noch Europa kann sich diesen Haushalt leisten. Italien
steckt in einer wirtschaftlichen Sackgasse, aus der es sich nur mit
tiefgreifenden Reformen herausmanövrieren kann. Neue Schulden und
Wohlstand auf Pump sind Gift für das Land und damit für die Eurozone.
Brüssel muss hart bleiben und die italienische Regierung mit einem
Defizitverfahren auf Trab bringen.

Der Fall Italien zeigt auch: Nicht Politiker in Brüssel sollten die
Durchsetzung der Fiskalregeln in Europa überwachen, sondern
Investoren und Geldgeber. Wir brauchen ein automatisches
Insolvenzverfahren für Euro-Staaten wie Italien. Denn wenn die
Spreads der italienischen Staatsanleihen steigen, werden die
Populisten zur Raison gerufen und können nicht auf Brüssel zeigen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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GESUNDHEIT/933: Digitale Rezepte sind nur ein erster Schritt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. November 2018

ASCHENBERG-DUGNUS: Digitale Rezepte sind nur ein erster
Schritt



Zu den Medienberichten über ein digitales Rezept erklärt die
gesundheitspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Christine
Aschenberg-Dugnus:

"Digitale Rezepte sind nur ein erster Schritt für den dringend
erforderlichen Digitalisierungsprozess im Gesundheitswesen.
Deutschland muss auch hier seinen Rückstand gegenüber anderen Ländern
zügig aufholen. Die FDP-Fraktion setzt sich daher für ein neues
E-Health-Gesetz ein. Die gesamte Versorgungsstruktur muss endlich
verbessert werden. Die Digitalisierung kann sowohl der Forschung als
auch der Wissensgenerierung dienen. Hier müssen bessere
Rahmenbedingungen geschaffen und schnellere Zulassungen ermöglicht
werden. Bislang hat die Bundesregierung die Möglichkeiten der
Digitalisierung im Gesundheitswesen verschlafen: eine stärkere
Vernetzung, eine strukturiertere Versorgung, neue Kommunikations- und
Interaktionsformen zwischen Patienten, Ärzten und Krankenhäusern. Es
ist deutlich mehr Tatkraft der Großen Koalition erforderlich, um dem
Patienten eine zeitgemäße Behandlung zu ermöglichen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1047: 100 Jahre Einführung Frauenwahlrecht (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 119/2018

100 Jahre Einführung Frauenwahlrecht

Präsidentin Aras: "Politische Parität ist ein zentraler Wirkhebel für
Gleichberechtigung"



Stuttgart - Landtagspräsidentin Muhterem Aras mahnte am 12. November,
dem 100. Jahrestags der Einführung des Frauenwahlrechts, die
Unterrepräsentation von Frauen in Wirtschaft, Wissenschaft und, vor
allem, in der Politik an. Das hartnäckige Eintreten für Partizipation
und politische Mündigkeit von Frauen sei einigen mutigen Kämpferinnen
wie Louise Otto-Peters und Marianne Weber zu verdanken, sagte sie bei
einem Auftritt im Landratsamt Friedrichshafen auf Einladung des
überparteilichen Frauennetzwerkes BoRa. "Ihr politischer Kampf ist der
Boden, auf dem unsere Freiheit wächst." Heute müssten politisch
Verantwortliche den Boden bereiten, auf dem die Freiheit der Töchter
und Enkelinnen wachse.

Aras nutzte den Termin am Bodensee, um kritische Bilanz aus Sicht des
demokratischen Verfassungsgebots einer gleichberechtigten Teilhabe zu
ziehen. Erfolge seien heute durchaus sichtbar, so die
Landtagspräsidentin: 13 Jahre regiere eine Bundes-kanzlerin, sieben
Frauen (44 Prozent) und neun Männer säßen im Bundeskabinett, fünf
Frauen und sieben Männer in der Landesregierung. Auch ihre eigene Wahl
zur ersten Landtagspräsidentin in der Geschichte Baden-Württembergs
zeige diese gewachsene Freiheit. "Doch einzelne Bäume geben noch
keinen Wald", bilanzierte Aras. Im Landtag von Baden-Württemberg sitze
nur knapp ein Viertel weiblicher Abgeordnete, ähnlich sehe es bei den
Stadt- und Gemeinderäten aus. In Kreistagen liege der Frauenanteil bei
19 Prozent. Und in kleineren und ländlich geprägten Orten fänden sich
noch immer Gemeinderäte, in denen keine einzige Frau sitze - 26 an der
Zahl. In nur jedem 12. Rathaus leite eine Bürgermeisterin die
Geschäfte, in 35 Landkreisen gebe es nur drei Landrätinnen. "Das ist
ein Problem, dem wir uns stellen müssen. Parlamente sollen schließlich
Spiegel der Gesellschaft sein - die Verzerrung des Bildes ist
eindeutig", so Präsidentin Aras in ihrer Friedrichshafener Rede. Ihr
Appell am 100. Jahrestag: "Formale und institutionelle Macht gehört in
die Hände von Männern UND Frauen, politische Parität in den
Parlamenten ist ein zentraler Wirkhebel für die Gleichberechtigung der
Geschlechter in unserer Gesellschaft." Sie freue sich deshalb darüber,
dass das Jubiläum 100 Jahre Frauenwahlrecht den dringend notwendigen
gesellschaftlichen Diskurs verstärke.

Hinweis: Der Landtag von Baden-Württemberg wird am 12. Januar einen
großen Thementag "100 Jahre Frauenwahlrecht" veranstalten. Beteiligt
sind: der Landesfrauenrat, die Fraktionen im Landtag sowie die
Hochschule der Medien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 119/2018 - 12.11.2018
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1046: "Die Torarolle im Landtag unterstreicht Verbundenheit und Bereitschaft zum Dialog" (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 118/2018

Aras: "Die Torarolle im Landtag unterstreicht Verbundenheit und
Bereitschaft zum Dialog"



Stuttgart. Die neue Torarolle der Israelitischen Kultusgemeinde
Lörrach wurde am Freitag, 9. November 2018, im Haus des Landtags
vollendet. "Damit setzen wir ein gemeinsames Zeichen der
wechselseitigen Verbundenheit und des Vertrauens", betonte
Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne). "Die Zusammenkunft
jüdischer, christlicher und islamischer Würdenträger, die in
Baden-Württemberg heimisch sind, unterstreicht die Bereitschaft zum
Dialog". Der weltliche Landtag sei deshalb gern Gastgeber dieses
besonderen Ereignisses.

"Wir gedenken heute einer besonders finsteren Stunde unserer
Geschichte", so die Landtagspräsidentin. Vor 80 Jahren griffen Nazis
jüdische Bürgerinnen und Bürger und ihre Gotteshäuser an. Sie
verbrannten oder konfiszierten bewusst auch die Torarollen. Die
Synagoge in Lörrach wurde während dieser Pogrome ebenfalls zerstört.
Die neue Synagoge hat die Gemeinde erst vor zehn Jahren eingeweiht.
2018 feiert sie deshalb nicht nur ihr 10-jähriges Bestehen, sondern
zudem das Jubiläum "350 Jahre jüdisches Leben" in Lörrach. Der heutige
Anlass der Fertigstellung einer neuen Tora-Rolle ist Teil des
Jubiläumsreigens.

"Nutzen wir die Gelegenheit, im Gespräch zu entdecken, was Religionen
und Weltanschauungen aus ihren eigenen Quellen schöpfen können, um
Frieden und Freiheit zu sichern und allen Formen der
Menschenverachtung entgegenzutreten", so Aras' Appell. "Verstehen wir
den heutigen Tag auch als Auftrag: Unsere Welt wird eine bessere sein,
wenn es uns Verantwortlichen in den Parteien, Parlamenten, Kirchen und
Religionsgemeinschaften gelingt, das Gemeinsame zu vertiefen, ohne das
Unterschiedliche zu verleugnen. Schreiben wir heute symbolisch diese
Geschichte fort, für eine gute, gemeinsame Zukunft."

Weitere Grußworte sprachen Hanna Scheinker (Vorsitzende der
Israelitischen Kultusgemeinde Lörrach) sowie Staatsministerin Theresa
Schopper. Moderiert hat der Landesrabbiner der Israelitischen
Religionsgemeinschaft Baden, Moshe Flomenmann, dem auch das
Schlusswort vorbehalten war. "Vor 80 Jahren hat man in Parlamenten
beschlossen, jüdisches Leben zu vernichten. Heute machen wir hier
etwas sehr Schönes, wir haben die Torarolle vollendet. Das zeigt den
Kontrast zwischen damals und heute", unterstrich Flomenmann.

Bei der Vollendung der Torarolle mitgewirkt haben neben
Landtagspräsidentin Aras der Fraktionsvorsitzende Andreas Schwarz
(Grüne), Siegfried Lorek (CDU), Daniel Rottmann (AfD),
Fraktionsvorsitzender Andreas Stoch (SPD) sowie Fraktionsvorsitzender
Dr. Hans-Ulrich Rülke (FDP/DVP) und Staatsministerin Theresa Schopper
sowie Vertreterinnen und Vertreter der Kirchen und
Religionsgemeinschaften: Evangelische Landeskirche in Baden:
Oberkirchenrätin Dr. Cornelia Weber, Erzdiözese Freiburg: Dr. Gerhard
Neudecker, Leiter des Katholischen Büros, IRGW: Vorstandssprecherin
Prof. Barbara Traub sowie IGBW: Vorstandsvorsitzender Muhittin Soylu.

 * 
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HAMBURG/4549: Anmelderunde - Rabe handelt weiter an den Problemen vorbei (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. November 2018

Anmelderunde: Rabe handelt weiter an den Problemen vorbei



Mit einer Werbekampagne und mehr technischen Informationen will Ties Rabe (SPD) die hohe Zahl so genannter Abschulungen drücken. Das verkündete der Schulsenator bei der heutigen Pressekonferenz zum Start der Anmelderunde für die 1. und 5. Klassen. "Das ist ganz schön dreist. Die Ursachen des Problems tastet Rabe weiterhin nicht an", kritisiert Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wann begreift der Schulsenator endlich grundlegende Erkenntnisse der Pädagogik? Man kann im Alter von zehn Jahren nicht prognostizieren, welche Abschlüsse Kinder zu erreichen im Stande sein werden. Was falsch ist und zur Abschulung führt sind nicht die Kinder, es ist ein falsches, auf soziale Spaltung angelegtes Schulsystem!"

Selbst Rabes Lösungsansatz einer besseren Beratung der Eltern helfe nicht weiter, da mindestens ein Drittel der abgeschulten Schüler_innen eine Gymnasialempfehlung hatte - daher sei die Werbekampagne eine Verschwendung von Mitteln, die bei den Stadtteilschulen besser angelegt wären. "Dass die Stadtteilschulen nicht genügend angewählt werden liegt daran, dass sie die großen gesellschaftlichen Herausforderungen nahezu alleine meistern müssen und dafür viel zu wenig Mittel bekommen", so Boeddinghaus. "Der Senat sollte die wirklichen Bedarfe ermitteln und entsprechend handeln, das würde die Arbeit der Stadtteilschulen erleichtern und ihre Attraktivität bei manchen so genannten bildungsnahen Eltern erhöhen!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. November 2018
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HAMBURG/4548: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit - auch für Lehrkräfte (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. November 2018

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit - auch für Lehrkräfte!



Ab morgen arbeiten die auf A12/E11 eingestuften Lehrer_innen der Grund- und Mittelstufe unentgeltlich, wie die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) heute mitteilt - ihre Kolleg_innen der anderen Lehrämter sind höher eingestuft und bekommen für gleiche Arbeit mehr Gehalt. "Bis heute hält Rot-Grün die vom CDU-/Schill-Senat vorgenommen Kürzungen bei der Bildung aufrecht. Dabei wäre es nicht nur gerecht, sondern auch fachlich angemessen, endlich A13/E13 als Grundgehalt für alle Lehrkräfte an den Grundschulen einzuführen", erklärt Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Daher bringt die Fraktion diese Forderung auch mit einem Antrag in die laufenden Verhandlungen zum Haushalt 2019/20 ein.

"Seit Jahren steigen die Anforderungen an das Lehrpersonal, nicht zuletzt mit der Umsetzung der Volksinitiativen für Gute Inklusion und Guter Ganztag", begründet dies Boeddinghaus. "Es wäre ein kleiner, aber unerlässlicher Schritt, wie von der GEW gefordert das Gehalt anzupassen. Das wäre auch im Sinne der Gleichbehandlungsgrundsätze des Grundgesetzes. Dass Gerechtigkeit in der Bildung und bei den Arbeitsbedingungen im Bildungsbetrieb immer wieder gegen den rot-grünen Senat erkämpft werden muss, ist eine Schande."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4547: Sportfördervertrag - Langfristige Planung statt Bittstellerrolle (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. November 2018

Sportfördervertrag: Langfristige Planung statt Bittstellerrolle!



Nach über 550 Verhandlungsstunden haben Senat und die Sportverbände sich auf einen neuen Sportfördervertrag geeinigt. Kern der Einigung ist: HSB und HFV erhalten eine Förderung von knapp 10 Millionen Euro.

Für Mehmet Yildiz, sportpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, ist die Einigung kein Grund zum Feiern: "Der Senat hat in den letzten beiden Jahren für Sportgroßveranstaltungen 18 Millionen Euro ausgegeben. Im Sportfördervertrag sind lediglich 1.6 Millionen Euro pro Jahr für die Modernisierung der vereinseigenen Sportanlagen eingeplant. Das ist nur eine sehr geringe Mittelerhöhung."

Yildiz fordert eine Abkehr von den kurzfristig bemessenen Sportförderverträgen: "Der Sportfördervertrag gilt wieder nur für zwei Jahre. Bereits 2019 werden im Hintergrund Verhandlungen für den nächsten Sportfördervertrag anlaufen. Wir können den Breiten- und Spitzensport der Stadt nur langfristig fördern und erhalten, wenn Hamburg sein eigenes Sportfördergesetz bekommt! Nur so würden die kleineren und mittleren Vereine eine Planungssicherheit erhalten und der organisierte Sport müsste nicht alle zwei Jahre als 'Bittsteller' gegenüber dem Senat auftreten."

 * 

Quelle:
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Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4546: Senat ohne Mut bringt den Radverkehr nicht voran (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. November 2018

Senat ohne Mut bringt den Radverkehr nicht voran



Der Senat erreicht nach Medienberichten seine Ziele bei der Förderung des Radverkehrs nicht. "Rot-Grün hinkt dem Zielen von 50 Kilometern neuen Radwegen ebenso hinterher wie der vermeintlichen Fahrradstadt Hamburg", kritisiert die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. "Wenn schon der Bau von Radstreifen und Velorouten nicht wie geplant vorangeht, sollte der Stadt für die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer_innen endlich Tempo 30 flächendeckend in der Stadt einführen. Da kann er sich auch nicht mit fehlenden Baufirmen oder Versäumnissen in den Bezirken herausreden. Wer Fahrradstadt werden will, muss auch den Mut haben zu einer Reduzierung des Autoverkehrs und der Geschwindigkeit auf den Straßen."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2359: Aktuelle Stunde zum Tod eines Syrers in der JVA Kleve (Li)


Landtag intern 9/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Verwechselt und verhaftet

Aktuelle Stunde zum Tod eines Syrers in der JVA Kleve

von Sonja Wand, Wibke Busch, Michael Zabka



11. Oktober 2018 - Der Landtag hat sich in einer Aktuellen Stunde
mit der unrechtmäßigen Verhaftung und dem Tod eines Syrers befasst.
Der 26-jährige Amed A. hatte mehr als zwei Monate lang aufgrund einer
Verwechslung in der Justizvollzugsanstalt Kleve eingesessen, bevor er
am 29. September 2018 an den Folgen eines Brandes in seiner Zelle
starb. Ein per Haftbefehl gesuchter Mann aus Mali hatte sich unter
einem ähnlichen Namen in Deutschland bewegt.


Mit dem Vorfall hätten sich bereits mehrfach Ausschüsse und
Gremien des Landtags befasst, jedoch seien dabei viele Fragen offen
geblieben, begründete die SPD-Fraktion ihren Antrag auf eine Aktuelle
Stunde: "Tod durch Brand in der JVA Kleve - unrechtmäßige Verhaftung,
Warnungen und Hinweise des Gefangenen ignoriert, schleppende
Aufklärung des Brandes? Landesregierung muss rückhaltlos alles
aufklären!" (Drs. 17/3850).

Weder Geburtsort und -datum des Syrers noch das Foto hätten mit dem
Gesuchten übereingestimmt, zählte Sven Wolf (SPD) auf. Bereits
am 9. Juli 2018 habe der Gefangene dem Anstaltsleiter, dem
Gefängnisarzt und der dortigen Psychologin mitgeteilt, dass er der
Falsche sei. "An wen hätte sich Amed A. noch wenden sollen?", fragte
Wolf. Auch sei ein Brandsachverständiger erst nach eineinhalb Wochen
beauftragt, die Zelle in der Zwischenzeit aber viermal geöffnet
worden. "Sorgen Sie für Transparenz", forderte Wolf den Justizminister
auf. Ansonsten müsse ein Untersuchungsausschuss den Vorfall aufklären.

Angela Erwin (CDU) rief dazu auf, die Debatte sachlich zu
führen. Ihr Vorredner habe versucht, den Tod von Amed A. zu
instrumentalisieren, kritisierte sie. Innen- und Justizminister
arbeiteten "umfassend, zügig und proaktiv" an der Aufklärung.
Staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren gegen Polizisten, die nicht
ausreichend die Identität überprüft hätten, seien umgehend eingeleitet
worden. Der Justizminister plane eine zusätzliche Sicherheitsstufe zur
Identitätsprüfung in den Gefängnissen. Den Beschäftigten der JVA Kleve
dankte Erwin für "geistesgegenwärtiges und schnelles Reagieren" beim
Brand.

Stefan Engstfeld (Grüne) sagte, das Geschehene könne nicht
ungeschehen gemacht werden. Aber die Landespolitik könne aufklären und
darlegen, wer die Verantwortung für den Vorfall trage. Das Agieren der
Landesregierung habe aber nichts mit Transparenz zu tun. Es gebe immer
noch offene Fragen und Widersprüche. So sei es "lebensfremd"
anzunehmen, dass der Syrer vermeintlich nur einmal auf die
Verwechslung hingewiesen haben solle. Engstfeld kritisierte
insbesondere Justizminister Peter Biesenbach (CDU). Anders als der
Innenminister habe er keine politische Verantwortung für den Vorfall
übernommen.

"Größtmögliche Transparenz"

Marc Lürbke (FDP) wies die Kritik der Opposition zurück. Die
Landesregierung von CDU und FDP habe "größtmögliche Transparenz"
geschaffen und schnell Konsequenzen aus dem Vorfall gezogen. Alle
Fragen des Parlaments seien vom Innen- und vom Justizminister "in
bemerkenswertem Tempo und vollumfänglich" beantwortet worden. Er könne
sich nicht daran erinnern, dass die rot-grüne Vorgängerregierung so
klar Fehler benannt habe. Der Opposition gehe es nicht um Aufklärung
des Vorfalls, sondern um vorschnelle Beschuldigungen und eine
Skandalisierung.

Thomas Röckemann (AfD) kritisierte die Flüchtlingspolitik der
Bundesregierung und sah darin auch einen Ausgangspunkt des tragischen
Vorfalls. Bereits bei der Erstregistrierung durch das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge habe festgestanden, dass die Identität des
Mannes gefälscht sei. Sein "Pech" sei gewesen, dass "jemand mit
genauso falschem Namen in Hamburg mittels zweier Haftbefehle gesucht
wurde". Die AFD-Fraktion behalte sich vor, die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses zu beantragen - im Hinblick auf Deutsche in
NRW, "die der Einwanderung seit 2015 zum Opfer fielen".

Justizminister Peter Biesenbach (CDU) wies die Vorwürfe der
Opposition zurück. Eine "schleppende Aufklärung" lasse er seinen
Geschäftsbereichen nicht vorhalten. "Alles, was wir wissen, können Sie
bei uns erfahren", sagte der Minister. Dies habe sich die
Landesregierung vorgenommen, und das halte sie auch "eisern" durch.
"Wir haben nichts zu verbergen, wir legen alles offen", sagte
Biesenbach. Dass er Innen- und Rechtsausschuss in einer Sondersitzung
nicht vollständig informiert habe, sei falsch. Die betreffenden
Informationen habe er erst zweieinhalb Stunden nach der Sitzung
erhalten.
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2219: Rettungsdienst (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Rettungsdienst



Der Landtag hat Anfang September mit großer Mehrheit das
Rettungsdienstgesetz geändert. Lediglich SPD und SSW enthielten sich
und warnten vor Nachteilen für das Ehrenamt und für die Opfer von
Naturkatastrophen durch einen Passus im neuen Gesetz.

Bei dem Streit geht es um die Auftragsvergabe beim Katastrophenschutz.
Die beiden Oppositionsparteien befürchten, dass die zuständigen
Landkreise künftig kostengünstigere private Anbieter bevorzugen
könnten, zulasten der klassischen Hilfsorganisationen wie Rotes Kreuz,
Malteser oder Johanniter. Ein "leistungsfähiger Katastrophenschutz"
bei Schneekatastrophen oder Hochwasser sei aber "nur mit vielen
qualifizierten Ehrenamtlern" möglich, mahnte der SPD-Abgeordnete Bernd
Heinemann. Sozialminister Heiner Garg (FDP) verwies auf eine
EU-Richtlinie zum Vergaberecht aus dem Jahr 2016. Es sei umstritten,
welche Auswirkungen die Richtlinie auf den Katastrophenschutz hat.
Dies werde derzeit vom Europäischen Gerichtshof geklärt. Sobald das
Urteil vorliegt, "können wir uns gerne noch mal neu unterhalten",
betonte Garg.

Weitere Kernpunkte: Mediziner, die sich um die Position eines
Leitenden Notarztes bewerben, sollen künftig ein Qualifikationsseminar
der Landesärztekammer oder eine gleichwertige Weiterbildung besuchen.
Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der heimischen
Rettungsdienstträger mit Diensten aus Hamburg, Niedersachsen,
Mecklenburg-Vorpommern und Dänemark wird rechtlich geregelt. Und: Bis
Ende 2020 müssen Rettungsdienste spezielle "Babyrettungswagen"
anschaffen. Diese Fahrzeuge sind besser gefedert und mit einem
Brutkasten ausgestattet.

 * 
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Der Landtag, Nr. 03 / September 2018, S. 15
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GEWERKSCHAFT/279: Bildungsgewerkschaft zu den BAföG-Plänen der Bundesbildungsministerin (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 13. November 2018

GEW: "Nachlegen und Tempo machen, Frau Ministerin!"

Bildungsgewerkschaft zu den BAföG-Plänen der Bundesbildungsministerin



Frankfurt a. M. - Nach Medienberichten hat das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) ein Eckpunktepapier für eine Novellierung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) ausgearbeitet. Die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) begrüßte die Initiative, forderte
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) jedoch auf, die Reform
auszuweiten und zügig umzusetzen. "Wenn der BAföG-Höchstsatz von derzeit
735 auf 850 Euro angehoben werden sollte, wäre das ein wichtiger erster
Schritt. Er reicht aber zur Bedarfsdeckung im Jahr 2019 nicht aus, sagte
GEW-Vize Andreas Keller. Den Berichten zufolge soll die im BAföG enthaltene
Wohnpauschale von 250 auf 325 Euro erhöht werden. "In vielen
Hochschulstädten ist auch dafür keine Studentenbude anzumieten",
unterstrich Keller. "Die Ministerin muss noch eine Schippe drauflegen."

Die BAföG-Erhöhung müsse möglichst vielen Studierenden zugutekommen und
schnell wirksam werden. Deshalb sei auch ein deutlicher Anstieg der
Eltern-Freibeträge um mindestens 15 Prozent notwendig. Die Gesetzesnovelle
müsse spätestens zum Sommersemester 2019 in Kraft treten. "Die Ministerin
muss rasch einen Gesetzentwurf vorlegen und sich einer Anhörung stellen",
so der Hochschulexperte. Die Ministerin müsse außerdem dafür sorgen, dass
das BAföG künftig automatisch an die Lebenshaltungskosten angepasst wird.
"Es darf nicht jedes Jahr um Prozente gefeilscht werden", betonte Keller.

Darüber hinaus vermisste der GEW-Vize "jeglichen Ansatz für eine
Strukturreform" der Ausbildungsförderung. "Frau Karliczek hat die einmalige
Chance, das von ihrer Vorgängerin heruntergewirtschaftete BAföG wieder in
Schwung zu bringen", sagte der Hochschulexperte. Über die notwendige
Erhöhung hinaus müsse sie endlich eine echte Reform anpacken. Viele
Studienberechtigte scheuten ein Hochschulstudium, weil sie Angst hätten,
nach dem Studium mit einem Schuldenberg ins Erwerbsleben zu starten. Wie
alle anderen Sozialleistungen müsse daher das BAföG wieder als nicht
zurückzuzahlender Zuschuss gewährt werden. Der BAföG-Anspruch für
Schülerinnen und Schüler an allgemeinbildenden Schulen sei ab Klasse 11
wieder einzuführen. "Alle Jugendlichen sollten unabhängig vom Geldbeutel
ihrer Eltern die gleichen Startchancen für eine weiterführende Schule
haben", mahnte Keller.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. November 2018
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STATISTIK/628: Zahl der Schulanfängerinnen und Schulanfänger 2018 nahezu unverändert im Vorjahresvergleich (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 13.11.2018

 Zahl der Schulanfängerinnen und Schulanfänger 2018 nahezu unverändert
im Vorjahresvergleich



WIESBADEN - Zu Beginn des laufenden Schuljahres 2018/2019 wurden nach
vorläufigen Ergebnissen in Deutschland 726 400 Kinder eingeschult. Die Zahl
der Schulanfängerinnen und Schulanfänger blieb damit gegenüber dem Vorjahr
nahezu unverändert (+0,2 %). Wie das Statistische Bundesamt (Destatis)
weiter mitteilt, ist die Zahl der Einschulungen im Vergleich zum Vorjahr im
Saarland (+5,9 %) und Berlin (+5,3 %) am stärksten gestiegen. Den größten
prozentualen Rückgang gab es mit -2,7 % in Niedersachsen.

Der überwiegende Teil der Schulanfängerinnen und Schulanfänger begann die
Schulausbildung in Grundschulen (93,3 %). 3,1 % der ABC-Schützen wurden in
Förderschulen, 2,6 % in Integrierten Gesamtschulen und 0,9 % in Freien
Waldorfschulen eingeschult. Von allen neu eingeschulten Kindern waren 48,6
% Mädchen. Während das Geschlechterverhältnis in Grundschulen, Integrierten
Gesamtschulen (jeweils 49,2 % Mädchen) und Freien Waldorfschulen (50,7 %
Mädchen) weitgehend ausgeglichen war, wurden deutlich mehr Jungen (69,9 %)
als Mädchen (30,1 %) in Förderschulen eingeschult.

Bundesweit begannen im Vergleich zum Vorjahr 3,4 % mehr Schulanfängerinnen
und Schulanfänger ihre Schullaufbahn an Freien Waldorfschulen. Im Vergleich
zum Schuljahr 2008/2009 hat sich die Anzahl der Kinder, die in Freien
Waldorfschulen eingeschult wurden, um 14,2 % erhöht. Hier spiegelt sich
auch wider, dass das schulische Angebot bei den Freien Waldorfschulen
gestiegen ist.

Die Anzahl der Kinder, die in Integrierten Gesamtschulen eingeschult
wurden, hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 1,9 % erhöht und im Vergleich
zum Schuljahr 2008/2009 mehr als verachtfacht. Dies hängt mit dem Ausbau
des Primarbereichs (Klassenstufen 1 bis 4) an Integrierten Gesamtschulen
und dem damit einhergehenden Trend zum längeren gemeinsamen Lernen
zusammen. Besonders hoch war im Schuljahr 2018/2019 der Anteil der an
Integrierten Gesamtschulen eingeschulten Kinder in Baden-Württemberg. Auch
in Berlin und Thüringen war der Anteil mit jeweils 7,6 %
überdurchschnittlich hoch.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich Schulen
vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 438 vom 13.11.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1323: Geltendes Recht garantiert hohe Lebensmittelsicherheit (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 174 vom 12.11.18

Geltendes Recht garantiert hohe Lebensmittelsicherheit

Staatssekretär Dr. Hermann Onko Aeikens zur Kritik am Lebensmittelrecht



Zu der Kritik von Foodwatch e.V. am geltenden Lebensmittelrecht, erklärt
der Staatssekretär des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft,
Dr. Hermann Onko Aeikens:

"Ich weise die von Foodwatch erhobenen Vorwürfe ausdrücklich zurück. Es ist
nicht Aufgabe der Lebensmittelbehörden, die Rückverfolgbarkeit der
Warenströme in der EU sicherzustellen. Ganz bewusst sieht das EU-Recht hier
die Lebensmittelunternehmen in der Pflicht. Die zuständigen
Lebensmittelbehörden in den Ländern wiederum sind dazu berufen, die
Einhaltung der entsprechenden Rechtsvorschriften durch die Unternehmen zu
kontrollieren, zu überwachen und mögliche Verstöße zu sanktionieren. Auch
im Krisenfall funktioniert die Rückverfolgung der Warenströme gut. Die
Kritik von Foodwatch, dass mit Fipronil belastete Eiprodukte auf den Markt
gelangt sind, ist jedenfalls vollkommen unbegründet. Denn die in einigen
Endprodukten nachweisbaren Rückstände waren in gesundheitlicher Hinsicht
irrelevant, die Produkte damit verkehrsfähig. Wenn ich die Logik von
Foodwatch aufnehme, dann hätte die von dem Verein vorgeschlagene
Vorgehensweise zu einer vollständigen Entsorgung dieser Lebensmittel und
damit zu einer sinnlosen Lebensmittelverschwendung erheblichen Ausmaßes
geführt."

Bezogen auf die Kritik zu mangelnden Informationen der Verbraucher über
lebensmittelrechtliche Verstöße entgegnet Aeikens:

"Die Information der Verbraucher über lebensmittelrechtliche Verstöße ist
in Deutschland gewährleistet. Das Lebens- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB)
sieht vor, dass die dort beschriebenen Verstöße zwingend zu veröffentlichen
sind. Das Bundesverfassungsgericht hat diese rechtlich umstrittene Norm
gerade bestätigt und dem Gesetzgeber aufgegeben, für die Veröffentlichungen
eine Löschungsfrist vorzusehen. Zu diesem Zweck hat Bundesministerin
Klöckner den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des LFGB vorgelegt,
der gerade im Bundestag beraten wird. Mögliche Verstöße sind aber bereits
jetzt von den Behörden zu veröffentlichen.

Im Übrigen gewährleisten die Vorschriften des EU-Lebensmittelrechts seit
Jahren ein hohes Niveau an Lebensmittelsicherheit in Deutschland und in
Europa. Auch mit dem Irreführungsverbot der
Lebensmittelinformationsverordnung besitzen die Behörden ein scharfes
Schwert", so Aeikens abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 174 vom 12.11.2018
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1322: Rohwürste können Krankheitserreger enthalten (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
12.11.2018

Rohwürste können Krankheitserreger enthalten

BVL veröffentlicht Bericht zum Zoonosen-Monitoring 2017



Die Ergebnisse des repräsentativen Zoonosen-Monitorings 2017, die das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) heute
veröffentlicht hat, zeigen, dass streichfähige Rohwürste (z. B. Tee- und
Mettwurst) eine mögliche Ansteckungsquelle des Menschen mit verschiedenen
Krankheitserregern sind. In jeder achten Probe fanden die
Untersuchungsämter Listerien. Einige Rohwürste waren zudem mit
STEC/VTEC-Bakterien kontaminiert, die beim Menschen eine EHEC-Erkrankung
auslösen können. Bei Masthähnchen sind die Untersuchungsergebnisse
unverändert. Erneut wurde in mehr als der Hälfte der Fleischproben der
Krankheitserreger Campylobacter nachgewiesen.

Die Überwachungsbehörden der Bundesländer haben für das Zoonosen-Monitoring
2017 insgesamt 6.922 Proben auf allen Ebenen der
Lebensmittelkette genommen und auf das Vorkommen der wichtigsten über
Lebensmittel übertragbaren Erreger untersucht. Dabei wurden 2.414
Bakterien-Isolate gewonnen und in den Nationalen Referenzlaboratorien am
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) weitergehend charakterisiert und
auf ihre Resistenz gegen ausgewählte Antibiotika untersucht. Die
wichtigsten Ergebnisse sind:

Listeria monocytogenes

In 12,2 % der Proben von streichfähigen Rohwürsten wurden Listeria
monocytogenes nachgewiesen. In zwei Proben wurden Keimgehalte an Listeria
monocytogenes gemessen, die eine potenzielle Gesundheitsgefahr für den
Menschen darstellen (220 bzw. 550 koloniebildenden Einheiten pro Gramm -
KbE/g). Die Ergebnisse unterstreichen die besondere Bedeutung, die den
Eigenkontrollen des Lebensmittelunternehmers zukommt. Zudem zeigen sie die
Notwendigkeit, Betriebe, die solche Lebensmittel herstellen oder
vermarkten, regelmäßig im Rahmen der amtlichen Überwachung zu
kontrollieren.

Die Ergebnisse machen ebenfalls deutlich, dass streichfähige Rohwürste ein
Risiko für eine Infektion des Menschen mit Listeria monocytogenes
darstellen und somit von empfindlichen Verbrauchergruppen wie
Kleinkindern, älteren und immungeschwächten Menschen sowie Schwangeren
nicht verzehrt werden sollten. Infektionen mit Listerien treten im
Vergleich zu Salmonellen- und Campylobacter-Infektionen seltener auf,
aufgrund der Schwere der Erkrankung, die sie auslösen können, spielen sie
aber eine wichtige Rolle.

Campylobacter

Bei der Reduzierung von Campylobacter spp. in der Lebensmittelkette
Masthähnchen wurden immer noch keine Fortschritte erzielt. Etwa ein
Viertel der Halshautproben (22,7 %) von Masthähnchen am Schlachthof wies
hohe Keimzahlen von über 1.000 KbE/g auf. Inwieweit die Einführung des
Prozesshygienekriteriums für Campylobacter spp. auf
Masthähnchenschlachtkörpern im Jahr 2018 zu einer Verbesserung der
Situation führen wird, werden die fortlaufenden Untersuchungen im
Zoonosen-Monitoring zeigen. Die Nachweisrate von Campylobacter spp. in
Proben von frischem Hähnchenfleisch lag bei 51,5 % und damit ebenfalls auf
demselben Niveau wie in den Jahren zuvor (2014: 54,0 % und 2016: 47,2 %
positive Proben).

Salmonellen

Der in den letzten Jahren zu beobachtende Rückgang der 
Salmonellen-Nachweisrate in Proben von Schweinehackfleisch hat sich 2017 
weiter fortgesetzt: Mit 0,7 % positiver Proben wurden Salmonellen in
Hackfleischproben deutlich seltener nachgewiesen als in den Vorjahren
(2009: 5 % und 2011: 1,3 % positive Proben). Auch Schweineschlachtkörper
waren mit 2,9 % positiver Proben tendenziell seltener mit Salmonella spp.
kontaminiert als im Zoonosen-Monitoring der Vorjahre (2011: 4,0 % und
2015: 4,5 % positive Proben). Möglicherweise steht dies mit Verbesserungen
bei der Schlachthygiene im Zusammenhang, da der Eintrag von Salmonellen in
die Schlachtbetriebe über Salmonella-positive Tiere (6,1 % positive Proben
von Blinddarminhalt) und damit das Risiko einer Kontamination des
Fleisches im Rahmen der Schlachtung im Vergleich zu den Vorjahren gleich
geblieben ist.

Shigatoxin-/verotoxinbildende E. coli (STEC/VTEC)

Die Ergebnisse zeigen eine hohe Belastung von Rehen (40,2 % positive
Kotproben) und Fleisch von Wildwiederkäuern (29,8 % positive Proben) mit
STEC/VTEC. STEC/VTEC sind Bakterien, die akute Darmentzündungen (EHEC)
hervorrufen können, die z. T. einen schweren Verlauf nehmen. Insbesondere
bei Kindern kann eine Infektion mit STEC/VTEC zur Ausbildung eines
hämolytisch-urämischen Syndroms (HUS) führen, das u. a. mit einem akuten
Nierenversagen einhergeht. Die STEC/VTEC-Nachweisrate in Proben von
frischem Kalb- und Jungrindfleisch lag dagegen bei nur etwa 6,3 %.
Allerdings ist ein erheblicher Teil der Mastkälber und Jungrinder
ebenfalls mit STEC/VTEC besiedelt, wie die Ergebnisse aus dem 
Zoonosen-Monitoring der Vorjahre zeigen (etwa 25 % positive Proben von
Blinddarminhalt).

Die höheren Kontaminationsraten von Wildfleisch im Vergleich zu Fleisch
von Nutztieren stehen vermutlich mit den schlechter kontrollierbaren
Bedingungen bei der Wildfleischgewinnung im Zusammenhang. Diese gehen im
Vergleich zum Schlachtprozess bei Nutztieren mit einem erhöhten Risiko
einer Kontamination mit Keimen einher (z. B. durch schussbedingte
Verletzungen des Verdauungstrakts und verzögertes Ausweiden der
Wildkörper). Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die bestehenden
Hygienevorschriften besser eingehalten werden müssen, um die Übertragung
von Zoonoseerregern aus dem Darm auf das Fleisch zu verhindern.

In Proben von Tatar/Schabefleisch wurden STEC/VTEC zu 3,5 % nachgewiesen.
Damit stellt Tatar ein Vehikel für die Übertragung von STEC/VTEC auf den
Menschen dar, was aufgrund des üblichen Rohverzehrs von Schabefleisch
besonders problematisch ist.

Streichfähige Rohwürste stellen ebenso eine mögliche Ansteckungsquelle für
den Menschen mit STEC/VTEC dar: 1,7 % der untersuchten Proben waren
positiv für STEC/VTEC.

Antibiotika-Resistenzlage

Die Ergebnisse der Antibiotikaresistenzuntersuchungen zeigen, dass sich
der Anteil resistenter E. coli-Isolate bei Mastschweinen im Vergleich zum
Zoonosen-Monitoring 2015 eher verringert hat, während bei Bakterien, die
von Mastkälbern/Jungrindern stammen, keine Verbesserungen beobachtet
wurden. Auch die Nachweisrate von ESBL/AmpC-bildenden E. coli im
Blinddarminhalt von Mastkälbern und Jungrindern am Schlachthof ist mit
68,0 % erneut sehr hoch und gegenüber dem Zoonosen-Monitoring 2015, in dem
60,6 % der Proben positiv für ESBL/AmpC-bildende E. coli waren, sogar noch
gestiegen. Bei Salmonella-Isolaten aus der Lebensmittelkette Mastschweine
traten vereinzelt Resistenzen gegenüber Fluorchinolonen (Ciprofloxacin),
Cephalosporinen der 3. Generation und Colistin auf. Dies muss weiter
beobachtet werden, da es sich hierbei um kritische wichtige Antibiotika
mit höchster Priorität für die Humanmedizin handelt (nach WHO "Highest
Priority Critically Important Antimicrobials").

Isolate von Rehen und aus Wildwiederkäuerfleisch wiesen eine geringe
Resistenzrate von 2 bis 3 % auf, was den geringen antimikrobiellen
Selektionsdruck widerspiegelt, dem die Darmbakterien von Wild durch die
fehlende Einwirkung von Antibiotika unterliegen.

Bei der Interpretation der Ergebnisse der Resistenzuntersuchungen muss
beachtet werden, dass die minimalen Hemmkonzentrationen (MHK) anhand der
epidemiologischen Cut-Off-Werte bewertet wurden. Diese bestimmen den
Anteil mikrobiologisch resistenter Isolate und geben frühzeitig Hinweise
auf eine beginnende Resistenzentwicklung, erlauben aber keine unmittelbare
Aussage über die Wahrscheinlichkeit eines Therapieerfolges mit einem
Antibiotikum.

Der vollständige Bericht zum Zoonosen-Monitoring 2017 ist online abrufbar
unter:

http://www.bvl.bund.de/ZoonosenMonitoring

Verbrauchertipps zum Schutz gegen lebensmittelbedingte Infektionen sind
dargestellt unter:

http://www.bvl.bund.de/lebensmittelhygiene


Hintergrund

Zoonosen sind Krankheiten bzw. Infektionen, die auf natürlichem Weg direkt
oder indirekt zwischen Tieren und Menschen übertragen werden können.
Zoonoseerreger können von Nutztieren zum Beispiel während der Schlachtung
und Weiterverarbeitung auf das Fleisch übertragen werden. Mit
Zoonoseerregern kontaminierte Lebensmittel stellen eine wichtige
Infektionsquelle für den Menschen dar. Häufige Erreger
lebensmittelbedingter Infektionen sind Campylobacter spp. und Salmonella
spp. Infektionen mit Listeria monocytogenes oder verotoxinbildende E. coli
(STEC/VTEC) treten seltener auf. Methicillin-resistente Staphylococcus
aureus (MRSA) und ESBL/AmpC-bildende E. coli sind weltweit verbreitete
Erreger von zum Teil schwerwiegenden Krankenhausinfektionen. Bei
Nutztieren hat sich ein spezifischer Typ von MRSA ausgebreitet. Eine
Besiedlung des Menschen mit diesen "Nutztier-assoziierten" MRSA-Stämmen
scheint jedoch nur in seltenen Fällen zu schweren Krankheitserscheinungen
zu führen.

Die Richtlinie 2003/99/EG zur Überwachung von Zoonosen und Zoonoseerregern
verpflichtet alle EU-Mitgliedstaaten dazu, repräsentative und
vergleichbare Daten über das Auftreten von Zoonosen und Zoonoseerregern
sowie deren Antibiotikaresistenzen in Lebensmitteln, Futtermitteln und
lebenden Tieren zu erfassen, auszuwerten und zu veröffentlichen, um so
Aufschluss über Entwicklungstendenzen und Quellen von Zoonosen und
Zoonoseerregern zu erhalten. Dabei werden vor allem diejenigen
Zoonoseerreger überwacht, die eine besondere Gefahr für die menschliche
Gesundheit darstellen. Das Zoonosen-Monitoring wird von den Behörden der
Bundesländer seit dem Jahr 2009 auf Grundlage einer Verwaltungsvorschrift
bundesweit einheitlich jährlich im Rahmen der amtlichen Lebensmittel- und
Veterinärüberwachung durchgeführt. Die Untersuchungsergebnisse werden vom
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
gesammelt, ausgewertet und zusammen mit den Ergebnissen der Typisierung
und Resistenztestung sowie der Bewertung des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR) im Bericht über die Ergebnisse des jährlichen
Zoonosen-Monitorings veröffentlicht. Das BfR übermittelt die Ergebnisse
gemäß den Bestimmungen des Artikels 9 der Richtlinie 2003/99/EG an die
Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA).

Im Zoonosen-Monitoring werden repräsentative Daten zum Vorkommen von
Zoonoseerregern bei den wichtigsten Lebensmittel liefernden Tierarten und
ihren Produkten sowie anderen Lebensmitteln und Futtermitteln gewonnen.
Diese ermöglichen es, die Exposition der Verbraucher gegenüber den
Zoonoseerregern abzuschätzen. Die Resistenzuntersuchungen tragen dazu bei,
Beziehungen zwischen dem Antibiotikaeinsatz in der Tierproduktion und der
Entwicklung von Antibiotikaresistenzen besser analysieren zu können.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 12.11.2018
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ASYL/1316: Erneuter Abschiebungsflug ins Risikogebiet Afghanistan (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 13. November 2018

Erneuter Abschiebungsflug ins Risikogebiet Afghanistan

PRO ASYL kritisiert Ignoranz der Abschiebungspraxis



Obwohl sich die Situation in Afghanistan laufend verschlechtert, schickt
die Bundesregierung am heutigen Dienstag vom Flughafen Halle/Leipzig aus
zum 18. Mal Menschen zurück in Lebensgefahr. PRO ASYL kritisiert den
erneuten Abschiebungsflug als konsequente Weigerung der Verantwortlichen,
die Realität in Afghanistan zur Kenntnis zu nehmen.

Afghanistan hat blutige Parlamentswahlen hinter sich. Im ganzen Land wurden
56 Menschen bei Anschlägen der Taliban getötet und 379 Zivilisten verletzt.
Der schwerste Anschlag ereignete sich vor einer Wahlstation im Norden
Kabuls, wo ein Selbstmordattentäter mindestens 15 Menschen mit in den Tod
riss. Die radikalislamischen Taliban setzen die afghanischen
Sicherheitskräfte immer stärker unter Druck. Nach den Wahlen überfielen die
Islamisten eine Basis von Grenzsicherungskräften in der westafghanischen
Provinz Farah und töteten 25 Grenzsoldaten. Erst gestern berichteten Medien
über Gefechte in mehreren Provinzen, bei denen mehr als 100 Menschen ums
Leben gekommen sind. Laut SIGAR-Bericht hat die afghanische Regierung
überhaupt nur noch 55 Prozent der Gebiete unter Kontrolle. Vor allem in den
umkämpften Gebieten finden täglich »violent events« statt, insgesamt sind
es in Afghanistan 62 pro Tag. Die Zahl der »civilian casualities« ist zwar
rückläufig, aber die Vorfälle sind häufiger tödlich. In Kabul ereignen sich
fast täglich Attentate. Den UNHCR Eligibility Guidelines vom 30. August
2018 zufolge kommt Kabul generell als Schutzort für Betroffene nicht mehr
in Betracht. Trotzdem schiebt Deutschland weiter in die Hauptstadt
Afghanistans ab. Wo Berichte die zunehmende Unsicherheit im ganzen Land
deutlich machen, sehen deutsche Politiker und das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge immer noch interne Fluchtalternativen.

Nach Auffassung des Bundesamtes und mancher Gerichte sind es besonders
alleinstehende, gesunde, junge Männer, die in Kabul und wenigen anderen
Großstädten eine Zuflucht finden und sich ein Auskommen schaffen könnten.
Zwar wird eine Vielzahl von ablehnenden Bescheiden von Gerichten kassiert,
die gerade inländische Fluchtalternativen und individuelle
Verfolgungsgefahr genauer betrachten als das Bundesamt. Dennoch sind vor
allem junge Menschen, die hierzulande Ausbildungsangebote haben, von
überraschenden Abschiebungen betroffen - insbesondere in Bayern. Der
Bayerische Flüchtlingsrat berichtete gestern über dramatische Szenen bei
mehreren Versuchen, Afghanen in Abschiebungshaft zu nehmen.

In mehreren deutschen Städten wird heute mit Demonstrationen und einer
Protestfotoaktion gegen die Abschiebung protestiert. PRO ASYL fordert die
Innenminister des Bundes und der Länder auf, Abschiebungen nach Afghanistan
sofort zu stoppen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 13. November 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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KULTUR/425: Auftakt für das Themenforum Kultur im Nationalen Aktionsplan Integration (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 13. November 2018

"Kultur der Vielfalt - Vielfalt der Kultur"

Auftakt für das Themenforum Kultur im Nationalen Aktionsplan Integration



Die Beauftragte für Kultur und Medien, Staatsministerin Monika Grütters,
hat heute gemeinsam mit der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge und
Integration, Staatsministerin Annette Widmann-Mauz, 130 Vertreterinnen und
Vertreter gesellschaftlicher Spitzenverbände und der Kultur zu einem
Meinungsaustausch ins Bundeskanzleramt eingeladen. Die Auftaktveranstaltung
für das Themenforum Kultur im Nationalen Aktionsplan Integration steht
unter dem Motto "Kultur der Vielfalt - Vielfalt der Kultur".

Staatsministerin Monika Grütters erklärte: "Zu den zweifellos größten
gesellschaftlichen Herausforderungen gehört heute, Zusammenhalt in Vielfalt
zu schaffen. Integration steht ganz oben auf unserer politischen Agenda.
Gerade Kunst und Kultur können enorme Kräfte für ein gesellschaftliches
Miteinander entfalten. Diese Kräfte brauchen wir derzeit mehr denn je, da
vielerorts auf breiter Front Ressentiments gegen anders Denkende oder
anders Lebende geschürt werden. Die bundesgeförderten Kultureinrichtungen
sind bereits heute wichtige Motoren der Integration. Künftig wollen wir
gemeinsam kulturelle Teilhabe und Diversität noch stärker nicht nur durch
einzelne Projekte, sondern auch als dauerhafte Kern- und
Querschnittsaufgabe in unseren Einrichtungen verbindlich verankern. Zudem
wird mein Haus für die Weiterwicklung des 'Nationalen Aktionsplans
Integration' ein Kulturkapitel erarbeiten, das der Bedeutung der Kultur als
Brückenbauerin, aber auch als Spiegel unseres Selbstverständnisses,
Rechnung trägt. Das heutige Treffen dient dazu als
Anstoß und Inspirationsquelle."

Staatsministerin Annette Widmann-Mauz erklärte: "Gesellschaftlicher
Zusammenhalt kann nicht von oben verordnet werden. Zivilgesellschaft,
Vereine, Verbände und Kulturbetriebe leisten einen wichtigen Beitrag zum
Zusammenwachsen unserer Gesellschaft und machen Vielfalt erlebbar. Mit dem
'Nationalen Aktionsplan Integration' geben wir neue Impulse für die
Integration - für eine Kultur der Vielfalt und eine Vielfalt der Kultur."

Der Nationale Aktionsplan Integration der Bundesregierung orientiert sich
an fünf Phasen der Zuwanderung und des Zusammenlebens (Zuwanderung,
Erstintegration, Eingliederung, Zusammenwachsen, Zusammenhalt). Gemeinsam
mit Ländern, Kommunen, nichtstaatlichen Akteuren und
Migrantenorganisationen werden Handlungsfelder und konkrete Maßnahmen
erarbeitet, um die Integration insgesamt voranzutreiben. Die Ergebnisse
werden auf den kommenden Integrationsgipfeln präsentiert.

Die heutige Veranstaltung bildet den Auftakt zur Weiterentwicklung des
Nationalen Aktionsplans Integration im Bereich Kultur. Institutionen und
Initiativen zur kulturellen Integration sollen künftig noch intensiver und
ertragreicher zusammenarbeiten. Hierfür werden sich die bundesgeförderten
Kultureinrichtungen zukünftig jährlich treffen, um sich über praktische
Fragen der Vermittlung, Integration und Diversität auszutauschen. Außerdem
soll es künftig einen "Bericht zur Diversität im Kultur- und Medienbereich
in Deutschland" geben.

Gleichzeitig wird das bisherige "Netzwerk Kulturelle Bildung und
Integration " zum operativen Netzwerk der BKM-geförderten
Kultureinrichtungen fortentwickelt. Es soll regelmäßig den
Erfahrungsaustausch der Praktiker in den Einrichtungen bündeln und
umsetzen, was durch die umfangreiche Expertise des bisherigen "Netzwerks
Kulturelle Bildung und Integration" erarbeitet wurde.

Das Treffen Netzwerk im Bundeskanzleramt wird mitveranstaltet von der
Initiative Kulturelle Integration (IKI) unter Moderation des Deutschen
Kulturrats.

Olaf Zimmermann, Moderator der Initiative kulturelle Integration und
Geschäftsführer des Deutschen Kulturrats, betonte: "Kultur ist ein
wichtiger Schlüssel zur Integration. Das bestätigen eindrucksvoll die 15
Thesen der Initiative kulturelle Integration, einem breiten Bündnis von
Verbänden und Institutionen aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen.
Sie bieten eine Grundlage auch für die Debatte über das Kulturleben in
einer vielfältigen Gesellschaft. In allen Sparten der Kultur wird darüber
nachgedacht, wie Kultureinrichtungen, Künstlerinnen und Künstler ihren
Beitrag zur Integration leisten können. Dabei geht es auch darum,
Migrantinnen und Migranten nicht nur als Zielgruppe für Kulturangebote,
sondern als Akteure des Kulturschaffens anzusehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. November 2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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KRIEG/1719: Europaarmee - am Beispiel Mali ... (SB)




Hundertprozentige Sicherheit gibt es nicht, das wissen wir alle.
Aber die Soldaten, die hier rausfahren auf Patrouille, die sind alle
gut ausgebildet und auch gut ausgerüstet. Das heißt im Klartext: Wer
sich mit einer deutschen Patrouille anlegt, muss damit rechnen, dass
er sich dann auch eine blutige Nase holt.

Oberstleutnant Michael Weckbach, Sprecher des deutschen
MINUSMA-Kontingents in Gao [1]

Deutschland hat turnusgemäß zum dritten Mal das Kommando über die
EU-Ausbildungsmission in Mali (EUTM) übernommen, wo die Bundeswehr
bereits seit 2013 stationiert und auch an der UN-Mission MINUSMA
beteiligt ist. Mit insgesamt 1100 Soldaten entspricht das vom
Bundestag mandatierte Kontingent jenem in Afghanistan, und wie am
Hindukusch ist auch in Mali ein Ende des Einsatzes nicht in Sicht.
Vergleichbar entwickelt sich auch die Sicherheitslage, die sich
dramatisch verschlechtert, während sich die Bundeswehr allen
anderslautenden Aufträgen zum Trotz in zunehmendem Maße in die
Kriegsführung verstrickt.

Die ehemalige Kolonialmacht Frankreich beansprucht Westafrika als sein
Einflußgebiet und band auch Deutschland Schritt für Schritt in das
militärische Engagement ein. Eine erste Anfrage, die Wahlen im Kongo
abzusichern, erfolgte 2005, kurz nachdem Angela Merkel Kanzlerin
geworden war. Frankreich, Großbritannien und die USA führten 2011
Krieg gegen Libyen, um Gaddafi zu stürzen, einen Regimewechsel zu
erzwingen und den Staat zu zerschlagen. Zwangsläufige Folge war eine
Destabilisierung des Landes wie auch der gesamten Region, welche die
Kämpfe in Mali maßgeblich befeuert und bewaffnet hat. Dort riefen die
Franzosen 2013 gewissermaßen den Bündnisfall in Europa aus, seit 2015
wird zur Begründung zusätzlich die Flüchtlingsabwehr herangezogen. [2]

Bezeichnenderweise warb die Bundesverteidigungsministerin bei ihrem
aktuellen Besuch in Mali vor allem für den Aufbau einer gemeinsamen
Truppe der EU-Staaten: "Ich bin der festen Überzeugung, dass wir in
absehbarer Zeit eine Armee der Europäer haben werden", so Ursula von
der Leyen in der Hauptstadt Bamako. In Mali lasse sich bereits
beobachten, wie eine Armee der Europäer zusammenwachse. Bis dahin
könnten die EU-Staaten "in den Verfahren besser und schneller werden".
Sie regte einen gemeinsamen Ausschuß "zwischen den europäischen
Nationen" an, "der mit den verschiedenen Ländern besetzt ist, um
schneller auch zu Ergebnissen zu kommen". Dieser Ausschuß solle auch
die Verantwortung für die unterschiedlichen Nationen tragen, welche
die Armee der Europäer bilden, und gewährleisten, dass "schneller in
Krisensituationen reagiert werden kann, wenn der Einsatz europäischer
Truppen erforderlich ist". Die Ministerin betonte zugleich, daß damit
der Parlamentsvorbehalt keineswegs in Frage gestellt und der Bundestag
nicht seiner Entscheidungsmacht enthoben werde. [3]

Von der Leyen brachte mit dieser sibyllinischen Verklausulierung zwei
Positionen der Bundesregierung zum Ausdruck. Nachdem Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron im Zuge des Gedenkens an das Ende des Ersten
Weltkriegs eine "echte europäische Armee" angemahnt hat, nehmen
deutsche Regierungskreise diese Steilvorlage umgehend auf, beharren
aber auf einer anders konfigurierten künftigen Führungsstruktur. Die
tiefe Integration der deutschen und niederländischen, der deutschen
und norwegischen Truppen oder die Deutsch-Französische Brigade
zeigten, wie eine Armee der Europäer aussehen könne, so die
Ministerin. Deutschland unterhält mit allen drei Ländern enge
militärische Kooperationen, die Soldaten unterstehen aber weiter den
Nationalstaaten und nicht der EU. Sie stelle sich eine Armee der
Europäer etwa so vor, wie die Zusammenarbeit zwischen deutschen und
niederländischen Soldaten im nordmalischen Gao: "Jede Streitkraft hat
ihre Besonderheiten, ihre Identität klar behalten, das ist auch
wichtig für die eigene Vorstellungskraft, wie man agiert. Aber die
Zusammenarbeit war so gut abgestimmt, so eng, dass aus einem Guss dann
auch das Handeln hier vor Ort möglich war." Die Verantwortung für die
Entscheidung über die eigenen Soldaten müsse aber in den
Nationalstaaten verbleiben: "Dies sollte nicht zentralisiert werden,
sondern es sollte breit getragen sein in Europa." [4]

Was den Parlamentsvorbehalt betrifft, muß die Entsendung von deutschen
Soldaten zu Kriegseinsätzen in andere Länder vorab vom Bundestag
genehmigt werden. Diese Kontrolle durch die Abgeordneten soll weiter
eingeschränkt werden. CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer
drückt es so aus: "Ich glaube, dass eine europäische Armee Sinn macht.
Auf dem Weg dorthin werden wir den Parlamentsvorbehalt für
Auslandseinsätze der Bundeswehr ein Stück zurückfahren müssen."

Aus Sicht der Bundesregierung bleibt der europäische Zusammenschluß
ein Projekt, dem deutschen Führungsanspruch auf bestmögliche Weise zur
Durchsetzung zu verhelfen. Frankreich ist in diesem Kontext der
stärkste Partner, um gemeinsam den Kurs zu diktieren und den Einfluß
der EU zu wahren und zu festigen. Berlin ist aber angesichts
zunehmender Verwerfungen der globalen Bündnisse und Ordnungsstrukturen
um so weniger bereit, das Heft eigenständigen Handelns aus der Hand zu
geben und an eine übergeordnete Instanz zu delegieren. Dieses
strategische Muster zeichnet sich auch beim Einsatz der Bundeswehr in
der Sahelzone ab, die sich so weit in den französischen Kampfeinsatz
hineinziehen läßt, wie dies ihren eigenen Interessen entspricht, ohne
sich dabei zum Handlanger zu degradieren oder den Gesamtansatz
deutscher Intervention in Afrika preiszugeben.

Während Frankreich mit der Operation "Barkhane" in der Sahelzone einen
Kampfeinsatz durchführt, ist die Bundeswehr ausschließlich zur
Stabilisierung und Friedenssicherung mandatiert. Daß es zwangsläufig
zu Überschneidungen kommt, liegt zum einen in der Natur dieser
letztlich fiktiven Trennung, zum anderen an den Erfordernissen einer
Kriegsführung, die mehr oder minder weit von den ideologischen
Konstrukten deutscher und internationaler Mandatierung abweicht. Wie
hiesige Medien unter Berufung auf vertrauliche UN-Unterlagen
berichteten, sollen deutsche Drohnen und Hubschrauber auch zur
Unterstützung des französischen Militärs eingesetzt worden sein.
Aufklärung und Transport sind eben ein weites Feld, wozu
Verteidigungsministerium und Einsatzführungskommando unisono
erklärten, zu Details könne man "aus operativen Gründen" keine
Auskunft geben.

Die verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion, Marie-Agnes
Strack-Zimmermann, betonte, den Soldaten im Einsatz könne kein Vorwurf
gemacht werden. Die verschiedenen Missionen vor Ort seien eng
miteinander verknüpft, die Notwendigkeit einer Kooperation könne sich
deshalb schnell ergeben: "Allerdings ist es dann unerlässlich, dass
der Verteidigungsausschuss von der Regierung vollumfänglich darüber
informiert wird und dann überprüfen kann, ob das mandatiert ist oder
nicht." So geht Parlament, das sich bereitwillig auf ein Instrument
der Affirmation und Legitimation reduzieren läßt. [5]

Das jüngste Mandat des Bundestags vom 26. April 2018 gilt bis zum 31.
Mai 2019 und beinhaltet erneut eine Ausweitung, so daß nun der Einsatz
von bis zu 1100 deutschen Soldaten bei MINUSMA möglich ist. An der
Stabilisierungsmission in Mali beteiligen sich mehr als 50 Nationen
mit rund 11.000 Blauhelmsoldaten, circa 1.500 Polizisten und
Zivilpersonal. Der Großteil des deutschen Einsatzkontingentes ist in
Gao (Camp Castor) stationiert. Deutschland stellt aber auch Personal
für das Hauptquartier in Bamako und betreibt in Niamey, der Hauptstadt
des benachbarten Niger, einen Lufttransportstützpunkt, um Material-
und Personaltransporte und die medizinische Verwundetenversorgung zu
ergänzen. EUTM ist eine Mission der EU mit dem Ziel des Trainings und
der Beratung der malischen Streitkräfte und der G5-Sahel-Truppe (Mali,
Mauretanien, Niger, Burkina Faso und Tschad). Zu EUTM gehören 350
deutsche Soldaten.

Von der Leyen eröffnete in Niger am Flughafen der Hauptstadt Niamey
einen Stützpunkt der Bundeswehr, der als logistisches Drehkreuz für
den Einsatz in Mali dienen soll. Sie übergab dem nigrischen
Verteidigungsminister Kalla Moutari die ersten von 53 weiteren
Militärlastwagen im Wert von sechs Millionen Euro, worauf ihr
Amtskollege versprach, seine Truppen gegen den Feind auf dem eigenen
Territorium einzusetzen. Gemeint ist damit insbesondere die
Flüchtingsabwehr, die entsprechend dem auf deutsche Initiative
entwickelten Entwurf der EU tief hinein nach Afrika vorgelagert wird.
Dies führt dazu, daß immer mehr geflohene Menschen in der Wüste
sterben, auch dies eine unmittelbare Folge deutscher und europäischer
Kriegsführung in Afrika.

"Je besser sich diese Regionen entwickeln, desto geringer ist der
Migrationsdruck auf Europa", so die Verteidigungsministerin. Da von
einer Verbesserung in Mali jedoch keine Rede sein kann, in dessen
gefährlichsten Landesteilen kaum ein Tag ohne Anschlag vergeht und
sich verschiedene Islamistengruppen verbündet haben, ist ein Ende der
vielschichtigen Auseinandersetzungen auf Jahre hinaus nicht absehbar.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/ausland/lage-in-mali-101.html

[2] www.morgenpost.de/politik/article214852759/Mali-wird-fuer-die-Bundeswehr-zum-zweiten-Afghanistan.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/343415.von-der-leyen-in-westafrika-traum-vom-blitzkrieg.html

[4] www.spiegel.de/politik/ausland/ursula-von-der-leyen-wirbt-fuer-armee-der-europaeer-a-1238076.html

[5] www.welt.de/politik/deutschland/article181545570/Bundeswehr-in-Mali-Bundeswehr-unterstuetzt-franzoesischen-Anti-Terror-Krieg-in-Mali.html
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STANDPUNKT/808: UN-Migrationspakt - Pappkameradin gesucht (medico international)


medico international - 12. November 2018

UN-Migrationspakt

Pappkameradin gesucht


Die rechte Kritik am Migrationspakt der Vereinten Nationen ist so
unterirdisch, dass grundlegende Differenzen zwischen seinen
Befürworter_innen zu verblassen drohen.

Von Ramona Lenz



Sie nannten sie "Flüchtlingskanzlerin", obwohl - abgesehen von einem sehr
kurzen Herbst offener Grenzen - während ihrer Amtszeit eine
Asylrechtsverschärfung auf die andere folgte. So wurde beispielsweise die
Abschiebung von kranken Menschen erleichtert und der Nachzug von
Familienangehörigen erschwert. Keine noch so hartherzige Politik zum
Nachteil von Asylsuchenden hielt die AfD und ihr rechtsextremes Umfeld
jedoch davon ab, der deutschen Bundeskanzlerin gebetsmühlenartig zu
unterstellen, sie vertrete eher die Interessen der Geflüchteten als der
Eingeborenen und arbeite langfristig auf einen Bevölkerungsaustausch hin.
Eine abstruse Meinungsmache, die erschreckend wirkungsvoll war.

Ähnlich verhält es sich jetzt mit der Kritik am Migrationspakt der
Vereinten Nationen, über den seit zwei Jahren verhandelt wird. Vielleicht
ist es kein Zufall, dass die ähnlich abwegige Kritik daran genau jetzt laut
wird, wo Angela Merkel ihren Rückzug angekündigt hat. Vielleicht braucht
die extreme Rechte einfach eine neue Pappkameradin, an der sie sich
abarbeiten kann und hat sich dafür die ohnehin geschwächte UNO ausgesucht.
Vielleicht ist man auch einfach deswegen dagegen, weil Angela Merkel dafür
ist.

Haltlose Unterstellungen

Weder die Unterstellung, der Migrationspakt untergrabe die
nationalstaatliche Souveränität, noch der Vorwurf, er verwische die Grenzen
von Flucht und Migration oder von "legaler" und "illegaler" Migration,
lässt sich anhand des Dokuments belegen. Schon gar nicht ist der Pakt
darauf ausgerichtet, Migranten und Migrantinnen aus aller Welt Tür und Tor
in das deutsche Sozialsystem zu öffnen und ihnen ebenso wie anerkannten
Flüchtlingen einen Schutzstatus zu gewähren. Im Gegenteil: Es wird betont,
dass die staatliche Souveränität unangetastet bleibt; Flüchtlinge und
Migrant_innen mit unterschiedlichem Aufenthaltsstatus werden nur insoweit
in einem Atemzug genannt, als dass für alle die Menschenrechte gelten; und
anstelle erhöhter Anziehungskraft für Migrant_innen ist es nicht
unwahrscheinlich, dass der Pakt im Gegenteil die Migration nach Deutschland
erschweren und Rückführungen erleichtern wird.

Die haltlosen "Argumente" gegen den Pakt werden dennoch hemmungslos
verbreitet und offenbar gerne geglaubt. Für die Regierungen der USA,
Australiens, Ungarns, Österreichs, Polens, Tschechiens und Kroatiens sind
sie sogar Grund genug, sich vom Migrationspakt zu distanzieren. Weitere
Länder werden voraussichtlich folgen. Die Liste liest sich wie das
Who-is-Who flüchtlingsfeindlicher, nationalistischer und rassistischer
Regime des globalen Nordens. Die Opposition gegen den Pakt scheint eine
willkommene Gelegenheit zu sein, sich in Gegnerschaft zu einer gemeinsamen
Feindin - so schwach und zahnlos die UNO auch ist - international zu
verbünden.

Deutsche Politikerinnen und Politiker positionieren sich

In Deutschland haben sich eine Reihe von CDU-Politikerinnen und -Politiker
(sowie Sahra Wagenknecht von der Linkspartei) der AfD-Kritik am
Migrationspakt angeschlossen. Spekulationen über taktische Motive in
parteiinternen Machtkämpfen sind wohlfeil. Interessant sind vielmehr die
Argumente, die von konservativer Seite zur Verteidigung des Pakts
formuliert werden. So bekräftigte die Bundeskanzlerin, der Migrationspakt
sei ein "Beitrag zur Eindämmung illegaler Einwanderung", und auch Stephan
Harbarth, der stellvertretende Fraktionsvorsitzende von CDU/CSU im
Bundestag, sieht darin die Chance, "den Migrationsdruck" für Deutschland zu
reduzieren. "Wir wollen, dass Migranten auch in anderen Ländern bleiben und
sich nicht auf den Weg nach Deutschland machen."

Man muss sich fragen, warum die AfD und ihr Umfeld genau diesen Effekt des
Paktes beharrlich ignorieren, obwohl der doch in ihrem Sinne sein müsste -
genauso wie sie es mit den Asylrechtsverschärfungen unter Angela Merkel
getan haben, die für sie trotz allem nach wir vor als
"Flüchtlingskanzlerin" gilt.

Den Pakt verteidigen - aber aus den richtigen Gründen

Die Ablehnung des Migrationspaktes aus kruden Gründen lässt nun
Befürworter_innen und differenzierungsfähige Kritiker_innen zusammenrücken.
Von konservativen und neoliberalen Kräften aus CDU und FDP über SPD, Grüne
und Linkspartei bis hin zu zivilgesellschaftlichen Akteurinnen (siehe 
VENRO-Stellungnahme) stellt sich ein sehr breites Bündnis hinter den Pakt. Dabei
sind aus einer linken, menschenrechtsbasierten Perspektive die Ziele, die
Konservative und Neoliberale damit verbinden, alles andere als
begrüßenswert. Ebenso wenig stimmt es aus dieser Perspektive hoffnungsvoll,
dass der Pakt nicht verbindlich ist, denn die Umsetzung all der durchaus
richtigen Forderungen nach einer Stärkung der Rechte von Flüchtlingen wie
Migrant_innen, nach dem Ausbau legaler Migrationswege, der Beseitigung von
Rassismus und Diskriminierung und der wirkungsvollen Anerkennung eines
Zusammenhangs zwischen Klimaveränderung und Migration wird dadurch nicht
wahrscheinlicher.

Ein Interesse an der Beendigung "illegaler Einwanderung", was Angela Merkel
betont, gibt es rechts wie links, aber mit unterschiedlicher Stoßrichtung:
Die einen kriminalisieren oder viktimisieren Migrant_innen und Flüchtlinge
und begründen eine Strafverfolgung von Schlepperei und Menschenhandel sowie
eine Aufrüstung von Grenzen damit; die anderen fordern die Legalisierung
der betroffenen Menschen und das Überflüssigmachen von Schlepperei und
Menschenhandel durch die Erleichterung legaler Grenzübertritte. Die
Differenzen sind so grundlegend und vielfältig, dass sie schwerlich in
einem einzigen Pakt eingeebnet werden können, und doch ist es richtig, am
Pakt - und damit an der gemeinsamen Verantwortung der Staatengemeinschaft
für Migrant_innen - festzuhalten. Dass dabei wichtige Forderungen
geschliffen werden, ist allerdings mehr als ein bedauerlicher Nebeneffekt.

Der Flüchtlingspakt im Windschatten des Migrationspaktes

Und dann ist da ja noch was: Der Flüchtlingspakt. Für Flüchtlinge gibt es
bereits die Genfer Flüchtlingskonvention mit ihren Zusatzprotokollen, aber
parallel zur Entwicklung des Migrationspaktes laufen seit zwei Jahren auch
die Verhandlungen über einen Flüchtlingspakt, der aktuellen
Fluchtbewegungen Rechnung tragen soll. Auch dieser Pakt soll im Dezember
verabschiedet werden, bekommt angesichts der Aufregung um den
Migrationspakt jedoch kaum Aufmerksamkeit. So kann es sein, dass im
Windschatten der Scheingefechte um den Migrationspakt ein weiterer Pakt
verabschiedet wird, der die Bekämpfung von Fluchtursachen weiter den
Herkunftsländern überlässt, ohne endlich die Verantwortung des globalen
Nordens in Rechnung zu stellen; der die Aufnahme von Flüchtlingen weiterhin
an die Länder des globalen Südens delegiert, wo sich 85 Prozent aller
Flüchtlinge weltweit aufhalten, und der den Zugang zum globalen Norden
nicht vom Schutzbedarf der Menschen sondern vom Arbeitskräftebedarf
hiesiger Märkte abhängig macht.

Flüchtlingslager als neue Absatzmärkte?

Der UN-Prozess zur Entwicklung der beiden Pakte verfolgte einen
Multistakeholder-Ansatz, der nicht nur Nichtregierungsorganisationen,
sondern auch die Privatwirtschaft einbezog. "While some companies feel a
moral imperative or responsibility to act, the sheer size of the refugee
community also represents a clear business opportunity", hieß es 2016 in
New York bei den ersten Treffen der Privatwirtschaft zu den geplanten
Globalen Pakten. Ein Unternehmen wie Vodafone erhielt dort die Gelegenheit,
Tablets zu präsentieren, mit denen es bis 2020 bis zu drei Millionen Kinder
in Flüchtlingslagern erreichen will. Die Flüchtlingslager wurden dabei
freilich nicht offen als neue Absatzmärkte gefeiert, sondern das Ganze
wurde philanthrokapitalistisch als Bildungsoffensive verkauft. Das heißt:
Konzerne wie Vodafone, die ständig auf der Suche nach neuen Absatzmärkten
sind und ihren Kundinnen und Kunden jedes Jahr ein neues Smartphone
versprechen, das - wie alle Smartphones - auf Rohstoffausbeutung im
globalen Süden basiert und damit zur Schaffung von Fluchtursachen beiträgt,
haben an Migrations- und Flüchtlingspakt mitgestrickt.




Wie kann man eine Kritik an den Pakten äußern, z.B. am Einfluss der
Wirtschaft auf UN-Prozesse, ohne zusätzliches Wasser auf die Mühlen derer
zu kippen, die den Multilateralismus ablehnen? Wie kann man ihre Vor- und
Nachteile diskutieren, wenn sich Medien und Öffentlichkeit doch lieber an
dem hanebüchenen Gekeife der AfD abarbeiten? Ist es am Ende besser, sich
zum Schutz der Vereinten Nationen vor den abstrusen Angriffen der Rechten
einfach für die Pakte auszusprechen und die philanthrokapitalistische
Unterwanderung von UN-Institutionen als kleineres Übel hinzunehmen? Ist die
Wahl zwischen Pest und Cholera überhaupt noch eine Wahl?

 * 
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HISTORIE/334: Irak ... später entlarvt, weiter verschwiegen (SB)


Irak ... später entlarvt, weiter verschwiegen



Am 7. November wartete die angesehene Onlinezeitung Middle East Eye
mit einem spektakulären Enthüllungsbericht auf, der in den westlichen
Medien auf keine nennenswerte Resonanz gestoßen ist. Für diesen
Umstand gibt es eine einfache Erklärung. In dem Artikel mit der
Überschrift "Exclusive: UK spy agencies knew source of false Iraq war
intelligence was tortured" geht es um die nachweisliche Verwicklung
amerikanischer und vor allem britischer Geheimdienste und
Regierungsvertreter in die vorsätzliche Erzeugung falscher
Informationen mittels Folter, mit denen London und Washington 2003
ihre illegale Irakinvasion, die Hunderttausenden von Menschen das
Leben kosten sollte, begründeten. Es handelt sich hier um schlimmste
Kriegsverbrechen, begangen von den höchsten Repräsentanten der
"Wertegemeinschaft" NATO. Kein Wunder, daß die Konzernmedien in Europa
und Nordamerika wenig Interesse zeigten, die unappetitlichen Details
der mission civilisatrice des Westens im Nahen Osten einem breiten
Publikum zu erläutern. Das könnte zur Skepsis in den eigenen Reihen
bei der nächsten Propagandaoffensive gegen den Iran, Rußland,
China oder Nordkorea führen, die man überhaupt nicht gebrauchen kann.

Nur wenige Stunden nach den Flugzeuganschlägen auf die Zwillingstürme
des New Yorker World Trade Center und das Pentagon in Arlington am 11.
September 2001 hat der damalige US-Verteidigungsminister Donald
Rumsfeld bereits seine Mitarbeiter angewiesen, "alle Hinweise", die in
Richtung einer irakischen Urheberschaft hindeuten könnten,
"zusammenzukratzen". Nach der ersten Post-9/11-Sitzung der Regierung
von George W. Bush hat der Präsident den damaligen Leiter der
Terrorbekämpfung im Nationalen Sicherheitsrat, Richard Clarke, mit
Nachdruck dazu gedrängt, insbesondere der Frage nach einer Verwicklung
Saddam Husseins nachzugehen, obwohl zu diesem Zeitpunkt Osama Bin
Laden als Auftraggeber galt. Auch bei den Anthrax-Briefen, die im
Herbst 2001 fünf Menschen töteten und 17 weitere krank machten,
meinten Politik und Medien in den USA dahinter die Handschrift Saddam
Husseins zu erkennen. Später sollte sich herausstellen, daß die
Anthrax-Sporen aus dem Biowaffenlabor des US-Militärs in Fort Detrick,
Maryland, stammten. Wie es dazu kommen konnte, ist bis heute nicht
schlüssig geklärt worden.

Also liefen Ende 2001 und Anfang 2002 die Bemühungen der USA, die
schockierenden Ereignisse des 11. September für einen Feldzug gegen
Saddam Hussein und einen "Regimewechsel" in Bagdad zu
instrumentalisieren, auf Hochtouren. Als nach dem Einmarsch der
NATO-Streitkräfte in Afghanistan im Oktober 2001 zwecks Jagd auf Bin
Laden und Sturz der Taliban erste mutmaßliche "Terroristen" aus dem
Umfeld des Al-Kaida-"Netzwerks" in die Hände der CIA und des
US-Militärs fielen, ging man richtig ans Werk. Alle
"Terrorverdächtigen", darunter auch viele Unbeteiligte, die schlicht
gegen Kopfgeld von den pakistanischen Behörden weiterverkauft wurden,
deklarierte die US-Regierung als "feindliche Kombattanten", die keinen
Schutz nach den Genfer Konventionen genossen. Die ersten Folterzentren
richtete die CIA in Thailand und am afghanischen Militärstützpunkt
Bagram nahe Kabul ein. Als demonstratives Zeichen amerikanischer
Brutalität richtete das Pentagon auf dem Marinestützpunkt Guantánamo
Bay ein Sonderinternierungslager ein, in dem mehrere hundert angeblich
"gewaltbereiter Islamisten" jahrelang ohne Prozeß gefangengehalten und
mißhandelt wurden.

In dem eingangs erwähnten Middle-East-Eye-Artikel haben sich der
Investigativjournalist und Buchautor Ian Cobain sowie die
Menschenrechtsexpertin Clara Usiskin mit dem Fall des Ibn Al Scheich
Al Libi ausführlich befaßt. Der Libyer hatte sich in den achtziger
Jahren am Kampf der Mudschaheddin in Afghanistan gegen die Sowjetarmee
beteiligt und war danach dort hängengeblieben. Anfang 2002 wurde der
1963 in Libyen als Ali Muhammad Abdul Asis Al Fakheri geborene Mann an
der afghanisch-pakistanischen Grenze aufgegriffen und der CIA
übergeben. Weil er angeblich ein Ausbildungslager für das
Al-Kaida-"Netzwerk" geführt hatte, entschieden sich CIA und MI6 für Al
Libi als die Person, die ihnen entscheidende Hinweise für eine
Zusammenarbeit zwischen Osama Bin Laden und Saddam Hussein im Bereich
"Massenvernichtungswaffen" liefern sollte - freiwillig oder
unfreiwillig.

Dem Martyrium Al Libis gingen Cobain und Usiskin mittels einer
sorgfältigen Auswertung zweier Untersuchungsberichte nach, die im
vergangenen Juni das Intelligence and Security Committee (ISC) des
Parlaments in London zum Thema der Mißhandlung von Gefangenen des
"Antiterrorkriegs" durch die britischen Geheimdienste veröffentlicht
hat. Sie verglichen die darin enthaltenen Angaben, die teilweise
kodiert sind, mit denjenigen des Berichts der Chilcot Inquiry über die
Gründe für die Beteiligung Großbritanniens am Irakkrieg, dem
Folterbericht des US-Senats von 2014 sowie zahlreichen anderen
öffentlichen Quellen. Daraus ergibt sich ein schreckliches Bild der
grausamen und zynischen Machtausübung seitens der Verantwortlichen an
der Themse und am Potomac.

Hatte Blair am 14. September 2001 im Telefonat mit Bush jun. noch
Zweifel an einer Zusammenarbeit zwischen dem säkularen Baath-"Regime"
im Irak und der sunnitisch-fundamentalistischen Al Kaida geäußert, so
revidierte er zwölf Monate später seine Meinung von Grund auf.
Entscheidend für die neue Lageeinschätzung Blairs waren die Ergebnisse
der Folter Al Libis. Dieser war in Bagram Anfang 2002 von
CIA-Mitarbeitern schwerst mißhandelt und wegen mangelnder
Gesprächsbereitschaft "in einem Sarg" von Afghanistan nach Ägypten
transportiert worden, wo ihn die Schergen Hosni Mubaraks in die Mangel
nahmen. Nach zwei Tagen blutiger Mißhandlungen in Kairo gab Al Libi zu
Protokoll, Osama Bin Laden habe irgendwann einmal drei Anhänger nach
Bagdad entsandt, damit diese von Saddam Husseins Leuten Unterricht im
Bau einer Atombombe erhielten. Obwohl er sich die Geschichte unter der
Folter schlichtweg ausgedacht hat, nannte Al Libi drei Bekannte aus
der islamischen Szene als die Beteiligten an der Operation, damit das
Ganze glaubwürdig erschien. Die Stichworte, anhand derer er seine
Aussage formte, hatten CIA- und MI6-Mitarbeiter mit ihren Fragen
geliefert. Zu Angaben über eine Zusammenarbeit zwischen Bagdad und Al
Kaida in Sachen biologischer Kampfmittel fühlte sich Al Libi nicht
imstande, da er zu wenig über die Materie wußte.

Das, was Al Libi von sich gegeben hat, um die Folter in Ägypten zu
Ende zu bringen, reichte London und Washington vollauf. Ab September
2002 gingen die Angloamerikaner in die diplomatische Offensive. Unter
dem Stichwort "Massenvernichtungswaffen" bauschten London und
Washington Saddam Husseins Irak zu einer inakzeptablen Bedrohung des
Weltfriedens auf. Rumsfeld schwadronierte von "kugelsicheren Beweisen"
für die Existenz geheimer irakischer ABC-Waffen, während Bushs
Nationale Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice vor Atompilzen über
amerikanischen Metropolen warnte. Im Februar 2002 referierte
US-Außenminister Colin Powell vor dem UN-Sicherheitsrat über den
"finsteren Nexus" zwischen Irak und Al Kaida, während kurz danach
Blair mit demselben erlogenen Argument die Zustimmung des britischen
Parlaments für eine Kriegsbeteiligung der Streitkräfte Ihrer Majestät
Königin Elizabeth II. an einer Strafexpedition im Zweistromland
einholte.

Später hat Al Libi seine Aussagen revidiert, sie als erfunden und
unter enormem Zwang entstanden bezeichnet. Dem Folterbericht des
US-Senats ist zu entnehmen, daß die einzigen "Hinweise" auf eine
Kollaboration zwischen Bagdad und Al Kaida im Bereich
"Massenvernichtungswaffen" von Al Libi stammten. Cobain und Usikin
stellten bei ihrer Recherche mit Verwunderung fest, daß die Person Al
Libi im Chilcot-Bericht keinerlei Erwähnung findet, und hoben dies als
schweren Mangel bei der offiziellen britischen Aufarbeitung des
Irakkriegs hervor. Nach einer Odyssee durch verschiedene "black sites"
der CIA landete Al Libi 2006 schließlich wieder in Libyen. Dort hat
ihn das "Regime" Muammar Gaddhafis, der sich inzwischen mit dem Westen
versöhnt hatte, im berüchtigten Gefängnis Abu Salim nahe Tripolis
untergebracht. 2009, wenige Tage nachdem Menschenrechtler von Human
Rights Watch Al Libi dort entdeckt hatten, soll er Selbstmord durch
Erhängung in seiner Zelle begangen haben. Zur Selbstmordthese bei Al
Libi meinte der renommierte Anwalt Clive Stafford-Smith, der seit
Jahren zahlreiche Guantánamo-Häftlinge und Folter-Opfer von CIA und
MI6 vertritt, in einem beim Middle East Eye erschienenen
Begleitkommentar zum ausführlichen Artikel von Cobain und Usiskin:

Nur der leichtgläubigste Beobachter glaubt das. Und dennoch stimmt
 es, daß der arme Mann in einen Sarg und diesmal in ein richtiges
 Grab gesteckt wurde. Er stellte ein Problem dar: Wäre er jemals
 wieder mit dem Rechtsstaat in Berührung gekommen, wäre das für
 mächtige Leute einfach zu peinlich gewesen.
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Fünf Karawanen aus Zentralamerika ziehen weiter Richtung Norden
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Migrant*innen-Karawane aus Zentralamerika

Foto: Desinformémonos



(Berlin, 12. November 2018, poonal) - Am 12. Oktober startete die
erste Karawane aus Honduras Richtung Norden in der Hoffnung auf ein
besseres Leben. Mittlerweile sind es fünf Karawanen [1], die sich aus
Zentralamerika auf den Weg gemacht haben. Vor allem aus Ländern in
denen überdurchschnittlich viele Einwohner*innen in Armut leben und
von Gewalt betroffen sind [2]: Honduras und El Salvador. Aber auch
Migrant*innen aus anderen Ländern haben sich angeschlossen, da die
gemeinsame Migration einen besseren Schutz vor Gewalt bietet.

Die erste Karawane lässt Mexiko-Stadt hinter sich

Teile der erste Karawane (etwa 800 Personen) haben Mexiko-Stadt
bereits am 9. November hinter sich gelassen. Bis Tijuana, der
mexikanischen Grenzstadt, sind es noch 2800 Kilometer. Der Großteil
der ersten Karawane ist erst einen Tag später am 10. November Richtung
Norden aufgebrochen, am Nachmittag des selben Tages kamen etwa 3100
Migrant*innen in Querétaro an [3]. Etwa 500 Mitglieder der ersten
Karawane entschieden sich in Mexiko-Stadt zu bleiben [4].
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Die erste Karawane verlässt Mexiko-Stadt mit Öffentlichen
Verkehrsmitteln

Foto: Alberto Pradilla, Desinformémonos



Am Sonntagmorgen, den 11. November ging es weiter Richtung Guanajuato.
Auch in diesem Bundesstaat wurden Vorkehrungen getroffen, um die
Gruppen zu verpflegen. Neben der Solidarität der Bevölkerung, bekennt
sich auch teilweise die Politik zur Unterstützung der Migrant*innen:
"Egal wo sie entlangkommen, in Guanajuato werden wir sie so empfangen,
wie es ihnen gebührt, nämlich genau so, wie wir uns wünschen, dass
unsere Migrant*innen aus Guanajuato im Ausland behandelt werden" [5],
sagt der Leiter der bundesstaatlichen Abteilung für Migration und
internationale Beziehungen Juan Hernández.


Durch den Westen: Ein längerer aber sichererer Weg

Die klassische Migrationsroute folgt den Eisenbahngleisen, die an der
Ostküste, am Golf von Mexiko, verlegt sind. Diese Route führt durch
die Bundesstaaten Veracruz und Tamaulipas, die für ihr Ausmaß an
Gewalt bekannt sind. Allein in Veracruz ermittelt die
Generalstaatsanwaltschaft im Falle von 270 verschwundenen
Migrant*innen. Die Mehrheit hat sich gegen diese Route entschieden.
Rosenda Mariño, eine junge Mutter, die sich mit ihren zwei Kindern von
Honduras aus auf den Weg gemacht hat, sagte zu BBC: "Die Strecke ist
länger, aber auch sicherer. Auch wenn es länger dauert, werde ich die
Sicherheit meiner Kinder nicht aufs Spiel setzen. Trotz alledem sind
wir schon verdammt viel gelaufen." [6]

Bei der Route entlang der Ostküste reist man gewöhnlich über die
Grenzstadt in die USA ein. Sie ist nur etwa tausend Kilometer von
Mexiko-Stadt entfernt, bis Tijuana sind es 2800 Kilometer. Allerdings
verzeichnet Reynosa eine der höchsten Entführungsraten des Landes.
Auseinandersetzungen zwischen den Drogenkartellen Las Zetas, dem
Golf-Kartell und dem Nordost-Kartell stehen hier an der Tagesordnung.
Aber auch an der Westküste gibt es konfliktreiche Bundesstaaten wie
Jalisco und Sinaloa. Und um Tijuana zu erreichen, müssen die
Migrant*innen die Wüste Sonora durchqueren; als blinde Passagiere auf
den staubigen und extrem heißen Dächern der Güterzüge. Diese Strecke
ist als Ruta del Diablo - die Teufelsstrecke - bekannt. Und trotz
allem ist diese Strecke weitaus sicherer als die Golf-Route.


Vier weitere Karawanen sind auf dem Weg

Eine gute Woche nachdem sich die erste Karawane auf den Weg gemacht
hatte, ist am 21. Oktober eine zweite Karawane aus Honduras
losgezogen. Ihr folgten am 28. und 31. Oktober sowie am 5. November
drei weitere Karawanen aus El Salvador. Besonders bei der zweiten
Karawane kam es zu gewaltvoller Repression an der Grenze zwischen
Guatemala und Mexiko. Unter dem Schild "Willkommen in Mexiko", setzten
die Sicherheitskräfte Tränengas und Gummigeschosse ein [7]. Dabei
starb Henry Días Reyes an den Folgen seiner Kopfverletzung, die
wahrscheinlich durch ein Gummigeschoss verursacht wurde. Mindestens 30
weitere Personen wurden verletzt.

Der noch amtierende Präsident Enrique Pena Nieto stellt seinen Plan
"Estás en tu casa" - "Du bist zu Hause" vor, um die Migrant*innen dazu
zu bewegen, ihren Weg Richtung USA abzubrechen und in Mexiko zu
bleiben. Dieser Plan gilt allerdings nur für die beiden ärmsten
Bundesstaaten Oaxaca und Chiapas im Süden Mexikos. Theoretisch hätten
die Migrant*innen, sobald sie sich bei der Migrationsbehörde melden,
Recht auf Gesundheitsversorgung, Wohnraum und temporäre Arbeit.
Theoretisch, denn es ist die gleiche Behörde, die in Tapachula, in
einem der größten Auffanglager mehr als 1.700 Migrant*innen festhält.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Caravanas_de_migrantes_centroamericanos_rumbo_a_Estados_Unidos

[2] https://www.npla.de/poonal/trump-und-der-zentralamerikanische-exodus/

[3] http://www.jornada.com.mx/ultimas/2018/11/10/unos-tres-mil-migrantes-en-la-corregidora-de-queretaro-228.html

[4] https://www.proceso.com.mx/559061/mas-de-cuatro-mil-integrantes-de-la-caravana-migrante-dejan-la-cdmx#

[5] http://www.jornada.com.mx/ultimas/2018/11/11/comienzan-a-salir-contingentes-migrantes-de-queretaro-6272.html

[6] https://www.animalpolitico.com/2018/11/ruta-larga-caravana-migrante/

[7] http://www.ihu.unisinos.br/584523-el-exodo-de-centroamericanos-crece-mientras-guatemala-y-mexico-lo-reprimen

Eine Karte mit möglichen Migrationsrouten sowie weitere Informationen auf Deutsch
enthält das Dossier EXODUS #Quer durch Mexiko von Ärzte ohne Grenzen

http://exodus.msf.org/de/mexico.html
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KIND/182: Schutz, Würde und Perspektiven für Kinder in Flüchtlingsunterkünften (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Berlin, 13. November 2018

Schutz, Würde und Perspektiven für Kinder in Flüchtlingsunterkünften

Eine Bundesinitiative gemeinsam mit UNICEF zeigt, wie geflüchtete Kinder
und Jugendliche geschützt und gefördert werden können.



Seit 2015 haben schätzungsweise eine halbe Million geflüchtete Kinder und
Jugendliche in Deutschland Asyl beantragt. Vor allem Kinder und Jugendliche
in Flüchtlingsunterkünften befinden sich häufig über lange Zeit in einer
schwierigen Lebenssituation. Oftmals leben sie über viele Monate oder sogar
Jahre in Unterkünften, die in vielen Fällen nicht sicher und nicht
kindgerecht sind.

Die von UNICEF und dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend 2016 ins Leben gerufene Bundesinitiative zum "Schutz von
geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften" hat verdeutlicht, wie die
Rechte der Mädchen und Jungen besser gewahrt werden können.

Anlässlich einer Bilanzveranstaltung der Initiative in Berlin betont
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey: "Jedes Kind hat die gleichen
Rechte auf Schutz und faire Chancen - egal, woher es kommt und wer seine
Eltern sind. Damit es jedes Kind packt, müssen wir allen ein gutes und
sicheres Aufwachsen ermöglichen. Das gilt natürlich auch für geflüchtete
Kinder. Im Rahmen der Bundesinitiative haben wir Leitlinien zum Schutz
geflüchteter Menschen in Flüchtlingsunterkünften entwickelt und diese
inzwischen in rund 100 Flüchtlingsunterkünften erprobt. Ich freue mich,
dass sich diese Leitlinien bewährt haben und zum Vorbild für viele
Einrichtungen und Träger geworden sind."

Folgende Fortschritte wurden erzielt:

- bundesweit wurden erstmals einheitliche Standards zum Schutz geflüchteter
Menschen in Flüchtlingsunterkünften entwickelt.

- in rund 100 Konsultationseinrichtungen wurden Fachkräfte zum Gewaltschutz
eingesetzt.

- gemeinsam mit externen Partnern wurden standardisierte Verfahren zum
Gewaltschutz umgesetzt.

- umfassende Schulungsprogramme, an denen bereits über 2.250 Personen
teilgenommen haben, unterstützen die Mitarbeitenden darin, Gefahren zu
erkennen und ihre Handlungssicherheit zu stärken.

- über 25.000 Menschen wurden in den Konsultationseinrichtungen direkt
erreicht, darunter ein Drittel Kinder und Jugendliche.

- in fast 100 Konsultationseinrichtungen wurden kinderfreundliche Orte und
Angebote eingerichtet, damit Kinder und Jugendliche geschützte Räume sowie
die Möglichkeiten haben, zu spielen, zu lernen, Kontakte zu knüpfen, Gehör
zu finden und wieder ein Stück Normalität zu erfahren.

Afshan Khan, UNICEF-Regionaldirektorin für Europa und Zentralasien, begrüßt
die Fortschritte, die gemacht wurden, um geflüchtete Kinder besser zu
fördern und zu schützen. "Die Bundesregierung und die gesamte Gesellschaft
haben Großes geleistet und viel Menschlichkeit bewiesen, in dem sie so
vielen gefährdeten geflüchteten Kindern und Jugendlichen Schutz, Sicherheit
und eine Chance auf eine bessere Zukunft geboten haben. Deutschland bleibt
ein Beispiel dafür, wie Länder, die geflüchtete Menschen aufnehmen, das
Wohl der Kinder zum Maßstab ihres Handelns machen können."

Trotz dieser positiven Ansätze sind weitere Maßnahmen erforderlich, um die
Rechte der Kinder bundesweit wirksam umzusetzen und ihnen einen Neuanfang
zu ermöglichen.

Georg Graf Waldersee, Vorsitzender des Deutschen Komitees für UNICEF,
erklärt: "Kinder sollten so kurz wie möglich in Flüchtlingsunterkünften
untergebracht werden, denn diese sind selbst unter den besten Bedingungen
kein Ort für Kinder. Für alle bestehenden Einrichtungen müssen deshalb
dringend Standards verbindlich gemacht werden, die die Umsetzung der
Kinderrechte sicherstellen und die Bedarfe der Kinder und Eltern
berücksichtigen. Solange Kinder in den Flüchtlingsunterkünften leben,
müssen sie gut geschützt und gefördert werden."

Geflüchteten und migrierten Kindern und Jugendlichen Perspektiven zu geben
und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen und sozialen Leben zu ermöglichen,
gehört zu den wichtigsten Investitionen für die gesamte Gesellschaft und
ihren Zusammenhalt.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 13. November 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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VORTRAG/2298: Sankt Augustin - Ringvorlesung "Ökonomie bestimmt die Sozialpolitik", 15.11.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Bonn-Rhein-Sieg

Öffentliche Ringvorlesung: Ökonomie bestimmt die Sozialpolitik



In der öffentlichen Ringvorlesung am Fachbereich Sozialpolitik und
Soziale Sicherung der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS) greifen
Experten unter dem Motto "Zwischenrufe zur Sozialpolitik"
gesellschaftlich relevante Themen auf.

Am Donnerstag, 15. November 2018, hinterfragt Prof. Dr. Gisela
Kubon-Gilke von der Evangelischen Hochschule Darmstadt in ihrem
Vortrag "Reizendes Anreizdenken in der Sozialpolitik - Anmerkungen zur
nötigen sozialpsychologischen Basis sozialpolitischer Überlegungen"
die dominante ökonomische Perspektive auf sozialpolitische Maßnahmen.

Die Veranstaltung findet statt in der Kleinen Aula der Steyler
Mission, Arnold-Janssen-Str. 32 in 53757 Sankt Augustin. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Alle Informationen zur Ringvorlesung:

https://www.h-brs.de/de/sv/ringvorlesung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2874: Studie - Niedriglohnbeschäftigung weiter hoch (idw)


Universität Duisburg-Essen - 12.11.2018

IAQ-Studie Niedriglohnbeschäftigung weiter hoch



Obwohl die Löhne deutlich gestiegen sind, bleibt der Anteil der
Geringverdienenden auf hohem Niveau: 22,7 Prozent aller abhängig
Beschäftigten in Deutschland arbeiteten im Jahr 2016 für einen
Niedriglohn. Der lag zwar im Durchschnitt fast 1 Euro (13,8 Prozent) über
dem von 2013, aber noch 48 Cent unter dem gesetzlichen Mindestlohn von
8,50 €. Das zeigen aktuelle Auswertungen des Instituts Arbeit und
Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen (UDE).

Im neuen IAQ-Report berechnen Dr. Thorsten Kalina und Dr. Claudia Weinkopf
die Niedriglohnschwelle für 2016. Dafür legten sie zwei Drittel des
mittleren Stundenlohns (Median) und die tatsächlichen Arbeitszeiten
zugrunde und kommen so auf 10,44 € pro Stunde - vor drei Jahren waren
es 9,60 €. Verwendeten sie die vertragliche Arbeitszeit, liegt die
Niedriglohnschwelle sogar bei 10,73 €.

Besonders stark ist das Niedriglohnrisiko der unter 25-Jährigen gestiegen
(von 53,1% im Jahr 2014 auf 58,6% im Jahr 2016). Auffällig ist es auch bei
den Minijobbern: Es erhöhte sich von 78,5% auf 83,6% - und das, obwohl
ihre Verdienste im Durchschnitt um mehr als 9 % wuchsen. "Möglicherweise
spielt hierbei eine Rolle, dass die Niedriglohnschwelle 2016 mit 10,44
€ über den für viele Minijobs 'marktüblichen' Stundenlöhnen lag",
vermuten Kalina und Weinkopf. Der gesetzliche Mindestlohn habe die
Bezahlung im unteren Bereich zwar komprimiert und das weitere "Ausfransen"
gebremst. Diese erfreuliche Entwicklung habe allerdings offenbar nicht
ausgereicht, um den Umfang des Niedriglohnsektors in Deutschland zu
verringern.

Die internationale Forschung legt nahe, dass nicht nur eine gesetzliche
Untergrenze, sondern auch eine hohe Tarifbindung wichtig ist, um
Niedriglöhne einzudämmen. Denn in tarifgebundenen Branchen verschiebt sich
meist das gesamte Tarifgitter nach oben, wenn der Mindestlohn angehoben
wird. Bei dessen Niveau liegt Deutschland im europäischen Vergleich
deutlich zurück: Aktuell gibt es hierzulande 8,84 € pro Stunde,
während in Luxemburg (11,55 €), Frankreich (9,88 €), den
Niederlanden (9,68 €), Irland (9,55 €) und Belgien (9,47 €)
wesentlich mehr gezahlt wird.


Weitere Informationen unter:

http://www.iaq.uni-due.de/iaq-report/2018/report2018-06.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/927: Forschungsausgaben der Wirtschaft weiter gestiegen (idw)


Stifterverband - 12.11.2018

Forschungsausgaben der Wirtschaft weiter gestiegen



Im Jahr 2017 gaben die Unternehmen für ihre eigene Forschung und
Entwicklung rund 69 Milliarden Euro aus. Damit hat die Wirtschaft ihre
Investitionen weiter ausgebaut, das ist das vorläufige Ergebnis der
FuE-Erhebung des Stifterverbandes im Auftrag des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung.

Berlin, 12.11.2018. Im Vergleich zum Vorjahr sind die internen Ausgaben
für Forschung und Entwicklung (FuE) der Wirtschaft um 9,3 Prozent
gestiegen. Die vorläufigen Ergebnisse der FuE-Erhebung des
Stifterverbandes zeigen, die Unternehmen gaben im zurückliegenden Jahr
68,6 Milliarden Euro aus. 2016 waren es noch 62,8 Milliarden Euro.

Auch für die FuE-Investitionen der Hochschulen und des Staates wird nach
vorläufigen Schätzungen ein weiterer deutlicher Anstieg erwartet.
Insgesamt dürfte der Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt für
das Jahr 2017 voraussichtlich bei 3,02 Prozent liegen.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek betont: "Neue Geschäftsmodelle
entstehen aus dem gesunden Mix frischer Ideen und dem festen Willen, diese
auch mutig umzusetzen. Die neuen Zahlen des Stifterverbandes zeigen, wie
stark Wirtschaft und öffentliche Hand gemeinsam bei Forschung und
Entwicklung anpacken. Wir wollen in diesem Bereich noch eine Schippe
drauflegen, damit wir in Deutschland auf Dauer wettbewerbsfähig bleiben.
Mit der Agentur für Sprunginnovationen und dem langersehnten Startschuss
für eine steuerliche Forschungsförderung werden wir den deutschen
Innovationsmotor gut geölt zu neuen Höchstleistungen bringen."

Nach den vorläufigen Ergebnissen waren 2017 fast 20.000 Personen mehr in
den Forschungsabteilungen der Unternehmen beschäftigt als 2016, ein
Anstieg um 4,7 Prozent. Im Jahr 2017 arbeiteten rund 432.000 Beschäftigte
in der Forschung, im Jahr 2016 waren es noch 413.000.

"Die Entwicklung der FuE-Ausgaben der Wirtschaft ist erfreulich. Die
steigenden Investitionen in diesem Bereich sind notwendig, um Innovationen
in Deutschland voranzutreiben. Für die Unternehmen wird es jedoch
schwerer, insbesondere im IT-Bereich oder in anderen technischen
Disziplinen, exzellent ausgebildete Forscher und unterstützendes Personal
zu finden", erläutert Andreas Barner, Präsident des Stifterverbandes.

Die FuE-Erhebung erfolgt über den Stifterverband im Auftrag des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Die jetzt veröffentlichten
Zahlen beruhen auf vorläufigen Ergebnissen der Erhebung. Die endgültigen
Zahlen der FuE-Erhebung aufgeschlüsselt nach Branchen veröffentlicht der
Stifterverband im Frühjahr nächsten Jahres.

Weitere Informationen unter:

www.stifterverband.org/forschung-und-entwicklung

www.datenportal.bmbf.de/portal/de/K1.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2741: Marktmacht von Superstar-Firmen geht zu Lasten von Arbeitnehmern (idw)


Bertelsmann Stiftung - 12.11.2018

Marktmacht von Superstar-Firmen geht zu Lasten von Arbeitnehmern



Kunden bewundern ihre Innovationskraft, Wettbewerber fürchten ihre
Marktmacht: Sogenannte Superstar-Firmen wie Apple oder Google sind in
ihren Branchen tonangebend. Doch wie wirkt sich die Dominanz einiger
weniger auf die Löhne von Arbeitnehmern aus? Eine Studie der Bertelsmann
Stiftung hat die Wirkung wachsender Unternehmenskonzentration in
Deutschland untersucht.

Globalisierung, technischer Fortschritt oder schwache Gewerkschaften - für
langsamer wachsende Löhne gibt es zahlreiche Erklärungen. Eine Studie der
Bertelsmann Stiftung zeigt, dass auch die steigende Markmacht einzelner,
hochproduktiver Unternehmen die Lohnzuwächse bremst. Von 2008 bis 2016
sind Beschäftigten in Deutschlands Dienstleistungsunternehmen durch eine
zunehmende Konzentration weniger Unternehmen potenzielle Lohnzuwächse in
Höhe von insgesamt elf Milliarden Euro entgangen. Das sind, je nach
Branche, bis zu 2.192 Euro (brutto) weniger Einkommen pro Arbeitnehmer
über den gesamten Zeitraum. Dabei gilt: Je stärker eine Branche von der
Digitalisierung betroffen ist, desto höher sind die Lohneinbußen.

Am stärksten betroffen von dieser Entwicklung sind öffentliche
Dienstleistungsbranchen, dazu gehören zum Beispiel Dienstleister im
Gesundheitswesen oder in der Entsorgungswirtschaft. Danach folgen die
Branchen der Logistik, Rechtsberatung und Großhandel. In diesen vier
Branchen mussten die Arbeitnehmer aufgrund der wachsenden Dominanz weniger
Firmen zwischen 2008 und 2016 insgesamt mehr als neun Milliarden Euro
Einbußen hinnehmen. Bei den Dienstleistungen im öffentlichen Bereich
bedeutet das konkret 2.192 Euro an entgangenen Lohnsteigerungen pro
Arbeitnehmer für diesen Zeitraum. Treiber ist hier vor allem die wachsende
Dominanz privater oder teilprivater Unternehmen, etwa im Gesundheitswesen
oder in der Abfallwirtschaft. Bei Logistikunternehmen, wozu unter anderem
Speditionen und die Lagerei gehören, liegen die Lohneinbußen pro
Mitarbeiter bei rund 1.600 Euro, in der Rechtsberatung bei 963 Euro und im
Großhandel bei 940 Euro.

Profitieren konnten hingegen Arbeitnehmer bei Finanzdienstleistern und
Energieversorgern. In diesen Branchen hat die Unternehmenskonzentration
abgenommen, sodass Arbeitnehmer Lohnzuwächse verbuchen konnten. Am
stärksten fielen die Lohnsteigerungen bei Finanzdienstleistern mit 2.846
Euro pro Erwerbstätigen und bei Energieversorgern aus (1.107 Euro). Keine
wesentlichen Auswirkungen auf die Löhne konnten die Autoren hingegen in
der Industrie, also in der Elektroindustrie oder im Maschinenbau,
feststellen. Laut Studie liegt dies unter anderem an einer stärkeren
Tarifbindung und schwächer ausgeprägten Digitalisierungseffekten im
Vergleich zur Dienstleistungsbranche.

Superstar-Firmen: Marktmacht für wenige, Einbußen für viele

Wesentlicher Treiber für diese Entwicklung ist die Arbeitsweise von
Superstar-Firmen in digitalisierten Märkten. Sie stellen ihre Produkte und
Dienstleistungen oft besonders effizient her - und dank digitaler
Technologie mit vergleichsweise wenig Mitarbeitern. Dadurch steigern sie
ihre Produktivität und Unternehmensgewinne teilweise massiv und werden
schnell marktbeherrschend. Doch die Löhne können mit diesem rasanten
Wachstum nicht Schritt halten. Die Folge: Der Wettbewerb leidet durch die
Dominanz einiger weniger und der Teil des Wachstums den Arbeitnehmer
erhalten, die sogenannte Lohnquote, sinkt. Andere Unternehmen, die weniger
produktiv und mit höheren Lohnquoten arbeiten, geraten unter Druck und
müssen, auch über Löhne, Kosten senken oder sie werden verdrängt.
"Wirtschafts-Pioniere sind wichtig für unsere Zukunft. Doch wir müssen
sicherstellen, dass die Wirtschaft in der Breite wächst und nicht nur an
der Spitze", so Aart De Geus, Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann
Stiftung.

Die Digitalisierung wirkt für diese Entwicklung als Katalysator: Laut den
Autoren ist der Rückgang der Lohnquote in stark digitalisierten Märkten
teilweise doppelt so groß wie in analog geprägten. Dies lässt sich zum
Beispiel mit der Ausnutzung großer Datenmengen zur Verbesserung eines
Geschäftsmodells erklären. "Gerade digitale Märkte folgen oft dem 'winner
takes all'-Prinzip: Wer Netzwerkeffekte nutzen kann und einmal seine
Marktmacht zementiert hat, hängt die Konkurrenz schnell ab", so Dominic
Ponattu, Wirtschaftsexperte der Bertelsmann Stiftung und Mitautor der
Studie. Das hat insgesamt negative Folgen für die ganze Wirtschaft:
"Superstar-Firmen erarbeiten sich ihren Wettbewerbsvorteil zunächst durch
bessere Qualität oder niedrigere Kosten. Doch langfristig kann sich ihre
Dominanz als schädlich für Innovationen und Inklusives Wachstum erweisen",
kommentiert Ponattu.

Unternehmenskonzentration und Ungleichheit: eine gefährliche Kombination
Die Studie lässt auch Rückschlüsse auf die Gefahr wachsender Ungleichheit
zu: "Wenn Kapitalerträge kräftig steigen, während Löhne langsamer wachsen,
kann diese Entwicklung die Einkommensungleichheit erhöhen" erläutert
Ponattu die Risiken. Verschärft werde diese Entwicklung durch die
zunehmend unterschiedlichen Löhne innerhalb von Branchen: "Superstar-Firmen
entlohnen ihre Mitarbeiter in der Regel besser als viele
Konkurrenten. Doch gesamtwirtschaftlich betrachtet kommt dies nur einer
kleinen Gruppe von Beschäftigen zugute", so Ponattu. Auswege aus dieser
Entwicklung könnten Vermögensbeteiligungen von Mitarbeitern sein, um die
Teilhabe an Firmengewinnen zu stärken. Aber auch Investitionsprogramme
oder Vernetzungsinitiativen für ländliche Regionen sind mögliche Optionen.
Dadurch ließe sich laut Autoren sicherstellen, dass nicht nur einzelne
Innovationszentren rund um städtische Ballungsräume, sondern auch
ländliche Regionen von Wachstum und Innovationen profitieren können.
Grundvoraussetzung dafür sind aber auch eine ausreichende digitale und
soziale Infrastruktur, um Firmen und Mitarbeiter anzusiedeln und ein
attraktives Arbeitsumfeld zu schaffen.


Zusatzinformationen

Die Studie "Unternehmenskonzentration und Lohnquote in Deutschland" hat
für den Zeitraum von 2008 bis 2016 die Entwicklung von
Unternehmenskonzentration, Lohnquote und Produktivität in Dienstleistungs-
und Industrieunternehmen untersucht. Die Analyse wurde von der Prognos AG
im Auftrag der Bertelsmann Stiftung erstellt. Dazu wurden
Unternehmensdaten auf Branchenebene ausgewertet. Für jede Branche wurden
Veränderungen der Unternehmenskonzentration und der Lohnquote im
Beobachtungszeitraum berechnet und anhand statistischer Verfahren auf
ihren Zusammenhang überprüft. Entgangene Lohnzuwächse auf Branchenebene
und je Beschäftigten wurden auf Basis eines alternativen
Entwicklungspfades der Lohnquote überschlagsartig ermittelt. Dieser nimmt
hypothetisch an, wie sich Lohnquote und Entgelte unter sonst
gleichbleibenden Bedingungen entwickelt hätten, wenn die
Unternehmenskonzentration im Beobachtungszeitraum unverändert geblieben
wäre.

Weitere Informationen unter:

www.bertelsmann-stiftung.de

Weitere Analysen und Expertenbeiträge zum Thema Wirtschaft und
Produktivität ab sofort auch auf unserem Blog:

www.inclusive-productivity.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1545: Autonomes Parken wird erprobt (idw)


Technische Universität Braunschweig - 12.11.2018

Autonomes Parken wird erprobt



Ohne lästige Parkraumsuche autonom Parken. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Technischen Universität Braunschweig wollen diese
Vision des autonomen Parkens Wirklichkeit werden lassen. Das neu
errichtete Parkhaus am Flughafen wird dabei zur Testzone.

Autonomes Fahren auf der Autobahn und im Stadtverkehr werden an der TU
Braunschweig bereits länger erforscht. Jetzt kommt mit dem autonomen
Parken ein weiterer Baustein hinzu. Die Tests finden in dem neu
errichteten Forschungsparkhaus am Flughafen Braunschweig statt. In
Absprache mit der Stadt, dem Forschungsflughafen Braunschweig und der
Braunschweiger Parken GmbH sind die baulichen Voraussetzungen für den
Forschungsbetrieb geschaffen worden. Dem Niedersächsischen
Forschungszentrum Fahrzeugtechnik der TU Braunschweig stehen dort mehrere
Parkplätze als Testfeld für Parkvorgänge zur Verfügung. Die digitale
Infrastruktur, die dafür im Parkhaus benötigt wird, unter anderem Sensoren
wie Laserscanner und Kameras, wird jetzt im Rahmen des ersten
Forschungsprojektes SynCoPark installiert.

Mit speziell ausgerüsteten Forschungsfahrzeugen werden verschiedene
Automatisierungsstufen des Ein- und Ausparkens im geschützten Raum, im
Mischverkehr und mit Fußgängern getestet. "Die Herausforderung des
autonomen Parkens in Parkhäusern ist unter anderem die Entwicklung
zuverlässiger Systeme zur Lokalisierung und Kommunikation, da eine Ortung
mit GPS in Parkhäusern nicht möglich ist", sagt Priv. Doz. Dr.-Ing. Roman
Henze, Forschungsfeldleiter "Intelligentes Fahrzeug und vernetztes Fahren"
am Niedersächsischen Forschungszentrum Fahrzeugtechnik der TU Braunschweig

Projekt SynCoPark zur Standardisierung des autonomen Parkens bereits
gestartet

Im Rahmen des neu gestarteten Projektes SynCoPark (Synergien aus
Kooperation und Standardisierung im herstellerunabhängigen automatisierten
Parken) arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der TU
Braunschweig und verschiedene Industrievertreter gemeinsam daran, dass
durch Standardisierung autonomes Parken bald flächendeckend(er) verfügbar
ist. Ziel ist es, Parkvorgänge in unterschiedlichen Automatisierungsgraden
unabhängig vom Fahrzeughersteller, Infrastrukturdienstleister und
Parkhausbetreiber durchzuführen. Das Projekt SynCoPark wird aus Mitteln
des Forschungsprogramms zur "Automatisierung und Vernetzung im
Straßenverkehr" vom Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit 2,5 Mio. Euro für 27 Monate gefördert.

Neben dem Konsortialführer, dessen Rolle das Niedersächsische
Forschungszentrum Fahrzeugtechnik (NFF) der TU Braunschweig mit dem
Institut für Fahrzeugtechnik (IfF), dem Institut für Automobilwirtschaft
und Industrielle Produktion (AIP) sowie der Forschungsstelle
Mobilitätsrecht übernimmt, sind im Projekt die APCOA PARKING Deutschland
GmbH, EDAG Engineering GmbH, GOLDBECK GmbH, NavCert GmbH und die PRETHERM
GmbH vertreten. Assoziierte Partner des Projektes sind die Allianz für die
Region GmbH, ITS Deutschland GmbH, Leica Geosystems GmbH, Volkswagen AG
sowie die BMW Group.


Fachtagung zum Intelligenten Parken am 13. November

Unter dem Motto "Intelligentes Parken der Zukunft" findet am 13. November
2018 der "Park X Congress 2018" im Niedersächsischen Forschungszentrum
Fahrzeugtechnik (NFF) am Braunschweiger Forschungsflughafen statt. Die
Fachtagung ist eng an das Projekt im neuen Braunschweiger
Forschungsparkhaus geknüpft und widmet sich in Vorträgen und einer
begleitenden Ausstellung Themen vom automatisierten Valet-Parken bis hin
zu Kundenanforderungen an ein intelligentes Parkhaus.

Weitere Informationen unter:

http://www.its-mobility.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution179

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Braunschweig, 12.11.2018
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MELDUNG/584: Polizeigesetz Sachsen - Kritik an geplanter Gesichtserkennung im Grenzgebiet (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 12. November 2018

Polizeigesetz Sachsen: tschechische, polnische und deutsche Kritik an
geplanter Gesichtserkennung im Grenzgebiet



Die Grundrechteorganisation Digitalcourage, ihre tschechische
Partnerorganisationen IURE und die polnische Panoptykon Foundation
kritisieren die geplante präemptive [1] automatische Gesichtserkennung im
Grenzgebiet zwischen Sachsen, Tschechien und Polen scharf. Der Entwurf für
ein neues Sächsisches Polizeirecht wird am Montag, 12. November 2018 im
sächsischen Landtag im Rahmen einer Expertenanhörung diskutiert.

In einer Stellungnahme kritisiert Digitalcourage darüber hinaus den Kurs
der Überwachungspolitik, den die Regierungskoalition aus CDU und SPD mit
der geplanten Reform verfolgt. Digitalcourage warnt insbesondere vor dem
geplanten Einsatz von V-Personen und Maschinengewehren, vor dem Begriff der
"abstrakten Gefahr", der Betroffenheit von Kontakt- und Begleitpersonen und
vor der geplanten präemptiven Überwachung der Telekommunikation [2].

Präemptive automatische Gesichtserkennung im Grenzgebiet
Digitalcourage kritisiert in einer Stellungnahme unter anderem §
59 des geplanten neuen Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes
(SächsPVDG): "Einsatz technischer Mittel zur Verhütung schwerer
grenzüberschreitender Kriminalität".

"Die geplante Grenzüberwachung verhängt über große Teile Sachsens eine Art
Ausnahmezustand und ist ein Akt des Misstrauens gegenüber unseren
tschechischen und polnischen Nachbarn", sagt Friedemann Ebelt von
Digitalcourage. "Artikel 12 der Verfassung des Freistaates fordert
grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit - nicht präemptive,
automatisierte Überwachung."

IURE und Abgeordnete der tschechischen Piraten-Partei haben angekündigt,
sich zum Thema an den tschechischen Außenminister Tomáš
Petříček zu wenden:

"Aus der Sicht der tschechischen Bürger betrachten wir die geplanten
Kamerasysteme in einer Tiefe von 30 Kilometern entlang der Grenze als
Gefahr. (...) Obwohl das erklärte Ziel die Bekämpfung der
grenzüberschreitenden Kriminalität ist, darf nicht übersehen werden, dass
es sich um einen umfassenderen Eingriff in die Rechte aller
Grenzüberschreitenden handelt.", sagt der IURE-Anwalt Jan Vobořil [3].

"Der Einsatz von Systemen zur Gesichtserkennung bedeutet, dass jede Person
als potenziell verdächtig behandelt wird. Diese Pläne demonstrieren einen
Mangel an Vertrauen zwischen polnischen und deutschen Polizeibeamten", sagt
Wojciech Klicki, Leiter der Rechtsabteilung der polnischen Panoptykon
Foundation. "Die Erfassung von personenbezogenen Daten kann nur in
konkreten und begründeten Einzelfällen gerechtfertigt sein. In allen
anderen Fällen sind derartige Systeme im Kern ein Mittel der
Massenüberwachung der lokalen Bevölkerung und Pendlerinnen und Pendlern aus
Polen."

"Digitalcourage beobachtet mit großer Sorge, dass Justiz und Polizei in
Sachsen mit den geplanten Änderungen einen präemptionsstaatlichen Charakter
erhalten sollen", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage. "Die geplante
präemptive Telekommunikations- und Videoüberwachung inklusive der
Datenverarbeitungsbefugnisse verlagern den Fokus polizeilicher Arbeit von
Ermittlungsarbeit zu Überwachungsarbeit."

Große Teile Sachsens betroffen 

Zur intensiven Überwachungszone vorgesehen sind 30 % bis 50 % der gesamten
Fläche des Freistaats, genauer: nahezu die gesamten Landkreise Görlitz,
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, der Erzgebirgskreis, weite Teile des
Vogtlandkreises sowie des Landkreises Mittelsachsen. Das definierte
Grenzgebiet erstreckt sich bis Dresden und Chemnitz.

Kriminalität mit Grenzbezug sinkt

"Die Zahl der Straftaten in den Gemeinden entlang der sächsischen
Außengrenze zu Polen und Tschechien ist so niedrig, wie seit zehn Jahren
nicht mehr." (PM der Polizei Sachsen vom 23.03.2018)
https://www.polizei.sachsen.de/de/MI_2017_55718.htm

Videoüberwachung

Die Konferenz der unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes und der
Länder kommt in ihrer Entschließung vom 30. März 2017 zum Ergebnis:
"Der Einsatz von Videokameras mit biometrischer Gesichtserkennung kann die
Freiheit, sich in der Öffentlichkeit anonym zu bewegen, gänzlich zerstören.
Es ist kaum möglich, sich solcher Überwachung zu entziehen oder diese gar
zu kontrollieren" (Datenschutzkonferenz 2017)

https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/en/20170330_en_gesichtserkennung.pdf

Digitalcourage fordert Abbruch des Gesetzgebungsverfahrens
Das Sächsische Innenministerium hat Nachfragen von Digitalcourage zu den
geplanten Änderungen bisher nicht beantwortet. Nach Einschätzung von
Digitalcourage ist zur Zeit davon auszugehen, dass mildere Mittel als
Alternativen für die geplante Grenzüberwachung nicht geprüft wurden und,
dass eine notwendige Datenschutzfolgeabschätzung für § 59 nicht
erstellt wurde. Aus diesen Gründen fordert Digitalcourage einen Stopp des
Gesetzgebungsverfahrens, besonders weil die Sorgfaltspflicht bei derart
gravierenden Grundrechtseingriffen Vorrang hat.


Demonstration am 17. November in Dresden und weitere Termine
Am 17.11. ruft das Bündnis "Polizeigesetz stoppen" zu einer Demonstration
gegen das geplante neue Polizeirecht auf:

https://polizeigesetz-stoppen.de/termine/?mc_id=48

Das Bündnis Polizeigesetz stoppen! ruft zu Aktionswoche vom 10. bis 18.
November 2018 auf:

https://polizeigesetz-stoppen.de

Weitere Termine:

https://polizeigesetz-stoppen.de/termine/


Anmerkungen

[1] Zum Begriff präemptiv siehe S. 5 der Stellungnahme von Digitalcourage.
Kurz: Nach Einschätzung von Digitalcourage sind die geplanten
verschärfenden Maßnahmen nicht als präventiv (verhindernd, vorbeugend) zu
bewerten, sondern als präemptiv (im Voraus eingreifend).

[2] https://digitalcourage.de/blog/2018/stellungnahme-polizeigesetz-sachsen

PDF: https://digitalcourage.de/sites/default/files/2018-11/Digitalcourage_Stellungnahme_Polizeirecht_Sachsen_Nov_2018_0.pdf

[3] Pressemitteilung von IURE und tschechischen Piraten:

http://www.iure.org/15/tiskova-zprava-saska-policie-se-chysta-podel-hranic-s-cr-instalovat-kamery-s-rozpoznavanim-oblice


Weitere Informationen:

• Pressemitteilung von Amnesty International:

http://amnesty-sachsen.de/pressemitteilungen/pm-neues-saechsisches-polizeigesetz-stellt-buerger_innen-unter-generalverdacht-und-gefaehrdet-die-menschenrechte/

• Entwurf der Sächsischen Polizeireform

http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=14791&dok_art=Drs&leg_per=6&pos_dok=0&dok_id=undefined

(§ 59 auf PDF-Seite 45 & Stellungnahmen ab PDF-Seite 287)

• Polizeiliche Kriminalstatistik vorgestellt

https://www.polizei.sachsen.de/de/MI_2017_55718.htm

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 12. November 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/583: Ehrenpreis pro reo für türkische Rechtsanwältin Ayse Acinikli (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. November 2018

Ehrenpreis pro reo für türkische Rechtsanwältin Ayse Acinikli



Köln/Berlin (DAV). Die Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) zeichnete am vergangenen Samstag die türkische
Rechtsanwältin Ayse Acinikli mit dem Ehrenpreis pro reo aus.

Die Rechtsanwältin und Strafverteidigerin vertritt in Istanbul viele
Oppositionelle, was ihr den Vorwurf der Unterstützung oder gar
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung eingebracht hat.
Im Jahr 2016 erhielt sie gemeinsam mit mehreren türkischen Kolleginnen
und Kollegen den Menschenrechtspreis der europäischen
Anwaltsvereinigung CCBE. Im selben Jahr saß sie fünf Monate lang in
Untersuchungshaft. Die von ihr mitgegründete Anwaltsvereinigung für
die Freiheit (ÖHD) wurde von den türkischen Behörden verboten.

"Unbeeindruckt von den ihr drohenden persönlichen Nachteilen und
Gefahren setzt sie ihre Arbeit für ihre Mandanten unter sich ständig
verschlechternden rechtlichen Bedingungen fort. Dafür gebührt ihr
höchste Anerkennung", so die Jury in ihrer offiziellen Begründung.

Die Auszeichnung wurde Ayse Acinikli im Rahmen des Herbstkolloquiums
der AG Strafrecht in Köln feierlich überreicht. Die Laudatio hielt der
Kölner Rechtsanwalt Hanswerner Odendahl.

Die Förderung und Sicherung einer unabhängigen, uneingeschränkten und
wirksamen Strafverteidigung ist ein ureigenes Anliegen der
Arbeitsgemeinschaft Strafrecht. Diesem Gedanken entspringt die Idee,
eine Strafverteidigerin, einen Strafverteidiger oder eine Person des
öffentlichen Lebens für ihren herausragenden Beitrag zur Förderung
dieser Ziele besonders zu ehren.

Der Ehrenpreis pro reo wurde erstmals 2004 in München verliehen. Hier
eine Übersicht der bisherigen Preisträgerinnen und Preisträger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 27/18 vom 12. November 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2147: EKD-Synode berät über "Kirche im digitalen Wandel" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 13.11.2018

"Es braucht die vernetzten Vielen"

EKD-Synode berät über "Kirche im digitalen Wandel"



Ein Innovationsfonds in Höhe von 1 Million Euro, eine bessere personelle
Ausstattung, das Projekt "Kirche bei dir" und die Schaffung eines
Medienpools: Diese konkreten Maßnahmen zur Fortführung des Prozesses
"Kirche im digitalen Wandel" sind heute Vormittag der EKD-Synode
vorgestellt worden. Sie sind das Ergebnis eines einjährigen, breit
angelegten Prozesses zum Umgang mit der digitalen Transformation in der
evangelischen Kirche.

"Immer wieder wurde in unserem Prozess die "föderale" Kirchenstruktur im
Protestantismus als wertvoll gewürdigt - und zwar besonders im Blick auf
digitale Experimentierfreudigkeit", betonte Volker Jung, Kirchenpräsident
von Hessen und Nassau und Mitglied des Rates der EKD in seiner Einbringung.
"Um digitale Entwicklung wirklich gestalten zu können, braucht es die
vernetzten Vielen. Und wer ganz genau hinschaut, erkennt schnell, dass
darin auch die Chance liegt, Kirche neu zu beleben."

Den vorgeschlagenen Maßnahmen liegen vier strategische Ziele zugrunde, die
sich den Handlungsfeldern Kommunikation und Kultur, Prozesse und Standards
sowie Ethik und Theologie zuordnen lassen. Neben dem Einsatz digitaler
Instrumente in der Kommunikation, in der Verwaltung wie in den Leitungs-
und Organisationsstrukturen geht es dabei auch um die theologisch-ethische
Reflexion der Digitalisierung in der öffentlichen Debatte.

Der vollständige Wortlaut des Berichts steht zur Verfügung unter:

https://www.ekd.de/weitere-berichte-39241.htm

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 151/2018 vom 13.11.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2146: EKD-Finanzen - "Veränderungen stehen an" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 12.11.2018

EKD-Finanzen: "Veränderungen stehen an"

216 Millionen Euro stehen für EKD-Aufgaben zur Verfügung



Die in Würzburg tagende Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) hat sich am 12. November 2018 in erster Lesung mit dem
Haushaltsentwurf für das Jahr 2019 befasst. Wichtigste Finanzierungsquelle
ist die von den Landeskirchen aufzubringende Allgemeine Umlage. Diese
steigt um 4 Prozent auf 94,5 Millionen Euro an. Darin schlägt sich die
weiterhin noch positive Kirchensteuerentwicklung der Landeskirchen in den
vergangenen drei Jahren nieder, erläuterte Ratsmitglied Andreas Barner, der
den Haushaltsentwurf in die Synode einbrachte. Barner unterstrich in seiner
Rede vor den EKD-Synodalen: "Die finanzielle Lage der EKD ist derzeit immer
noch gut. Das verschafft Luft, die mittelfristige Ausrichtung unserer
Kirche zu planen und dafür notwendige Maßnahmen umzusetzen." Für 2019 sieht
der Haushaltsentwurf mit 216 Millionen Euro ordentliche Aufwendungen in
vergleichbarer Höhe zum Vorjahr vor. Die EKD hat entschieden, zusätzlich
rund 1 Million Euro aus Rücklagenmitteln als Finanz-Rahmen für die
Umsetzung des jüngsten Maßnahmenpaketes "Aufarbeitung und Prävention von
sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche" bereitzustellen.

Zu den langfristigen Perspektiven der Kirchenfinanzen hielt Andreas Barner
fest: "Ein deutlicher Rückgang der Kirchensteuereinnahmen schon bis zum
Ende der kommenden Dekade ist in hohem Maße wahrscheinlich. Deutliche
Veränderungen stehen an. Darauf müssen wir uns vorbereiten. Wir werden
intensiver als bisher Prioritäten und Posterioritäten diskutieren müssen."
Die EKD hat das Forschungszentrum Generationenverträge der Universität
Freiburg mit Prognoserechnungen bis zum Jahr 2060 beauftragt. Diese sind
derzeit in Erarbeitung und werden der EKD-Synode auf ihrer Tagung im Herbst
2019 präsentiert.

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses, Friedrich Vogelbusch, wies in
seiner Rede vor der Synode auf die zahlreichen aus dem EKD-Fonds zur Hilfe
und Unterstützung von Geflüchteten geförderten Projekte hin: "Die EKD hat
von Anfang 2016 bis heute für 66 beantragte Projekte 5,92 Millionen Euro
zur Verfügung gestellt. Damit sind 98,6 Prozent der insgesamt für den
Sonderfonds bereitgestellten Haushaltsmittel verwendet worden." Vogelbusch
weiter: "Die Haushaltsentscheidungen der Synode haben hier ganz konkret
ihre segensreiche Wirkung gezeigt. Leben wurde gerettet, neue Lebensanfänge
ermöglicht und Hilfe vor Ort geleistet. Ich bin außerordentlich dankbar für
diese Initiative unserer Synode." Vogelbusch zeigte sich ferner erfreut
über das Vorhaben des Bundes, kirchliche Baumaßnahmen in Jerusalem deutlich
unterstützen zu wollen.

Die vielfältigen Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer
20 Landeskirchen mit rund 13.900 Kirchengemeinden verursachen Aufwände von
knapp 12,3 Milliarden Euro jährlich. Die großen christlichen Kirchen sind
eine tragende Säule des deutschen Sozialstaates. Beispielsweise ist jede
dritte Kita in Deutschland in christlicher Trägerschaft. Dort, wo die
Kirche im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips gesellschaftliche Aufgaben
übernimmt, erhält sie auch öffentliche Mittel zur Finanzierung dieser
Aufgaben. Wichtigste Einnahmequelle bleibt die Kirchensteuer. Diese lag im
Jahr 2017 bei 5,6 Milliarden Euro.

Würzburg, 12. November 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 150/2018 vom 12.11.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06745: Kein Weg nach Rom ist heilig (SB)


Man muß Fernschachspieler sein, um sich mit einer Stellung wie der im
heutigen Rätsel der Sphinx anfreunden zu können. Weiß ist am Zuge,
nachdem Schwarz zuletzt mit 1...Lg7xe5! einen Bauern geschlagen und
damit eine dritte Figur zum Rückgewinn bereitgestellt hat. Vierfach
spaltet sich der Weg, den unser Schachfreund Porzig aus Altenburg
gehen kann. Drei der Möglichkeiten führen zum sofortigen
Zusammenbruch, die letzte, die er wählte, hielt ein paar Züge länger
stand, war im Kern jedoch ebenfalls dem Untergang geweiht. Weiß stand,
mit anderen Worten, vor dem Verlust. Reizvoll ist die Stellung
dennoch, denn selten kommt beim Nahschach ein Motiv zustande wie
dieses, wo die Hälfte der schwarzen Offiziere zugleich bedroht ist und
der Nachziehende nichtsdestotrotz notwendig gewinnen muß. Nun,
Wanderer, das Analysieren ist des Schachers liebste Beschäftigung und
hier bietet sich eine Menge Stoff dafür an. Viele Wege führen nach
Rom, aber keiner davon ist heilig. Welchen Canossagang wählte Weiß, um
die Partie wenigstens noch eine Weile weiterspielen zu können?






[image: SCHACH-SPHINX/06745: Kein Weg nach Rom ist heilig (SB)]



Porzig - Berner

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach dem letzten groben Fehler 1...Da7-a5? war die schwarze Stellung
nicht mehr zu retten. Der Rumäne Suba belegte den dritten Platz beim
Interzonenturnier in Las Palmas 1982 mit einem gelungenen Sieg über
den Weltklassespieler Jan Timman: 2.Le8xf7+! Le6xf7 3.Tc2-c8+ Lg7-f8
4.Df4-d6 Da5-a3 5.Tc8xf8+ Kg8-g7 6.Dd6xa3 Ta1xa3 7.Tf8-d8 Ta3-a2
8.Td8xd4 Ta2xe2 9.Sf1-e3 Lf7-e6 10.Td4-e4 Te2-e1+ 11.Se3-f1 Te1xe4
12.d3xe4 Kg7-f6 13.f2-f4 g6-g5 14.h4xg5 h6xg5 15.Kg1-f2 und Schwarz
gab auf, was er schon längst hätte tun sollen.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/460: Uni Witten/Herdecke - Die anthroposophiebasierte Psychotherapie, 22.11.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Einblicke in die anthroposophiebasierte Psychotherapie

Gastvortrag findet am 22. November um 16 Uhr in der Universität
Witten/Herdecke statt



Evidenzbasiert, achtsamkeitsbasiert, mentalisierungsbasiert - diese
Psychotherapien gibt es bereits. Weniger bekannt ist die Methode der
anthroposophiebasierten Psychotherapie. Vorgestellt wird dieser Ansatz
von Markus Treichler und Johannes Reiner, Vorstände der Deutschen
Gesellschaft für Anthroposophische Psychotherapie. Die Gastvorlesung
findet am 22. November 2018 in der Universität Witten/Herdecke statt
(16 Uhr, Raum 1203).

Markus Treichler war 25 Jahre lang Leiter der Psychosomatischen
Abteilung an der anthroposophisch ausgerichteten Filderklinik in
Filderstadt-Bonlanden. Dr. Johannes Reiner ist Psychiater und
Psychotherapeut in eigener Praxis in Stuttgart. Zusammen haben sie ein
Fortbildungscurriculum entwickelt, in dem die theoretischen
Grundlagen, die praktische Anwendung und die Selbstschulung des
Therapeuten vermittelt werden. Dies wird in dem Vortrag in
wesentlichen Grundzügen dargestellt. Der Besuch der Veranstaltung, die
auch für die allgemeine Öffentlichkeit gedacht ist, ist kostenfrei,
eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/246: Amelie Deuflhard als "Europäische Kulturmanagerin 2018" geehrt (Kampnagel)


Kampnagel - Presseinformation vom 13. November 2018

Amelie Deuflhard erhält Auszeichnung Europäische Kulturmanagerin
2018



Kampnagel Intendantin Amelie Deuflhard ist Europäische Kulturmanagerin
des Jahres 2018. Diese Ehrung erhielt sie auf dem Europäischen
Kulturmarken-Award, der am 12. November im Radialsystem in Berlin
stattgefunden hat. Insgesamt hat eine 39-köpfige Expert*innen-Jury aus
Wirtschaft, Politik, Kultur und Medien neun Preisträger*innen in acht
unterschiedlichen Kategorien für diesen jährlich vergebenen
Kulturpreis ausgewählt. In der Kategorie Europäische*r
Kulturmanager*in waren in diesem Jahr außerdem der Intendant der
Komischen Oper Berlin, Barrie Kosky, und Shermin Langhoff, Intendantin
des Berliner Gorki Theaters, nominiert.

In der Begründung der Jury heißt es, Amelie Deuflhard sei zur
Europäischen Kulturmanagerin des Jahres 2018 gewählt worden, weil sie
zu den herausragenden Akteur*innen in der deutschen und europäischen
Theaterlandschaft gehöre und seit Mitte der 90er Jahre die
internationale freie Szene der darstellenden Künste entscheidend mit
geprägt habe. "Während ihrer Zeit in Berlin und später in Hamburg hat
sie ein weit umspannendes Netzwerk aus Künstlern, Kuratoren,
Festivals, den Medien, Theatern, Förderern, und Wissenschaftlern
aufgebaut, von dem der Sektor nachhaltig profitiert."

Amelie Deuflhard freut sich über die am Montagabend verliehene
Auszeichnung und sieht sie vor allem als Anerkennung für ihr
internationales Agieren im Kulturbetrieb: "Es ist mir wichtig,
europäische Künstler*innen global zu vernetzen. Gerade jetzt, wo
Grenzen wieder geschlossen und Mauern gebaut werden, müssen wir als
Kulturinstitution gegensteuern und uns öffnen. Auf Kampnagel zeigen
wir internationale Produktionen, die die gesellschaftliche Realität in
vielen Teilen der Welt abbilden und arbeiten permanent daran, ein
diverses Publikum damit zu erreichen."

In den weiteren Kategorien wurden auf dem diesjährigen Europäischen
Kulturmarken-Award die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden, das
Faust-Festival München, die AVL Cultural Foundation, die Trier
Tourismus und Marketing GmbH, die MUTIK gGmbH und die Bielefeld
Marketing GmbH ausgezeichnet. Dieter Kosslick, Direktor der
Internationalen Filmfestspiele Berlin, erhielt eine Auszeichnung für
sein bisheriges Lebenswerk.

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/245: Bund setzt mit 12 Mio. Euro die Förderung des "Bündnisses internationaler Produktionshäuser" fort (Kampnagel)


Kampnagel - Presseinformation vom 13. November 2018

Bund setzt mit 12 Mio. Euro die Förderung des "Bündnisses
internationaler Produktionshäuser" für zeitgenössische darstellende
Künste in Deutschland bis 2021 fort



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner letzten
Sitzung die Weiterförderung des Bündnisses internationaler
Produktionshäuser durch die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur
und Medien in den Jahren 2019 bis 2021 in Höhe von insgesamt 12
Millionen Euro beschlossen. Er setzt damit in einem ersten Schritt das
im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vereinbarte Vorhaben um, die
Förderung der internationalen Produktionshäuser substantiell zu
stärken. Auch die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien, Staatsministerin Monika Grütters, begrüßte die Entscheidung.

Dem 2015 gegründeten Bündnis internationaler Produktionshäuser
gehören die sieben größten Produktions- und Präsentationsorte für
zeitgenössische Tanz-, Theater-, Musik-, Neue Medien- und
Performance-Kunst in Deutschland an: FFT Forum Freies Theater
Düsseldorf, HAU Hebbel am Ufer (Berlin), HELLERAU - Europäisches
Zentrum der Künste (Dresden), Kampnagel (Hamburg), Künstlerhaus
Mousonturm (Frankfurt am Main), PACT Zollverein (Essen) und tanzhaus
nrw (Düsseldorf). Im Bündnis führen die Häuser ihre Expertisen und
Erfahrungen als zentrale kultur- und gesellschaftspolitische Akteure
zusammen, um lokale und internationale künstlerische Perspektiven mit
ihren jeweiligen Stadtgesellschaften in einen kontinuierlichen,
offenen und vielfältigen Austausch zu bringen.

Bereits in den Jahren 2016 bis 2018 wurde das Bündnis internationaler
Produktionshäuser mit jährlich 4 Millionen Euro von der Beauftragten
der Bundesregierung für Kultur und Medien gefördert. Dadurch konnte
das Bündnis einen erheblichen Beitrag zur Qualitätssteigerung im
Sektor der darstellenden Künste in Deutschland leisten. So entstanden
zusätzlich über 250 gemeinsame Veranstaltungen, Konferenzen,
Kooperationen und künstlerische Formate sowie neukonzipierte
Initiativen wie Residenz-, Recherche- oder Nachwuchsprogramme zur
Förderung der Arbeitskontexte von Künstler*innen, Gruppen und
Produzent*innen. Die Akademie für Performing Arts Producers, die 2018
zum ersten Mal stattfand, kann dank der Weiterförderung fortgeführt
werden. Auch die Stärkung ortsspezifischer Kollaborationen - unter
Einbindung wissenschaftlicher Institutionen, sozialer und
zivilgesellschaftlicher Initiativen und interkultureller Ansätze - und
der internationale Austausch sind zentraler Bestandteil der
Bündnis-Arbeit. Exemplarisch hierfür steht das gemeinsam erarbeitete
Programm des Festivals "Claiming Common Spaces - Kunst und urbane
Praxis", das im Juni 2018 in Berlin stattfand. Für 2019 ist eine
weitere Ausgabe von "Claiming Common Spaces" in Düsseldorf geplant.

Der Entscheidung im Haushaltsauschuss ging eine positive Evaluation
der bisherigen Arbeit des Bündnisses durch die Universität Leipzig
voraus. Für den Haushalt 2019 ist eine Förderung in Höhe von
4 Millionen Euro vorgesehen, für 2020 und 2021 wurden
Verpflichtungsermächtigungen in gleichem Umfang beschlossen.

Dazu Johannes Kahrs, Berichterstatter der SPD für Kultur und Medien im
Haushaltsausschuss des Bundestages: "Es freut mich, dass es uns
gelungen ist, das Vorhaben der Weiterförderung der Produktionshäuser
aus dem Koalitionsvertrag umzusetzen. Hier wird international und
lokal wegweisende Arbeit im Bereich der Künste und ihrer
gesellschaftlichen Wirkung geleistet. Orte wie Kampnagel Hamburg oder
das Festspielhaus Hellerau in Dresden sind aus unseren Großstädten
nicht wegzudenken."

Dazu Patricia Lips, Berichterstatterin der CDU/CSU für Kultur und
Medien im Haushaltsausschuss des Bundestages: "Das Bündnis
internationaler Produktionshäuser stellt ein einmaliges Netzwerk
sieben renommierter Einrichtungen dar, das in fünf Bundesländern in
der Tanz-, Theater-, Kunst- und Musikszene wichtige innovative Impulse
setzt. Weit über die regionale Bedeutung hinaus werden so national
relevante Modellansätze mit bundesweiter Ausstrahlung realisiert."

Dazu die sieben Intendant*innen im Bündnis internationaler
Produktionshäuser: "Unsere Häuser, das hat der Beschluss
unterstrichen, haben sich als Institutionen neuen Typs in der
deutschen Kultur- und Theaterlandschaft etabliert. Sie sind lokale,
interdisziplinäre Produktionsstätten und zugleich hochvernetzte
Austauschplattformen für die freischaffenden Künstlerinnen und
Künstler in Deutschland. Deshalb haben sie als 'Welt-Stadt-Labore'
Modellcharakter im ganzen deutschsprachigen Raum und tragen maßgeblich
zur internationalen Ausstrahlung bei, insbesondere der
zeitgenössischen darstellenden Künste aus Deutschland."

Amelie Deuflhard, Intendantin Kampnagel: "Ich freue mich über die
Weiterförderung als eine Bestätigung und Wertschätzung der
erfolgreichen Arbeit der Internationalen Produktionshäuser durch den
Bundestag. Die Förderung ermöglicht innerhalb des Netzwerkes
Langzeitprojekte zu globalen Fragestellungen wie Migration,
Dekolonisierung, Klimawandel, Geschlechtergerechtigkeit oder
Digitalisierung. Außerdem können auf Kampnagel internationale
Neuproduktionen entwickelt werden, die von Hamburg aus durch die Welt
touren."

Dr. Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien der Freien und
Hansestadt Hamburg: "Besonders freue ich mich, dass der Bundestag auch
in den kommenden Jahren die Förderung des Bündnisses internationaler
Produktionshäuser in Deutschland beibehält, zu denen auch Kampnagel
gehört. Produktionshäuser wie Kampnagel machen die Bedeutung der
freien darstellenden Kunst für unsere Gesellschaft immer wieder
deutlich. Sie sind unverzichtbar. Mit seinem Beschluss hat der
Bundestag die Bedeutung der internationalen Produktionshäuser
unterstrichen. Dieser Punkt war mir in den Koalitionsverhandlungen im
Bund besonders wichtig um die Vielfalt der Kultur weiter zu stärken."

Mit der Förderung im Rahmen des Bündnis internationaler
Produktionshäuser konnte Kampnagel bisher auf vielfältige Weise lokale
Wirksamkeit und internationale Strahlkraft produzieren: Mit dem
MIGRANTPOLITAN wurde etwa ein mehrfach preisgekrönter Ort, Labor und
Treffpunkt für diverse lokale Communities geschaffen, der die
gesellschaftlichen Zuordnungen in »Refugees« und »Locals« hinter sich
lässt. Gleichzeitig werfen große internationale Tanz- und
Theaterprojekte neue Perspektiven auf die Gegenwart im »Zeitalter der
Migration«: beispielhaft seien Sidi Larbi Cherkaoui mit FRAKTUS V oder
der Themenfokus QUEERS IN EXILE genannt. Internationale
Neuproduktionen wie José Vidals FRÜHLINGSOPFER, Sasa Asentics
DIS_SYLPHIDE oder Sarah Michelsons FEBRUARY2018/PP stärken Kampnagel
als lokal agierenden und international produzierenden und vernetzenden
Akteur.

Amelie Deuflhard dankt den Berichterstattern für Kultur und Medien der
Regierungsparteien, Johannes Kahrs (SPD) und Patricia Lips (CDU) und
der Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) für ihre
Unterstützung. Dank auch an Carsten Brosda, Senator für Kultur und
Medien, der ihr in dem gesamten Prozess mit Rat und Tat zur Seite
stand.

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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FESTIVAL/154: Berlin - Das Moks beim Theaterfestival "Augenblick mal!" 2019, 7. bis 12. Mai 


THEATER BREMEN - Pressemitteilung: 16.10.2018

Fünfte Einladung in Folge für das Moks zu "Augenblick mal!"



Auch in diesem Jahr wird das Moks beim bedeutendsten bundesweiten
Festival des Theaters für junges Publikum Augenblick mal! vertreten
sein: Im Mai 2019 wird in Berlin "Waisen" von Dennis Kelly in der
Regie von Konradin Kunze bei Augenblick mal! 2019 zu sehen sein.

Aus 168 Produktionen der letzten beiden Spielzeiten hat das
fünfköpfige Kuratorium des nationalen Festivals des Theaters für
junges Publikum Augenblick mal! fünf Produktionen für Kinder und fünf
für Jugendliche ausgewählt: Sie stammen von Theatern aus acht
Bundesländern und werden in der 15. Ausgabe des Festivals vom 7. bis
12. Mai 2019 in Berlin gezeigt. Darunter: JUNGES.THEATERBREMEN / Moks
mit Dennis Kellys "Waisen" in der Regie von Konradin Kunze.

Zum fünften Mal in Folge ist das Moks mit einer Produktion bei
Augenblick mal! vertreten: 2011 mit "Für ewig und hundertmillionen
Tage" von Theo Fransz, 2013 mit "Weiße Magie" von
Gintersdorfer/Klaßen, 2015 die Jungen Akteure mit ihrer Produktion
"Kinder|SOLDATEN" von Gernot Grünewald und 2017 mit Birgit Freitags
Tanzduett "Eins zu Eins".

Rebecca Hohmann, Leiterin des Moks: "Wir freuen uns riesig und sind
sehr stolz. Dass wir so kontinuierlich in der oberen Liga der Kinder-
und Jugendtheater mitspielen, ist schon eine Sensation. Es bestärkt
unseren Arbeitsansatz, der davon geprägt ist, gesellschaftlich
relevante Themen auf die Bühne zu bringen und dabei unser Publikum im
Blick zu haben und in der ästhetischen Umsetzung immer wieder neue
Experimente zu wagen. Es ist die Bestätigung für die Ensemblearbeit
von Junges.TheaterBremen, die alle Mitarbeiter*innen vom Schauspiel
bis zur Technik mit einschließt."

Im Moks wird "Waisen" übrigens für alle Zuschauer*innen ab 14 Jahren
im Frühjahr wieder zu sehen sein, geplant sind Vorstellungen im März
und April, bevor die Produktion dann zu Augenblick mal! 2019 nach
Berlin fährt.

Ein Großteil des diesjährigen Festivalprogramms widmet sich der
Bearbeitung politischer Fragestellungen. Thematisiert werden dabei
Genderfragen, Fremdheit, Populismus, Prostitution, Rassismus, der
Umgang mit Regeln und autoritären Verhältnissen oder die
Auseinandersetzung mit demokratischer Entscheidungsfindung.
Bemerkenswert ist, dass zwei der eingeladenen Inszenierungen von
inklusiven Ensembles erarbeitet wurden. Die zehn ausgewählten Stücke
zeigen eine enorme Bandbreite theatraler Formen: neben
Sprechtheaterarbeiten, die auf Theatertexten oder Bilderbüchern
beruhen, finden sich Stückentwicklungen und performative Formate.
Mittel des Figurentheaters spielen ebenso eine Rolle, wie
Installationen, der Einsatz eines Chores junger Menschen, die
interaktive Einbeziehung des Publikums und Live-Musik. Auffällig ist
außerdem die große Anzahl von Koproduktionen, in denen freie Ensembles
mit Stadttheatern zusammenarbeiten. Allerdings befanden sich im
Vergleich zu vorherigen Jahrgängen nur wenige Tanz- und
Musiktheaterproduktionen unter den eingereichten Vorschlägen der
Theater.

Die fünf Kurator*innen des Festivals zeigten sich begeistert von der
Vielzahl sehr guter Inszenierungen für junges Publikum, die oft auch
fernab der großen Städte zu finden sind. Für ihre Entscheidung
einigten sie sich auf drei Kriterien: Geht die Inszenierung
wegweisende Wagnisse ein? Lädt sie ein zum selber fühlen, denken und
urteilen? Und ist sie relevant für alle Zuschauer*innen?

Im Auswahlgremium von Augenblick mal! 2019 waren der preisgekrönte
Theaterautor Carsten Brandau aus Hamburg, der als Referent der
Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung und in der
freien Jugendarbeit beschäftigte Theaterpädagoge C. Özyurt-Günec aus
Berlin, Bianca Sue Henne, die im Leitungsteam des Jungen Staatstheater
Parchim - Mecklenburgisches Staatstheater tätig ist, die
Chefdramaturgin für Musiktheater am Staatstheater Mainz, Ina Karr, und
die Kulturredakteurin der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, Eva-Maria
Magel. Insgesamt sichteten die Kurator*innen 412 Aufzeichnungen bzw.
Theateraufführungen eingereichter Inszenierungen für Kinder oder
Jugendliche, bevor sie sich im gemeinsamen Gespräch auf zehn
Inszenierungen festlegten.

"Die diesjährige Auswahl zeigt erneut die Vielfalt von Themen,
Spielweisen und Produktionsformen des Theaters für junges Publikum in
Deutschland. Dabei ist besonders erfreulich, dass wir dieses Mal mehr
Inszenierungen für Kinder bis 6 Jahren im Programm haben und gleich
drei Inszenierungen aus Häusern kommen, in denen in den letzten beiden
Spielzeiten gerade erst eine neue Leitung die Federführung übernommen
hat", sagt Gerd Taube, der Leiter des Kinder- und
Jugendtheaterzentrums, das alle zwei Jahre das "Theatertreffen" für
die Sparte des Kinder- und Jugendtheaters ausrichtet.

KINDERTHEATER 

Der kleine Angsthase

D'haus Junges Schauspiel, Düsseldorf | nach Elizabeth Shaw | Regie:
Martin Grünheit | 4+

Helden

subbotnik in Koproduktion mit FFT Düsseldorf, Freies Werkstatt Theater
Köln, Theater an der Ruhr | von subbotnik (Kornelius Heidebrecht,
Martin Kloepfer, Oleg Zhukov) | 10+

Jetzt bestimme ich

barner 16 / Meine Damen und Herren in Kooperation mit Kampnagel,
Hamburg | nach Juli Zeh und Dunja Schnabel | Regie: Charlotte Pfeifer,
Martina Vermaaten | 6+

Klang-Stücke

Theater o.N., Berlin | von Theater o.N. & Gästen| 2+

Nachts

Theater Oberhausen | von Franziska Henschel | Regie: Franziska
Henschel | 4+

JUGENDTHEATER

Besuchszeit vorbei (UA)

tjg. theater junge generation, Dresden | von Ariel Doron | Regie:
Ariel Doron | 16+

Frühlings Erwachen

Schauburg Theater für junges Publikum, München | von Frank Wedekind |
Regie: Jan Friedrich | 14+

GIRLS BOYS LOVE CASH

Citizen.KANE.Kollektiv in Kooperation mit Junges Ensemble Stuttgart |
Regie: Christian Müller | 15+

Mädchen wie die

Junges Schauspiel Hannover | von Evan Placey | Regie: Wera Mahne | 13+

Waisen

JUNGES.THEATERBREMEN / Moks | von Dennis Kelly | Regie: Konradin Kunze
| 14+

Augenblick mal! ist das bedeutendste bundesweite Festival des Theaters
für junges Publikum und findet alle zwei Jahre in Berlin statt.
Augenblick mal! 2019 wird vom Kinder- und Jugendtheaterzentrum in der
Bundesrepublik Deutschland in Kooperation mit der ASSITEJ
Bundesrepublik Deutschland e.V., dem Theater an der Parkaue - Junges
Staatstheater Berlin, dem GRIPS Theater Berlin, dem Theater STRAHL
Berlin und dem FRATZ international veranstaltet.

Gefördert vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und der Berliner Senatsverwaltung für Kultur und Europa.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.10.2018

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INSZENIERUNG/102: Hamburg - Wahnsinn aus Heimweh. Eine Dokufiktion. 30.11.-9.12.2018


Wahnsinn aus Heimweh

1910: Amerika-Rückwanderer in der Anstalt Friedrichsberg. 

Eine Dokufiktion

Premiere: 30. November, 20 Uhr Alter Sektionssaal des Medizinhistorische Museum Hamburg

Weitere Vorstellungen: 1., 2., 7., 8. und 9. Dezember jeweils 20 Uhr



Kunst, Wissenschaft und Geschichte gehen Hand in Hand, um in einer
dokufiktionalen Inszenierung im Medizinhistorischen Museum von
unbekannten Schicksalen zu erzählen: von den Amerika-Auswanderern, die
1900-1914 an der US-Grenze wegen angeblicher Geisteskrankheit
abgewiesen und auf dem Weg zurück PatientInnen in der Hamburger
"Irrenanstalt" Friedrichsberg wurden.

"Gebt mir Eure Müden, Eure Armen, Eure geknechteten Massen" - so
lautet seit 1886 der Ruf der amerikanische Freiheitsstatue in die
Welt. Als ihm auch zwischen 1900 und 1914 Tausende folgen, kommen
allerdings nicht alle an ihr vorbei. Die Beamten der
Immigrationsbehörde verhindern an der US-amerikanischen Grenze die
Einreise Hunderter Glückssuchender oder weisen sie nachträglich aus;
einige von ihnen mit der Begründung, "geisteskrank" zu sein. Laut
damaligem Einwanderungsgesetz dürfen u.a. "idiots, imbeciles,
feeble-minded persons, epileptics, und "people with two or more
attacks of insanity" die USA nicht betreten - egal ob ihnen zu Recht
oder Unrecht eine geistige Krankheit unterstellt wird.

Die Schifffahrtsgesellschaften bringen diese Abgewiesenen zurück in
ihre Heimatländer; der Weg führt sie zunächst nach Hamburg, in die
(damals noch sogenannte) Irrenanstalt Friedrichsberg. Aus
verschiedensten Gründen landen sie hier: Ignatz, der auf der Suche
nach Arbeit die Armut Galiziens hinter sich lassen wollte. Katharina,
die mit ihrem unehelichen Kind und dem Wunsch nach einem
selbstbestimmten Leben in der moralischen Enge des Kaiserreichs keinen
Platz gefunden hat. Sure, die vor antisemitischen Pogromen aus
Russland geflohen war. Karl, der aus hoffnungsloser Liebe zu einem
amerikanischen Fräulein beinahe Selbstmord beging. Adele, der
Schlimmes widerfahren war, die aber im Wahn die Falschen für ihr Leid
verantwortlich macht. Fedor, der dem "amerikanischen Volkskörper" auf
Grund seiner geringen Körpergröße nichts zu nutzen scheint. Als er
sich weigert, zurückzureisen, wird "insane" in seine Papiere notiert.

Die Schicksale der "geisteskranken Rückwanderer" - wie sie in den
Akten genannt werden - sind vielfältig und wurden durch die
Friedrichsberger Ärzte in Krankenakten festgehalten. Diese lagern noch
heute im Archiv des Universitätsklinikums Hamburg. Basierend auf den
Dokumenten macht sich ein Team Theaterschaffender an eine
dokufiktionale und vielstimmige Inszenierung im Medizinhistorischen
Museum. Kunst, Geschichte und Wissenschaft gehen Hand in Hand, um
dieses Konvolut unerzählter Migrations-, Psychiatrie- und
Stadtgeschichte auf die Bühne zu bringen und um von denen zu erzählen,
für die Hamburg kein Tor ZUR Welt war, sondern ein Warteraum auf dem
Weg zurück in eine Heimat, die sie nicht mehr wollte.

Mit: Benjamin-Lew Klon, Pablo Konrad y Ruopp, Paul-Louis Lelièvre,
Alina Manoukian, Milena Straube, Lisa Tschanz

Regie: Cora Sachs & Anton Krause - Text, Recherche &
Produktionsleitung: Anne Rietschel - Kostüm: Louise Tresvaux du Fraval
- Raum: Ute Radler - Puppen- und Maskenbau: Cora Sachs - Sound:
Nourdin Ghanem - Licht: Sabrina Münzberg - Kommunikation: Ulrike
Steffel - Grafik: Kevin Visdeloup - Inhaltliche Beratung: Dr. Stefan
Wulf

Gefördert durch den Elbkulturfonds der Behörde für Kultur und Medien
Hamburg & die Claussen-Simon-Stiftung. In Kooperation mit dem
Medizinhistorischen Museum Hamburg. Koproduktion mit dem
monsun.theater. Supported by Probebühne im Gängeviertel. Mit
freundlicher Unterstützung von Schneidersladen GmbH

Wahnsinn aus Heimweh

1910: Amerika-Rückwanderer in der Anstalt Friedrichsberg.

Eine Dokufiktion

Premiere: 30. November - 20 Uhr - Medizinhistorisches Museum Hamburg

Weitere Vorstellungen: 1., 2., 7., 8. und 9. Dezember - jeweils 20 Uhr

www.wahnsinnausheimweh.de

Tickets: Vorverkauf über das Monsun Theater:

http://www.monsuntheater.de/karten/uebersicht.html

Preise: 30 Euro Förderkarte(+) - 20 Euro Normalpreis - 15 Euro ermäßigt

(+)Mit der Förderkarte unterstützen Sie die Produktion mit einem
zusätzlichen freiwilligen Beitrag.

Informationen zum Spielort:

Die Vorstellungen finden im Medizinhistorischen Museum auf dem Gelände
des UKE in Eppendorf statt. Sie finden das Museum am Seiteneingang zum
UKE, Frickestraße/Ecke Schedestraße.

Adresse:

Medizinhistorisches Museum Hamburg

Fritz Schumacher-Haus (Haus N30.b)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Martinistraße 52

20246 Hamburg

Anfahrt:

Die Buslinien 20, 25 und 281 halten direkt am UKE an folgenden
Haltestellen: Linie 20 und 25: Eppendorfer Park

Linie 281: UK Eppendorf

Linie 20 und 25: Löwenstraße (Seiteneingang an der Martinistraße)

Eine grafische Wegbeschreibung und Informationen finden Sie hier:

https://www.uke.de/kliniken-institute/institute/geschichte-und-ethik-der-medizin/medizinhistorisches-museum/besucherinformationen/index.html

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/892: 17. Hamburger Comedy Pokal vom 25. bis 28. Januar 2019


Hingehen - Lachen - Sieger machen!

17. Hamburger Comedy Pokal vom 25. bis 28. Januar 2019

20 Comedians +++ 17 Shows +++ 1 Gewinner!

Der Vorverkauf beginnt am 01. November 2018



20 Comedians aus ganz Deutschland kämpfen wieder um die heißbegehrte
Trophäe aus Frottier! Ob Comedy, Stand-up, Kabarett oder Musik-Comedy,
zwei Runden sind zu überstehen, um das Finale zu erreichen. Der
Hamburger Comedy Pokal ist nicht nur einer der härtesten
Kleinkunstwettbewerbe Deutschlands sondern für viele der teilnehmenden
Künstler das Sprungbrett, den Norden und den Rest der Republik zu
erobern. Auf dem Preisträger-Treppchen standen u.a. schon Cindy aus
Marzahn, Sascha Grammel, Tobias Mann, Sascha Korff, Matthias
Egersdörfer, Detlef Wutschik, Topas, Timo Wopp, Chris Tall , Moritz
Neumeier und Helene Bockhorst.

Hamburg lacht: von den Stadtteilen ins Zentrum

In der Hauptrunde am 25. Januar 2019 treten jeweils zwei Comedians
parallel in zehn Kulturzentren über das gesamte Hamburger Stadtgebiet
verteilt im KO-System gegeneinander an. Hier wird gelacht: Brakula,
BiB-Bühne im Bürgertreff, Bürgerhaus in Meiendorf (BiM), Eidelstedter
Bürgerhaus, ella Kulturhaus Langenhorn, Goldbekhaus, Haus Drei,
Kulturhof Dulsberg, LOLA, Zinnschmelze

Im Halbfinale am 26. Januar 2019 sind es dann noch zehn Comedians in
fünf Kulturzentren. Am Ende des Abends stehen fünf Finalisten fest.
Austragungsorte der Halbfinals sind: Brakula, Eidelstdter Bürgerhaus,
Goldbekhaus, LOLA, Zinnschmelze

Doch vor dem Finale gibt es die 2. Chance Show am 27. Januar 2019 im
Schmidts TIVOLI auf der Reeperbahn - denn jeder verdient eine zweite
Chance. Alle bis dahin ausgeschiedenen Comedians können um den
sechsten und siebten Finalplatz kämpfen. Nirgendwo sonst sieht man so
viel unterschiedliche Comedy an einem Abend - in rasanter
Geschwindigkeit geben sich die Künstler auf der Bühne die Klinke in
die Hand und komprimieren ihr gesamtes Können auf jeweils 10 Minuten
Lachgenuss.

Im Finale am 28. Januar 2019 im Schmidts TIVOLI geht's dann um die
Platzierung. Die sieben Finalisten kämpfen um den exklusiv gestalteten
Pokal aus Frottier und um insgesamt 6.000,- Euro Preisgelder,
bereitgestellt vom Präsentator des Pokals: SAGA Unternehmensgruppe.
Eine Jury aus Hamburger Journalisten und Programmleitern entscheidet
über die Plätze eins bis drei. Und schließlich stimmt das Publikum ab,
wer den Publikumspreis in Höhe von 500,- Euro bekommt -gestiftet vom
JUNGEN HOTEL Hamburg.

Eine Kooperationsveranstaltung von 10 Hamburger Kulturzentren -
präsentiert von der SAGA Unternehmensgruppe

Die Pokale

stammen vom Hamburger Frottierhandtuch-Designer Andreas Linzner, einem
ausgewiesenen, Frottierhandtuch-Experten. In seinem Atelier auf der
Veddel fertigt er die Pokale aus recycelten Frottierstoffen 60er-70er
Jahren im Linzner Stil - seit 16 Jahren exklusiv für den Hamburger
Comedy Wettbewerb. Die Pokale haben jedes Jahr ein neues Design. Und:
Jeder ist ein Unikat.

Das Teilnehmerfeld

Hier sind die 20 Teilnehmer des 17. Hamburger Comedy Pokals 2019!

Benny Kaltenbach, Beier und Hang, Hans Hermann Thielke, Römerlager -
Die Magic Puppet Lounge, Konstantin Korovin, Thomas Steierer, Tobi
Freudenthal, Marten de Wall, Tobi Gnacke, Florian Hacke, Tim Whelan ,
Maik Martschinkowsky, David Weber, Oleg Borisow, Thomas Kormaier,
Michael Mutig, Erika Ratcliffe, Kinan Al, Micha Marx und Jonas C.
Imam.

Karten

gibt es am jeweiligen Veranstaltungsort, unter www.ticketmaster.de,
und den dort angeschlossenen Vorverkaufsstellen. Karten für die 2.
Chance Show und das Finale an allen bekannten Vorverkaufsstellen und
im Schmidts TIVOLI | Tel. 040 / 31 77 88 99 Der Vorverkauf für alle
Veranstaltungen beginnt am 01. November 2018.

Eintrittspreise: Hauptrunde: 15,- / 13,- | Vorverkauf 12,- zgl.
Gebühren

Halbfinale: 16,- / 14,- | Vorverkauf 13,- zzgl. Gebühren

Die zweite Chance: 23,- / 20,- / 18,- / 15,- zzgl. Gebühren

Finale: 25,- / 22,- / 20,- / 17,- zzgl. Gebühren

 * 

Quelle:

Ulrike Steffel

Kommunikation Hamburger Comedy Pokal

Tel 040.41455746 | Fax 040.41455747

info@ulrikesteffel.de

www.hamburgercomedypokal.de
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POLITIK/847: Ferkelkastration - Deutscher Tierschutzbund fordert Umsetzung des Koalitionsvertrages (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 13. November 2018

Ferkelkastration:

Deutscher Tierschutzbund fordert Umsetzung des Koalitionsvertrages



Der Deutsche Tierschutzbund erneuert seine Kritik am Gesetzentwurf der
Großen Koalition, der eine Verlängerung der unbetäubten Ferkelkastration
vorsieht - und wird dem Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft eine
entsprechende Stellungnahme zukommen lassen. Gleichzeitig kritisiert der
Verband, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarten Tierschutzmaßnahmen in
dem Gesetzentwurf vollständig ausgespart wurden. Wenn das Tierschutzgesetz
schon geöffnet wird, sollten aus Sicht der Tierschützer zumindest die von
der Koalition versprochenen Verbesserungen im Tierschutz auch endlich
Berücksichtigung finden. Der Deutsche Tierschutzbund appelliert daher an
die Mitglieder der CDU/CSU- und SPD-Bundestagsfraktion im Ausschuss für
Ernährung und Landwirtschaft, die anstehenden Beratungen zu nutzen, um die
Versprechungen des Koalitionsvertrages in die Tat umzusetzen.

"Der Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD sieht mit der Verlängerung der
unbetäubten Ferkelkastration lediglich eine Verschlechterung des
Tierschutzgesetzes vor. Die im Koalitionsvertrag vereinbarten
Verbesserungen im Tierschutz werden im vorliegenden Gesetzentwurf
vollständig ausgespart. Für eine Koalition, die sich auf die Fahnen
geschrieben hat, Deutschland solle beim Tierschutz eine Spitzenposition
einnehmen, ist das nicht nur schlicht blamabel. Es verstößt gegen das
Staatsziel Tierschutz und macht die eigene Koalitionsvereinbarung zur
Makulatur", kritisiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. Die letzte Novellierung des Tierschutzgesetzes fand 2013
statt - und blieb weit hinter den Erwartungen der Tierschützer zurück.
"Wenn das Tierschutzgesetz nun fünf Jahre später erstmals wieder geöffnet
wird, muss die Chance genutzt werden, um drängende Probleme zu lösen und
das Tierschutzgesetz dahin weiter zu entwickeln, dass es seinen Namen auch
verdient", so Schröder.

Gesetzentwurf spart angekündigte Tierschutzmaßnahmen aus

Das Schließen der Lücken in den Haltungsnormen im Tierschutzrecht findet
sich im vorliegenden Gesetzentwurf ebenso wenig wieder wie ein
bundeseinheitliches Prüf- und Zulassungsverfahren für Tierhaltungssysteme
und der Ausstieg aus nicht-kurativen Eingriffen an Tieren. Die
angekündigten intensiven Bemühungen zur Erforschung und Anwendung von
Ersatzmethoden zu Tierversuchen werden ebenfalls nicht erwähnt. Der
Koalitionsvertrag sieht außerdem vor, dass bis zur Mitte der
Legislaturperiode konkrete Maßnahmen bis hin zu Verboten zur Verbesserung
des Tierschutzes in folgenden Bereichen vorliegen: Wildtier- und
Exotenhaltung, Qualzuchten, Tierbörsen, Internet- und Versandhandel
lebender Heimtiere, illegaler Welpenhandel, Situation der Tierheime und
Heimtierzubehör. Auch diese dringend notwendigen Reformen im
Tierschutzrecht spart der Gesetzentwurf aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 13. November 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





MELDUNG/070: Sammelstellen für Elektrogeräte und Batterien jetzt besser erkennbar (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 13. November 2018

Sammelstellen für Elektrogeräte und Batterien jetzt besser
erkennbar 

Parlamentarischer Staatssekretär Pronold begrüßt Initiative des
Handels



Die Sammelstellen für alte Elektrogeräte und Batterien sollen
einheitlich und umfassender gekennzeichnet werden. Dazu führen die
beiden Stiftungen für die Rücknahme von Elektroaltgeräte und
Batterien, ear und GRS, ein neues Sammellogo ein. Verbraucherinnen und
Verbrauchern sollen die Rücknahmestellen im Handel und in den
Kommunen so leichter erkennen können. Handel und Kommunen
unterstützen das Projekt und empfehlen ihren Mitgliedern, sich an der
Sammelstellenkennzeichnung zu beteiligen. Es gibt in Deutschland mehr
als 200.000 solcher Sammelstellen.

Florian Pronold, Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundesumweltministerium: "Gut sichtbare und verständliche
Informationen sind die Voraussetzung dafür, dass Verbraucherinnen und
Verbraucher die Rücknahme gebrauchter Batterien und alter Geräte auch
nutzen. Die Rückgabe alter Batterien und Elektrogeräte muss genauso
leicht sein wie der Einkauf - egal ob online oder im Geschäft. Der
Handel muss mit dafür sorgen, dass diese hochwertig und
umweltfreundlich verwertet werden." Elektro-Altgeräte und Batterien
enthalten wertvolle Rohstoffe, die wiederverwertet und in den
Produktionskreislauf zurückgeführt werden können. Umgekehrt, enthalten
sie mitunter auch gefährliche Stoffe, die Gesundheit und Umwelt
schaden können. Umweltschäden zu verhindern bzw. die Wiederverwertung
der Sekundärrohstoffe zu fördern ist Ziel des Elektro- und
Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) sowie des Batteriegesetzes. Zur
kostenlosen Rücknahme von Altgeräten sind demnach alle großen Händler
verpflichtet, die auf mehr als 400 Quadratmeter Elektrogeräte
verkaufen. Dabei macht das Gesetz keinen Unterschied zwischen
stationärem Einzel- und Online-Handel. Beim Onlinehandel wird
entsprechend die Versand-und Lagerfläche zu Grunde gelegt. Große
Elektrogeräte wie Kühlschränke und Fernseher müssen immer dann
kostenlos zurückgenommen werden, wenn ein entsprechendes Gerät neu
gekauft wird. Kleinere Geräte wie Rasierer, elektronische Zahnbürsten
und Mobiltelefone (Geräte, die in keiner Abmessung länger als 25
Zentimeter sind) müssen immer, auch ohne Neukauf, kostenlos
zurückgegeben werden können. Händler, die nicht unter die Pflicht
fallen, können wie auch schon vor dem Inkrafttreten des novellierten
Gesetzes, Elektro-Altgeräte weiterhin freiwillig zurücknehmen.

Die europäische Sammelquote für Elektroaltgeräte von 45 Prozent wurde
2016 in Deutschland fast erreicht. 2019 müssen 65 Prozent der
Altgeräte wieder eingesammelt werden. Ein Beitrag dazu sind die neuen
Logos der beiden Stiftungen für die Rücknahme von Elektroaltgeräte und
Batterien, ear und GRS , mit denen sowohl Rücknahmestellen im Handel
als auch Sammelstellen der Kommunen in den nächsten Wochen
gekennzeichnet werden sollen. "Das Bundesumweltministerium erwartet,
dass zukünftig alle Anstrengungen unternommen werden, damit das Logo
und die Informationsmaterialien breite Anwendung finden", so Florian
Pronold.



Die Stiftungen GRS Batterien und elektro-altgeräte register stellen
allen
gesetzlich verpflichteten und freiwilligen Sammelstellenbetreibern das
Logo sowie weitere Materialien (z. B. Plakat, Flyer u. a.) in Form von
offenen Druckdaten zur Verfügung. Diese können bequem und einfach über
die Gemeinsame Informationsplattform für Elektroaltgeräte und
Altbatterien unter www.g2-infoplattform.de kostenfrei heruntergeladen
und in die eigene Verbraucherkommunikation eingebunden werden.



Fragen und Antworten zur Rückgabe von Elektroaltgeräten:

https://www.bmu.de/faqs/elektronikgeraetegesetz-elektrog/

Sammelstelle in Deutschland:

https://www.ear-system.de/ear-verzeichnis/sammel-und-ruecknahmestellen#no-back

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 221/18, 13.11.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MELDUNG/476: Bits & Bäume - Konferenz zu Digitalisierung und Nachhaltigkeit in Berlin (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
12.11.2018

Bits
& Bäume: Über 1.000 Teilnehmende auf Konferenz zu Digitalisierung und
Nachhaltigkeit in Berlin

- Am 17. und 18. November 2018 kommen an der Technischen Universität
Berlin Engagierte aus der Nachhaltigkeitsszene mit Netzaktivist*innen
zusammen

- Gemeinsames Ziel: Lösungen für eine zukunftsfähige Digitalisierung
entwickeln

- Unter anderem im Programm: Mozilla spricht mit Greenpeace,
Nextcloud diskutiert mit Commons-Expert*innen, Philosophie trifft auf
Tech



Berlin, 12. November 2018 - Kann Technologie dazu beitragen,
Nachhaltigkeit und Menschenrechte zu fördern? Kann Software die
Gesellschaft demokratischer machen? Wie viel Energie und Ressourcen
kostet eigentlich die Digitalisierung? Mit über 1.000 Teilnehmenden
werden diese und weitere Fragen am 17. und 18. November 2018 auf der
Konferenz für Digitalisierung und Nachhaltigkeit "Bits & Bäume" an der
Technischen Universität Berlin diskutiert.

Auf der Konferenz treten von Umwelt-Aktivist*innen über
Programmierer*innen bis Nachhaltigkeits-Wissenschaftler*innen
Engagierte in über 130 Sessions auf. Sie bringt erstmals zwei
Denkwelten zusammen, die sonst noch separat voneinander betrachtet
werden. An den zwei Tagen werden auf fünf Bühnen und in sieben
Workshopräumen Fachleute und Engagierte in sieben Themenschwerpunkten
gemeinsam diskutieren, wie die Welt nachhaltiger gestaltet werden kann
und die beiden Communities in Zukunft enger zusammenarbeiten können.
Die Konferenz ist das bisher größte Treffen von Nachhaltigkeits- und
Umwelt-Engagierten sowie Netzaktivist*innen. Ihr gemeinsames Ziel:
Lösungen für eine zukunftsfähige Digitalisierung zu entwickeln. Die
Anmeldung schließt am 13. November 2018, an der Abendkasse sind noch
einige wenige Tickets verfügbar.

Digitalisierung ohne Nachhaltigkeit kein Zukunftsmodell

Auf der Vernetzungskonferenz diskutieren etwa Vertreterinnen von
Mozilla und Greenpeace, wie die Kernanliegen der Nachhaltigkeitsszene
mit denen der Tech-Community zusammengedacht werden können. Prof. Dr.
Lorenz Hilty von der Universität Zürich erklärt, wie wichtig es ist,
Digitalisierung und Nachhaltigkeit jetzt auf die politische Agenda zu
heben. "Die Digitalisierung ist ohne Nachhaltigkeit kein
Zukunftsmodell für eine gerechte, soziale und nachhaltige
Gesellschaft. Und das muss auch auf die politische Agenda genommen und
debattiert werden", so Rainer Rehak, Mitorganisator vom Forum
InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung.

Forderungen und Vorschläge für Politik, Wirtschaft und User*innen


Ein breites Bündnis von Organisationen aus Umwelt- und Netzpolitik,
Entwicklungszusammenarbeit und Wissenschaft organisiert die Konferenz.
"Wir möchten gemeinsam Vorschläge für Politik, Zivilgesellschaft,
Unternehmen, Nutzer*innen und Öffentlichkeit entwickeln, die deutlich
machen, wie die Digitalisierung gestaltet werden kann und muss, um
planetare Grenzen einzuhalten und die Gesellschaft demokratisch und
gerecht zu gestalten", ergänzt Andrea Vetter vom Konzeptwerk Neue
Ökonomie. Zum Abschluss der Konferenz sollen die Kernanliegen in einen
gemeinsamen Aufruf zur Förderung einer nachhaltigen Digitalisierung
münden.

Weitere Informationen

Bits & Bäume:

Die Konferenz für Digitalisierung und Nachhaltigkeit

17. und 18. November 2018

Technische Universität Berlin

Straße des 17. Juni 135

10623 Berlin

Zum Programm: bits-und-baueme.org

Veranstalter der Konferenz:

"Bits & Bäume" wird von zehn Partnerorganisationen aus Umwelt- und
Netzpolitik, Entwicklungszusammenarbeit und Wissenschaft gemeinsam
ausgerichtet:


	Brot für die Welt

	Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

	Chaos Computer Club e.V. (CCC)

	Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

	Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung e.V. (FIfF)

	Germanwatch e.V.

	Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW)

	Konzeptwerk Neue Ökonomie e.V.

	Open Knowledge Foundation Deutschland e.V. (OKF)

	Technische Universität Berlin



Die Veranstaltung wird fachlich und finanziell gefördert durch die
Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) und über die Förderung von
Projekten einzelner Trägerkreisorganisationen vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) kofinanziert. Medienpartner ist
netzpolitik.org, die Plattform für digitale Freiheitsrechte.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://bits-und-baeume.org/de

https://fahrplan.bits-und-baeume.org/index.html

presse@bits-und-baeume.org

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705777

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig - 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ANBAU/174: Winterrapsaussaatfläche im Vergleich zum Vorjahr massiv zurückgegangen (UFOP)


Die Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
- 13. November 2018

UFOP-Studie: Aussaatfläche von Winterraps bei 1 Mio. Hektar



Hannover, 13. November 2018 - Die Winterrapsaussaatfläche ist im
Vergleich zum Vorjahr massiv zurückgegangen. Die immer noch anhaltende
Dürre im Herbst 2018 hinterlässt tiefe Spuren beim Rapsanbau zur Ernte
2019 in Deutschland.

Auf Basis einer aktuellen Befragung von 4.411 Landwirten im
September/Oktober 2018 schätzt das von der UFOP beauftragte
Marktforschungsunternehmen Produkt+Markt die Winterrapsaussaatfläche
zur Ernte 2019 auf rund 1 Mio. Hektar. Im Vergleich zur Erntefläche
2018 bedeutet dies einen Rückgang um bundesweit 18,1 Prozent (-221.296
Hektar). Die Anzahl der rapsanbauenden Betriebe zur Ernte 2019 nimmt
um 13 Prozent ab.

Als wesentlicher Grund für diese Entwicklung wurde von den befragten
Landwirten der fehlende Regen genannt, der die Aussaat 2018 nicht oder
nur eingeschränkt möglich machte (35 Prozent). Das Dürrejahr 2018
überlagert alle anderen Effekte. Weitere Gründe für eine Verkleinerung
der Fläche war eine langfristige Fruchtfolgeplanung (26 Prozent) und
Unzufriedenheit mit dem Rapsertrag (15 Prozent), gefolgt von einer
kurzfristigen Fruchtfolgeplanung (12 Prozent). In der Unzufriedenheit
mit dem Rapsertrag schlägt sich ebenfalls nieder, dass die
Ertragsbildung durch die extreme Dürre seit April 2018 massiv
beeinträchtigt war.

Ein wichtiger Grund für eine Vergrößerung der Winterrapsfläche war
eine langfristige Fruchtfolgeplanung (50 Prozent). Dem gegenüber waren
bessere Aussaatbedingungen für Raps (16 Prozent) und eine kurzfristige
Fruchtfolgeplanung (14 Prozent) wesentlich weniger relevant für eine
Anbauausdehnung.

Obwohl zur Ernte 2019 bundesweit geringere Anbauflächen prognostiziert
wurden, gibt es starke regionale Unterschiede. Der stärkste
Flächenrückgang wird in Sachsen-Anhalt (-34,5 Prozent/-54.730 Hektar)
prognostiziert. Ebenfalls überdurchschnittliche Einschränkungen weisen
Hessen (-34,2 Prozent/-18.889 Hektar), Niedersachsen
(-24,6 Prozent/-24.584 Hektar), Brandenburg (-23,6 Prozent/-28.718
Hektar) und Thüringen (-20,5 Prozent/-23.641 Hektar) auf. Die
geringste Flächenabnahme wird in den Bundesländern
Rheinland-Pfalz/Saarland (-6,4 Prozent/-3.135 Hektar),
Schleswig-Holstein (-7,3 Prozent/-5.369 Hektar) und Bayern (-9,3
Prozent/-10.846 Hektar) erwartet. Damit spiegelt sich einerseits der
Grad der Ausprägung des Dürrejahres 2018 wider, andererseits zeigt
sich auch eine Rückkopplung zu den Aussaatbedingungen 2017, als
extreme Nässe eine Rapsaussaat in einigen Regionen verhindert hat.

Mecklenburg-Vorpommern liegt beim Ranking der Bundesländer nach
Anbauflächen mit 175.500 Hektar mit Abstand an erster Stelle. Es
folgen die Länder Sachsen mit 111.100 Hektar, Bayern (106.100 Hektar),
Sachsen-Anhalt (103.800 Hektar), Brandenburg (93.100 Hektar),
Thüringen (91.600 Hektar), Niedersachsen (75.300 Hektar) und
Schleswig-Holstein (68.200 Hektar). Die Bundesländer
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz/Saarland, Baden-Württemberg und
Hessen liegen jeweils unter 50.000 Hektar Winterrapsanbaufläche.

Eine große Anzahl von Betrieben (12 Prozent) haben bereits Rapsflächen
umbrechen müssen (durchschnittlich 24 Hektar). Die bereits umgebrochene
Anbaufläche sowie die Fläche, für die zum Zeitpunkt der Befragung noch
ein Umbruch zu erwarten war (14 Prozent der Betriebe), werden
bundesweit auf ca. 114.500 Hektar geschätzt. Damit kann sich die
prognostizierte Erntefläche 2019 auf unter 900.000 Hektar verringern.

Bereits seit über 20 Jahren präsentiert die Union zur Förderung von
Oel- und Proteinpflanzen e.V. (UFOP) jeweils Mitte November eine
Prognose der Winterrapsaussaat. Dieser Service der UFOP erlaubt
frühzeitig eine sehr exakte Schätzung der Anbaufläche des folgenden
Erntejahres sowohl auf Bundesebene als auch für die einzelnen
Bundesländer. Die UFOP-Rapsflächenstudie ist von allen Marktpartnern
der Agrar- und Ernährungswirtschaft anerkannt und wird für
Markteinschätzung, Kalkulationen und als Grundlage für Planungen
genutzt.

Kurzinfo UFOP e. V.:

Die Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
vertritt die politischen Interessen der an der Produktion,
Verarbeitung und Vermarktung heimischer Öl- und Eiweißpflanzen
beteiligten Unternehmen, Verbände und Institutionen in nationalen und
internationalen Gremien. Die UFOP fördert Untersuchungen zur
Optimierung der landwirtschaftlichen Produktion und zur Entwicklung
neuer Verwertungsmöglichkeiten in den Bereichen Food, Non-Food und
Feed. Die Öffentlichkeitsarbeit der UFOP dient der Förderung des
Absatzes der Endprodukte heimischer Öl- und Eiweißpflanzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.11.2018

UFOP e.V.

Claire-Waldoff-Str. 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31904434, Fax: 030/31904485

E-Mail: info@ufop.de

Internet: www.ufop.de
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MASSNAHMEN/285: 6,9 Mio. Euro für den Bau eines Zentrums zur Wiederansiedlung des Störs (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
12.11.2018

Bund unterstützt mit 6,9 Millionen Euro den Bau eines Zentrums zur
Wiederansiedlung des Störs



Der Haushaltsausschuss des Bundestages hat 6,9 Millionen Euro für den
Europäischen Stör bewillligt: Auf der Elbinsel in Geesthacht soll ein
Zentrum für die wissenschaftliche Begleitung der Wiederansiedlung
dieser vom Aussterben bedrohten Fischart unter Leitung des
Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB)
entstehen. Das IGB hat die Grundlagen zur Wiederansiedelung des
Europäischen Störs erarbeitet. Mit der Unterstützung des neuen
Zentrums unternimmt der Bund nun einen wichtigen Schritt für die
praktische Umsetzung dieser Schutzbemühungen.




[image: Kleiner Stör auf einer Hand - Foto: © Marco Prosch]

Ein kleiner Stör wird in seinem ursprünglichen Lebensraum ausgesetzt.

Foto: © Marco Prosch



Süßwasserfische gehören weltweit zu den am stärksten bedrohten Arten.
Aufgrund ihres langen Lebenszyklus, ihrer Größe und ihrer langen
Wanderungen sind Störe besonders betroffen. Von 27 bekannten Arten
sind 23 als gefährdet und 17 als stark gefährdet eingestuft. So gilt
der früher bei uns heimische Europäische Stör seit 40 Jahren als
ausgestorben.

Den Stör als charismatische Schirmart für Binnengewässer in
Deutschland und Europa wiederanzusiedeln, ist ein wichtiges Ziel der
nationalen und EU-weiten Biodiversitätsstrategie. Das Leibniz-Institut
für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) erforscht in diesem
Rahmen die Möglichkeiten der Wiederansiedelung des Europäischen und
des Baltischen Störs und führt regelmäßig Besatzmaßnahmen in deutschen
Flüssen durch.




[image: Kleine Störe werden aus einem Eimer mit Wasser ins Freie entlassen - Foto: © Andrea Schmidt]

Störe waren früher auch in Deutschland heimisch.

Foto: © Andrea Schmidt



Direkt neben Europas größter Fischaufstiegsanlage auf der Elbinsel in
Geesthacht soll nun eine neue Anlage für die Elterntierhaltung und
Aufzucht entstehen. Die Bundesmittel in Höhe von 6,9 Millionen Euro
sind vorgesehen für einen Laborbau und eine Leichtbauhalle, in der die
Fischhaltung untergebracht wird. Zudem ist ein Informationszentrum
geplant, um der Öffentlichkeit Themen der Fließgewässerökologie am
Beispiel der Wiederansiedlung des Störs in der Elbe zu vermitteln und
für Groß und Klein erlebbar zu machen.

"Das ist ein gewaltiges Programm zur Wiederansiedlung des Störs. Das
ist eine nationale Aufgabe, die dringend eine finanzielle
Unterstützung des Bundes gebraucht hat. Denn die Zeit drängt. Die
Kapazitäten am Standort des IGB in Berlin reichen nicht mehr aus, um
die Aufzucht der Störe massiv zu erweitern", sagt der
CDU-Bundestagsabgeordnete Norbert Brackmann, der im Kreis der
Haushaltspolitiker erfolgreich für die Bereitstellung der Mittel
geworben hat.

Dr. Jörn Gessner, Projektleiter des Wiederansiedlungsprogramms am IGB,
freut sich sehr über diesen wichtigen Schritt: "Der Fischaufstieg in
Geesthacht war bereits ein gutes Beispiel dafür, wie sich die
verschiedenen Akteure erfolgreich für den Schutz des Europäischen
Störs einsetzen. Das neu geplante Zentrum schafft die Voraussetzungen,
um nun auch die Nachzuchten für den Elbe-Besatz bereitzustellen. Der
Traum von einer Elbe, in der die bis zu fünf Meter lange Flussriesen
wieder heimisch sind, ist damit ein Stück näher gerückt."



Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB): 

Das Leibniz-IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für
Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet
den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und
Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder
Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger
Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das Leibniz-IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die
vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der
Leibniz-Gemeinschaft.

www.igb-berlin.de/



Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment67210

Pressemitteilung von MdB Norbert Brackmann zum geplanten Störzentrum
Geesthacht

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news705739

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 12.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LAIRE/285: Great Barrier Reef - Lebensraumgefährdung ... (SB)




Der für Australiens Regierung tätige Forschungsrat wird einer führenden
wissenschaftlichen Einrichtung, die sich mit Korallen und dem Great
Barrier Reef befaßt, ab 2021 keine Gelder mehr zukommen lassen. Damit
geht dem Institut ein erheblicher Teil seiner finanziellen Mittel
verloren, was sich massiv auf seine Arbeit auswirken dürfte. Die
Entscheidung ist auf zynische Weise konsequent, setzt doch die
australische Regierung das Great Barrier Reef sowieso schon einem
massiven ökologischen Druck aus. Australien hat sich weitgehend von
Klimaschutzmaßnahmen verabschiedet und fördert unverdrossen große
Mengen Kohle. Bei deren Verbrennung wird Kohlenstoffdioxid emittiert,
welches die Ozeane versauern läßt. Versauerung und Erwärmung der
Meere lassen wiederum die Korallen absterben.

Das Centre of Excellence for Coral Reef Studies an der James Cook
University ist weit über Australien hinaus bekannt. Legt man das in
der Wissenschaft übliche Kriterium zugrunde, wie häufig eine
Einrichtung von anderen zitiert wird, so war das Institut mit fast
40.000 Zitationen im Jahr 2017 weltweit führend auf dem Gebiet der
Korallenforschung, berichtete das Journal "Nature".

Der australische Forschungsrat ARC ist eine unabhängige
Regierungsagentur, die dem Kultusministerium zuarbeitet. Er hat das
Korallenforschungszentrum seit dessen Gründung vor dreizehn Jahren
finanziell unterstützt. Doch in der Mittelvergabe für die Zeit ab
2021 ist es nicht mehr aufgeführt.

Sowohl die ARC-Vorsitzende Sue Thomas als auch der australische
Kultusminister Dan Tehan streiten ab, daß politische Gründe hinter
der Entscheidung stehen, dem Zentrum die Mittel zu streichen. Und
doch ist das nicht glaubwürdig, denn in der Vergangenheit hat
Institutsleiter Terry Hughes häufiger die australische Regierung
wegen ihrer mangelnden Maßnahmen gegen das Korallensterben
kritisiert. Selbst wenn, wie der ARC behauptet, das Zentrum aufgrund
eines ganz normalen Wettbewerbs unter australischen
Forschungseinrichtungen um den Status "Exzellenz" aus dem Rennen ist,
hätte die australische Regierung sicherlich Wege finden können, es
weiter zu fördern - sofern ihr am Schutz des Great Barrier Reef
gelegen ist.

Statt dessen wird eine von australischen Unternehmern ins Leben
gerufene Stiftung, die Great Barrier Reef Foundation, unterstützt. In
deren Vorstand sitzen dann beispielsweise eine Vertreterin des Luft-
und Raumfahrtkonzerns Boeing, ein Vertreter des transnationalen
Rohstoffkonzerns BHP, und auch Shell, Rio Tinto und Deutsche Bank
sind vertreten, um nur einige zu nennen. Im April dieses Jahres hat
die australische Regierung der Stiftung, die damals nur sechs
Angestellte besaß, Gelder in Höhe von 444 Mio. austr. Dollar (284
Mio. Euro) zugesagt. Die Aufgabe der Stiftung besteht darin, in dem
Great Barrier Reef Resilienz gegenüber der globalen Erwärmung
aufzubauen, nicht aber, die Auswirkungen der globalen Erwärmung auf
die Korallenriffe zu erforschen, wie es das Korallenforschungszentrum
praktiziert.

Das 2300 Kilometer lange Great Barrier Reef ist seit 1981
Weltnaturerbe. Zwischen 2015 und 2017 ist rund die Hälfte der damals
noch lebenden Flachwasserkorallen der Korallenbleiche zum Opfer
gefallen, und die Entwicklung geht weiter. Rund zwei Drittel des
Riffs sind tot oder ausgebleicht. Unter Umständen erholen sich
Korallen nach einer Bleiche wieder, aber das kann Jahre dauern, in
denen es nicht erneut zu diesem Phänomen kommen darf. Mehrjährige
Korallenbleichen hingegen führen zum endgültigen Absterben.

Die Bedeutung des Great Barrier Reefs als Lebensraum für viele
tausend Tier- und Pflanzenarten ist gar nicht hoch genug
einzuschätzen. Ebensowenig wie seine Bedeutung im globalen Kontext.
Man könnte das Riff als den Kanarienvogel des Planeten Erde
bezeichnen. So wie Bergleute einst Kanarienvögel mit unter Tage
genommen haben, um "schlechtes Wetter" - lebensbedrohliche
Gasgemische in der Atemluft - festzustellen, warnt das Absterben des
weltgrößten Riffsystems vor der australischen Ostküste vor einer
Entwicklung, die den gesamten Planeten betrifft. Das beschränkt sich
nicht auf die Korallen, die an vielen Orten der Welt massiv
absterben, sondern gilt für das biologische Leben generell.

Ohne die tropischen Korallen würde die Erde einen großen Schritt in
Richtung eines lebensfeindlichen Ödplaneten machen, der tumb seine
Bahnen um die Sonne zieht - vielleicht so wie der Mars heute, der
einst große Mengen Wasser besaß, das unter bislang ungeklärten
Umständen verschwunden ist.

13. November 2018
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STANDPUNKT/1051: UN-Konferenz - Bundesregierung tut zu wenig gegen das Artensterben (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 13. November
2018

NABU: Bundesregierung tut zu wenig gegen das Artensterben

Tennhardt: Biodiversitätskonferenz muss neue Artenschutzpolitik auf
den Weg bringen



Berlin/Sharm-el-Sheich - Zum Auftakt der UN-Konferenz gegen das
Artensterben im ägyptischen Sharm-el-Sheich (bis 29.11.) kritisiert
der NABU die Bundesregierung für ihr Vorgehen bei der EU-Agrarpolitik.
"Deutschland wird sich auf der globalen Bühne erneut als Vorreiter des
Naturschutzes rühmen und auf seine Finanzhilfen für
Naturschutzprojekte in aller Welt verweisen. Doch das darf nicht
darüber hinwegtäuschen, dass die Bundesregierung in den
EU-Agrarverhandlungen drauf und dran ist, das Insektensterben weiter
zu beschleunigen. Europa trägt mit seiner Landwirtschaftspolitik eine
wesentliche Mitschuld am weltweiten Verlust der Biodiversität", sagt
NABU-Vizepräsident Thomas Tennhardt. "Der dringend notwendige Aufbruch
für die Rettung der Artenvielfalt kann nur gelingen, wenn in
Sharm-el-Sheich eine neue Biodiversitätspolitik auf den Weg gebracht
wird, und die Regierungen zuhause auch entsprechend handeln. Es gibt
keinen zweiten Planeten Erde."

Der NABU zielt mit seiner Kritik auf die Agrarpolitik der EU. Die
EU-Kommission will das gegenwärtige zerstörerische Modell von
Futtermittelimporten und Fleischexporten beibehalten, das zu Lasten
von Regenwäldern wie auch heimischen Grünlands geht. Doch bisher ist
von der zuständigen Ministerin Julia Klöckner kein Widerspruch zu
hören. Tennhardt: "Durch das Wegducken in den Agrarverhandlungen macht
sich die Ministerin mitverantwortlich für das dramatische Ausbluten
der Natur in den ländlichen Räumen."

Bereits bis 2020 wollte die Weltgemeinschaft das Artensterben nicht
nur stoppen, sondern eine Erholung vieler Bestände an Tieren und
Pflanzen einleiten. Doch die meisten der im Jahr 2010 auf der
10.Vertragsstaatenkonferenz im japanischen Nagoya gesteckten Teilziele
werden aller Voraussicht nach verfehlt.

"Der Naturschutz kommt dann voran, wenn es einen politischen Willen
gibt. Das ist leider bisher nur dort der Fall, wo es möglichst
niemandem weh tut und wenig kostet", so Konstantin Kreiser,
NABU-Experte für Globale Naturschutzpolitik. "In Europa haben wir mit
Natura 2000 ein erstklassiges Netz an Schutzgebieten und liegen bei
der Flächenabdeckung auf Kurs. Jedoch existieren viele Gebiete nur auf
dem Papier, es fehlt an Geld und Schutz." Gegen Deutschland laufen
derzeit mehrere Verfahren der EU-Kommission dazu. Laut Angaben der
Bundesregierung fehlen für Natura 2000 und andere Maßnahmen fast 900
Millionen Euro im Jahr. "Es wäre ein leichtes, diese aus dem fast 60
Milliarden schweren EU-Agrarbudget zu nehmen." Mit dieser Finanzierung
könnten Landwirte für die Anlage von Brut- und Nahrungsplätzen für
Vögel und Insekten honoriert werden.

Hintergrund: 

Vor Beginn der UN-Biodiversitätskonferenz kommen am 14. November im
ägyptischen Sharm-El-Scheich hochrangige Regierungsvertreter aus
nahezu allen Staaten der Welt zusammen, darunter 80 Umweltminister.
Unter dem Motto "Investieren in die Biodiversität - für die Menschheit
und den Planeten" beraten sie zwei Tage lang über Wege den Schutz der
Artenvielfalt in die Bereiche Energie, Bergbau, Infrastruktur,
Industrie und Gesundheit zu integrieren. Bei der letzten
Vertragsstaatenkonferenz vor zwei Jahren in Mexiko ging es vorrangig
um die Sektoren Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei. In Ägypten
wird zudem eine Abschlusserklärung der Regierungen erwartet, die Wege
für ein neues globales Abkommen im Kampf gegen das Artensterben
aufzeigen soll. Dieses soll im Jahr 2020, auf der nächste
UN-Biodiversitätskonferenz in Peking verabschiedet werden.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 124, 13.11.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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TAGUNG/1823: 25 Jahre ehrenamtlicher Einsatz für Fledermäuse in NRW (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 9. November 2018

25 Jahre ehrenamtlicher Einsatz für Fledermäuse in NRW

NABU-Landesfachausschuss Fledermausschutz lädt zur Jubiläums-Tagung
nach Essen



Seit mittlerweile 25 Jahren setzen sich Fledermausfreunde
verbandsübergreifend für den Schutz heimischer Fledermäuse ein. Mehr
als 100 ehrenamtliche Experten stehen landesweit als Ansprechpartner
zur Verfügung, wenn es darum geht Fledermausquartiere zu betreuen,
Naturschutzverbände bei Artenschutzkonflikten zu beraten, öffentliche
Exkursionen anzubieten oder auch 1.Hilfe für verletzte Fledermäuse zu
leisten und fledermausfreundliche Häuser auszuzeichnen. Die jährliche
Tagung spielt dabei eine zentrale Rolle, ob als Forum für den
Erfahrungs- und Wissensaustausch rund um das Thema Fledermäuse oder
als Diskussionsplattform und Vernetzungstreffen für aktive
Fledermausschützer.

Das diesjährige Jubiläumstreffen im Lighthouse in Essen, unterstützt
durch den NABU Ruhr, spannt in zahlreichen Vorträgen einen Bogen von
den Anfängen des LFA Fledermausschutz in NRW, über die Fledermäuse der
Metropole Ruhr und aktuelle Schutzmaßnahmen in NRW bis hin zu den
tropischen Nektarfledermäusen Mittelamerikas. Die Tagung ist
keineswegs nur für Experten bestimmt. Interessierte und Neulinge im
Fledermausschutz sind herzlich willkommen. Die Teilnahme an der Tagung
ist wie jedes Jahr kostenlos.

Weiteres zur Anmeldung, zum Programm und zum Veranstaltungsort unter

 www.fledermausschutz.de




Zur Jubiläumstagung laden wir Sie herzlich ein:

Wann: Samstag, 17.11.2018, 10:00 - 17:30 Uhr

Wo: LIGHTHOUSE, Margaretenstr. 21, 45145 Essen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung/Terminhinweis, 09.11.2018

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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BEGEGNUNG/1889: Hanau - Adventliches Erzählcafé mit Jahresausklang am 27.11.2018


Adventliches Erzählcafé mit Jahresausklang im Olof-Palme-Haus



Das letzte Erzählcafé in diesem Jahr des Hanauer Seniorenbüros in
Kooperation mit der Initiative Nachbarschaftshilfe Kesselstadt e. V.
findet am Dienstag, 27. November von 15 bis 16.30 Uhr im
Olof-Palme-Haus (OPH) in der Pfarrer-Hufnagel-Straße 2 statt. Die
ehrenamtlichen Organisatorinnen Bärbel Beisiegel und Marita Koch laden
zusammen mit ihrem Team zum Adventsnachmittag und Jahresausklang ein.
Elo Acklau und Margitta Lange sorgen für musikalische Untermalung, es
wird gemeinsam gesungen und vorgelesen, kurze literarische oder
musikalische Beiträgen der Gäste sind willkommen. Wer in diesem Jahr
an den Veranstaltungen teilgenommen hat, ist herzlich willkommen zur
Abschlussveranstaltung des Jahres 2018, eine Anmeldung ist nicht
unbedingt notwendig. Anmeldungen und Informationen gibt Bärbel
Beisiegel, ehrenamtliche Mitarbeiterin des Seniorenbüros unter Telefon
06181- 77393, das Seniorenbüro unter Telefon 06181-6682050 oder die
Initiative Nachbarschaftshilfe Kesselstadt, Telefon 06181-197779 (Mo.
und Do. von 10-12 Uhr). Das nächste Erzählcafé im neuen Jahr findet am
Dienstag, 29. Januar 2019 statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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BEGEGNUNG/1888: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 25.11.2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang vom Bahnhof Wilhelmshöhe entlang der
Wilhelmshöher Allee lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein,
die den Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 25. November, 14 Uhr.
Treffpunkt ist an der KVG-Haltestelle Bahnhof Wilhelmshöhe, Tramlinien
1, 3, 4 und 7.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter der Telefonnummer 0561/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KINO/5729: Hanau - "Grüner wird's nicht" am 3. Dezember 2018


Grüner wird's nicht

Kino-Erzählcafé am Montag, 3.12.2018



Das Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros und des Kinocenters Kinopolis
zeigt am Montag, 3. Dezember 2018 die Komödie "Grüner wird's nicht,
sagte der Gärtner und flog davon" mit Elmar Wepper und Emma Bading.
(Die für den 26. November geplante Vorstellung ist bereits komplett
ausverkauft.) Im Vorfeld des Films gibt es von 13.15 bis 14.30 Uhr im
Foyer des Kinopolis Kaffee, Tee und Kuchen zu je einem Euro.

Für die Veranstaltung gibt es Kinokarten für fünf Euro das Stück im
Kinopolis (Am Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich
ab 13 Uhr und am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit
Gehbehinderung mit oder ohne Rollator oder im Rollstuhl
(Rollstuhlplätze) können sich Plätze in der barrierefreien "Reihe K"
reservieren lassen. Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es bei
Karin Dunkel vom Seniorenbüro, Telefon 06181/66820-50,
karin.dunkel@hanau.de und bei der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula
Lehmann (Telefon 06181/254897).

Inhalt:

Schorsch ist Gärtner in einer bayerischen Kleinstadt und schuftet
täglich in seinem Betrieb, der kurz vor der Pleite steht. Er redet
nicht gern und auch nicht viel. Hat er nie. Die Ehe mit seiner Frau
ist längst entzaubert und zu allem Überfluss möchte seine Tochter
jetzt auch noch an die Kunstakademie. "Ein solcher Schmarrn!" ist
alles, was Schorsch dazu einfällt. Nur über den Wolken, in seinem
klapprigen Propeller-Flugzeug, einer alten Kiebitz, fühlt sich
Schorsch wirklich frei. Doch dann missfällt dem Chef des lokalen
Golfplatzes, den Schorsch angelegt hat, der Grünton des Rasens und
Schorsch bleibt auf seiner Rechnung sitzen. Als der Gerichtsvollzieher
kurz darauf sein geliebtes Flugzeug pfänden will, setzt sich Schorsch
in die Kiebitz, packt den Steuerknüppel und fliegt einfach davon. Ohne
zu wissen, wohin. Es beginnt eine Reise, die ihn an ungekannte Orte
führt, voller skurriler und besonderer Begegnungen - und mit jedem
Start und jeder Landung öffnet der Gärtner ganz langsam sein Herz
wieder für das, was man eine Ahnung von Glück nennt...

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. November 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KINO/5728: Bocholt - Frauenkino "Die göttliche Ordnung" am 12. Dezember


Frauenkino "Die göttliche Ordnung" im Kinodrom



Bocholt (PID). Am Montag, 12. Dezember 2018, wird im Kinodrom Bocholt,
Meckenemstraße 8, anlässlich 100 Jahre Wahlrecht für Frauen der
Kinofilm "Die göttliche Ordnung" gezeigt. Beginn ist 18 Uhr. Der
Eintritt beträgt 5 Euro.

Am 12. November 1918 erhielten Frauen in Deutschland erstmals das
aktive und passive Wahlrecht. Daran möchte das Frauen-Netzwerk Bocholt
sich gemeinsam mit allen Interessierten erinnern und hat daher das
Frauenkino organisiert.

Der Film "Die göttliche Ordnung"

Der Film "Die göttliche Ordnung" behandelt das Schweizer
Frauenstimmrecht und dessen späte nationale Einführung im Jahr 1971.
Er nimmt das Publikum auf eine emotionale Reise von Nora, einer jungen
Hausfrau und Mutter, die sich in den 70er-Jahren für das
Frauenstimmrecht einsetzt. "Der Film setzt all den Menschen ein
Denkmal, die damals für gleiche politische Rechte gekämpft haben",
sagt Astrid Schupp, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Bocholt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. November 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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MARKT/4156: Kassel - Weihnachtsbasar am 28. November 2018


Weihnachtsbasar im Bürgersaal



Zu seinem traditionellen Weihnachtsbasar lädt der Seniorenbeirat am
Mittwoch, 28. November, und Donnerstag, 29. November, jeweils von 11
bis 18 Uhr, in den Bürgersaal des Rathauses ein. Ein barrierefreier
Zugang mit einem Fahrstuhl ist vom Rathausinnenhof möglich.

Kunsthandwerk, Bastel- und Handarbeiten, selbstgemachte Marmelade und
Plätzchen sowie vielseitige Geschenkideen, keinesfalls nur für ältere
Menschen, sind dabei auf zahlreichen Ständen im Bürgersaal vertreten.
Auch in diesem Jahr wird es eine Tombola mit vielen Preisen und eine
Cafeteria mit leckeren Angeboten geben.

Im vergangenen Jahr konnten aus dem Erlös fast 12.000 Euro an Kasseler
Heime und andere Senioreneinrichtungen vergeben werden. Der
Seniorenbeirat freut sich auch in diesem Jahr wieder auf viele
Besucherinnen und Besucher, um möglichst ein ähnlich gutes Ergebnis zu
erzielen. Information unter der Telefonnummer (0561) 787-5024.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. November 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de
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